
Deutscher Bundestag 
9. Wahlperiode 

Drucksache 9/1322 
04.02.82 

Sachgebiet 707 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Jahreswirtschaftsbericht 1982 der Bundesregierung 

Inhaltsverzeichnis 

Ziffern 

A. Für 1982 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele  	1 bis 9 

I. Ausgangslage  	1 bis 2 

II. Wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 	3 bis 9 

B. Für 1982 geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik 	 10 bis 56 

I. Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, Wachstum und 
Stabilität 	  10 bis 24 
Geld- und Kreditpolitik  	12 
Haushalts- und Steuerpolitik 	  13 bis 16 
Länder und Gemeinden 	  17 bis 19 
Arbeitsmarktpolitik  	. 20 

Ausländerpolitik  	21 

Preis- und einkommenspolitisches Verhalten 	 22 bis 23 

II. Europäische und internationale Wirtschaftspolitik 	 25 bis 37 
Europäische Wirtschafts- und Währungspolitik 	 26 bis 27 

Internationale Währungspolitik  	28 
Außenwirtschaftspolitik 	  29 bis 37 

III. Ordnungs- und Strukturpolitik 	  38 bis 56 

Wettbewerbs- und Verbraucherpolitik 	  40 bis 41 

Mittelstandspolitik  	42 
Berufliche Bildung  	43 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft zugeleitet mit 
Schreiben des Bundeskanzlers — 14 (42) — 600 01 — Ja 13/82 — vom 4. Februar 1982. 
Federführend: Bundesminister für Wirtschaft. 



Drucksache  9/1322 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

Ziffern 

Sektorale Strukturpolitik 	  44 bis 47 

Strukturberichterstattung  	48 

Sektorale Strukturpolitik in besonderen Bereichen 	 49 bis 51 

Energiepolitik  	52 

Umweltpolitik  	53 

Regionale Strukturpolitik  	54 

Wirtschaftsförderung Berlin  	55 

Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen  	56 

C. Stellungnahme der Bundesregierung zum Jahresgutachten 
1981/82 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung 	  57 bis 73 

Anlage 

A. Rückblick auf die Jahresprojektion 1981 sowie die tatsächlich ein-
getretene Entwicklung 	1 bis 7 

B. Jahresprojektion 1982  	8 bis 18 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/1322 

Jahreswirtschaftsbericht 1982 der Bundesregierung 

Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
hiermit dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den 
Jahreswirtschaftsbericht 1982 vor. Dieser Bericht enthält für 
das Jahr 1982: 

A. die angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele 
sowie als Anlage die Jahresprojektion 1982; 

B. die geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik; 

C. die Stellungnahme zum Jahresgutachten des Sachverstän-
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (Rat). 

Wie in den vorhergehenden Jahreswirtschaftsberichten nimmt 
die Bundesregierung nicht nur im Teil C (Stellungnahme im 
engeren Sinne), sondern auch in anderen Teilen im Sachzu-
sammenhang zum Jahresgutachten 1981/82 (JG) des Sachver-
ständigenrates Stellung. 
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A. Für 1982 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 

I. Ausgangslage 

1. Die Weltwirtschaft steht zu Beginn des Jahres 
1982 weiterhin im Zeichen erheblicher Belastungen 
und struktureller Veränderungen. Vor allem das Zu-
sammentreffen von anhaltender Wachstumsschwä-
che und steigender Arbeitslosigkeit mit immer noch 
hohen Inflationsraten kennzeichnet nach wie vor 
die wirtschaftliche Lage in den meisten westlichen 
Industrieländern. Bemühungen, die Wirtschafts-
strukturen den insbesondere durch die Ölpreisent-
wicklung veränderten Marktverhältnissen anzupas-
sen, waren bisher nur begrenzt erfolgreich. Erhebli-
che Fehlbeträge in den öffentlichen Haushalten, 
hartnäckige Preissteigerungen und zum Teil immer 
noch hohe Leistungsbilanzdefizite engten außerdem 
in einer Reihe von Ländern die Handlungsmöglich-
keiten der Wirtschafts- und Finanzpolitik ein. Nach 
der im Jahre 1980 eingetretenen rezessiven Ent-
wicklung ist es infolgedessen bisher noch nicht zu 
der erhofften weltweiten Belebung der Wirtschafts-
aktivität gekommen. Nachfrage und Produktion ha-
ben sich vielmehr seit Anfang 1981 insgesamt gese-
hen nur wenig verändert. 

Anhaltende Stagnationstendenzen bestimmen die 
Entwicklung insbesondere in Westeuropa. Beleben-
den Wirkungen steigender Ausfuhren, die nicht zu-
letzt durch die Wechselkursentwicklung begünstigt 
wurden, stehen hier immer noch eher dämpfende 
Einflüsse von der Binnennachfrage gegenüber. In 
den USA traten nach einer vorübergehenden Bele-
bung zu Jahresbeginn im späteren Verlauf des Jah-
res 1981 rezessive Kräfte erneut deutlicher zutage. 
Lediglich in Japan dauerte das Wirtschaftswachs-
tum bis zuletzt an. Trotz einer starken Ausweitung 
des Exports ließ aber auch hier das Tempo gegen 
Jahresende spürbar nach. 

Die schwache Weltkonjunktur spiegelte sich in einer 
ruhigen Entwicklung des Welthandels wider. Stabili-
sierend wirkte dabei vor allem die erheblich gestie-
gene Nachfrage der OPEC-Staaten, mit der diese auf 
die Vergrößerung ihrer Deviseneinnahmen reagier-
ten. Die starke Zunahme der Ausfuhren in jene Län-
der und der rückläufige Ölverbrauch trugen wesent-
lich dazu bei, daß sich die im Vorjahr sprunghaft an-
gewachsenen Leistungsbilanzdefizite der Industrie-
länder 1981 insgesamt wieder deutlich zurückbilde-
ten; doch blieben die Leistungsbilanzen von einem 
Ausgleich zumeist noch weit entfernt. In den nichtöl-
fördernden Entwicklungsländern hat sich dagegen 
die außenwirtschaftliche Situation weiter ver-
schlechtert; für viele von ihnen führte dies zusam-
men mit dem international hohen Zinsniveau zu ei-
ner erheblichen Verschärfung der Finanzierungs-
schwierigkeiten. Gleichwohl haben diese Länder 
insgesamt ihre Einfuhren weiter gesteigert. 

Ungelöste Anpassungsprobleme sowie der noch 
nicht hinreichend gebremste Auftrieb von Kosten 

und Preisen werden voraussichtlich zunächst auch 
weiterhin die weltwirtschaftliche Entwicklung prä-
gen. Zwar sind die Voraussetzungen dafür, daß die 
Stagnationstendenzen im Laufe des Jahres 1982 
überwunden werden können, in den vergangenen 
Monaten besser geworden, doch dürfte die zu erwar-
tende Wachstumsbelebung kaum ein Ausmaß errei-
chen, das für eine Sicherung des Beschäftigungsni-
veaus oder gar für einen Abbau der hohen Arbeitslo-
sigkeit ausreicht. Dies gilt um so mehr, als die Hand-
lungsmöglichkeiten der Wirtschaftspolitik voraus-
sichtlich begrenzt bleiben. So ist eine dauerhafte 
Senkung des Zinsniveaus nur dann zu erwarten, 
wenn es gelingt, die inflationären Kräfte und die 
außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte einzudäm-
men. Auch eine Begrenzung der Defizite des Staates 
könnte in einigen wichtigen Ländern hierzu beitra-
gen. Fortschritte bei dem Bemühen um mehr Wachs-
tum und Beschäftigung hängen ferner nicht zuletzt 
davon ab, ob und inwieweit handelshemmende Ein-
griffe in den internationalen Warenaustausch ver-
mieden werden können. Die unter dem Eindruck 
schwerwiegender Arbeitsmarktprobleme vielerorts 
verstärkten protektionistischen Tendenzen müssen 
daher mit großer Sorge betrachtet werden. 

2. Gravierende binnen- und außenwirtschaftliche 
Schwierigkeiten stellen auch die Wirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland nach wie vor auf eine 
harte Probe. Erhebliche strukturelle Anpassungs-
zwänge, die nicht nur eine Folge der massiven Ener-
gieverteuerungen sind, sondern auch auf Verschie-
bungen in den Wettbewerbsverhältnissen beruhen, 
belasten weiterhin Wachstum und Beschäftigung. 

Die seit Frühjahr 1980 erkennbare Verlangsamung 
der Wirtschaftsaktivität setzte sich zwar seit Beginn 
des vergangenen Jahres nicht weiter fort; anderer-
seits läßt aber die angestrebte Belebung immer noch 
auf sich warten. Seit der Jahreswende 1980/81 gehen 
vom Auslandsabsatz beachtliche Anstöße auf die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung aus; die dämpfen-
den Wirkungen der bis zuletzt schwachen Inlands-
nachfrage konnten dadurch jedoch nicht voll ausge-
glichen werden. Angesichts rückläufiger Realein-
kommen und relativ hoher Zinsen hielten sich vor 
allem die privaten Haushalte mit ihren Käufen deut-
lich zurück. Unausgelastete Kapazitäten, erheblich 
gedrückte Erträge und vergleichsweise hohe Finan-
zierungskosten beeinträchtigten darüber hinaus die 
private Investitionstätigkeit. Allerdings war ihre Ab-
nahme wegen der Notwendigkeit, die Kosten zu sen-
ken und die Produktivität zu steigern, bisher relativ 
begrenzt. Dies gilt nicht für die Entwicklung der pri-
vaten und öffentlichen Bauinvestitionen, die nach ei-
ner längeren Phase der Nachfrageschwäche erheb-
lich zurückgehen. Insgesamt blieben nachhaltige 
Impulse für eine Steigerung der Produktion bislang 
aus. Dies und das kostenbedingte Bemühen der Un-
ternehmen, die vorhandenen Aufträge mit weniger 
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Arbeitskräften zu bewältigen, lösten einen beschleu-
nigten Rückgang der Beschäftigung aus. Da gleich-
zeitig das Arbeitskräfteangebot — vor allem aus de-
mographischen Gründen — weiter zunahm, vergrö-
ßerte sich das Ungleichgewicht auf dem Arbeits-
markt erheblich, wobei die Entwicklung auf den ein-
zelnen Teilmärkten nach wie vor unterschiedlich 
verlief. Die von jahreszeitlichen Einflüssen berei-
nigte Arbeitslosenzahl zeigte das ganze Jahr über 
eine deutlich steigende Tendenz. 

Sichtbare Fortschritte wurden dagegen im außen-
wirtschaftlichen Bereich erzielt. Obwohl sich das 
Verhältnis von Ausfuhr- und Einfuhrpreisen (terms 
of trade) im Jahresdurchschnitt erneut verschlech-
terte und die Fehlbeträge bei den Dienstleistungen 
und Übertragungen weiter zunahmen, ging das Lei-
stungsbilanzdefizit insgesamt im Vergleich zu 1980 
merklich zurück. Im Verlaufe des Jahres trat die 
Wende zum Besseren immer deutlicher zutage. Vor 
allem der starke Exportanstieg, der durch die bis 
zum Sommer anhaltende Abwertung der D-Mark 
wesentlich begünstigt wurde, trug hierzu bei. Entla-
stend wirkte außerdem die verhaltene Einfuhrent-
wicklung, in der sich zwar einerseits die gedämpfte 
Wirtschaftstätigkeit widerspiegelte, in der aber an-
dererseits auch der sparsamere Umgang mit Ener-
gie zum Ausdruck kam. 

Demgegenüber verlief die Preisentwicklung unbe-
friedigend. Anstelle der erwarteten Verlangsamung 
sind die Verbraucherpreise im abgelaufenen Jahr 
beschleunigt gestiegen. Neben internen Kostenstei-
gerungen spielte dabei eine entscheidende Rolle, 
daß der gesunkene Wechselkurs der D-Mark die Im-
portpreise in ungewöhnlichem Maße in die Höhe 
trieb. Mit der seit Herbst wieder festeren Bewertung 
der D-Mark ist freilich in den letzten Monaten eine 
gewisse Entlastung eingetreten; allerdings sind 
gleichzeitig die landwirtschaftlichen Erzeugerprei-
se, nachdem sie eine Zeitlang ruhig verlaufen waren, 
zuletzt stärker als saisonbedingt angestiegen. 

Die wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik 
Deutschland ist — gemessen an den im Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz genannten Zielen — weiter-
hin sehr unbefriedigend. Aufgrund der Entwicklung 
im abgelaufenen Jahr sind gleichwohl Chancen für 
eine Besserung in wichtigen Bereichen vorhanden. 
So konnte vor allem ein Abgleiten der Wirtschaft in 
einen sich selbst verstärken den Schrumpfungspro-
zeß vermieden werden. Seit Mitte vergangenen Jah-
res zeigen einige Stimmungsindikatoren für das 
Verarbeitende Gewerbe (Ifo-Konjunkturtest) wieder 
eine Klimaverbesserung an, die freilich bisher noch 
keinen Niederschlag in den Produktionsziffern ge-
funden hat. Außerdem gelang es — auch nach An-
sicht des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung —, trotz 
des starken Teuerungsdrucks aus dem Ausland eine 
Anpassungsinflation zu verhindern. Die deutlichen 
Besserungstendenzen in der Leistungsbilanz zeigen 
überdies, daß der notwendige Anpassungsprozeß an 
die veränderten weltwirtschaftlichen Bedingungen 
in Gang gekommen ist. Die Sicherung des Stabili-
tätsvorsprungs gegenüber dem Ausland und weitere 
Fortschritte bei der Rückkehr zu einem außenwirt

-

schaftlichen Gleichgewicht sind wesentliche Vor-
aussetzungen für eine dauerhafte Verbesserung der 
Wachstums- und Beschäftigungsperspektiven. 

II. Wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 

3. Hauptaufgabe der deutschen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik ist es, auf der Grundlage weiterer 
Fortschritte bei der außenwirtschaftlichen Anpas-
sung und der Inflationsbekämpfung die Wachstums-
kräfte der Wirtschaft zu stärken und so die Aussich-
ten für die Arbeitsmarktentwicklung wieder zu bes-
sern. Diese schwierige und nur in einem Mehrjah-
reszeitraum zu lösende Aufgabe allein dem Staat 
übertragen zu wollen, hieße jedoch, die Wirkungs-
möglichkeiten staatlicher Maßnahmen zu über-
schätzen und die Komplexität ökonomischer Ab-
läufe außer acht zu lassen. Erfolg oder Mißerfolg der 
staatlichen Wirtschafts- und Finanzpolitik werden 
entscheidend mitbestimmt vom Verhalten und den 
Reaktionen der unmittelbar am Wirtschaftsprozeß 
Beteiligten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Aus-
gangslage für die deutsche Wirtschaft sich gegen-
über dem Vorjahr leicht verbessert und die Einsicht 
in notwendige Strukturanpassungen insgesamt zu-
genommen hat; sie erwartet daher, daß die 1982 mög-
lichen gesamtwirtschaftlichen Ergebnisse insge-
samt weniger von den im Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetz genannten Zielen abweichen, als dies im 
vergangenen Jahr der Fall war. 

4. Aufgrund der derzeit verfügbaren Informatio-
nen und unter der Voraussetzung, daß der Wirt-
schaftsprozeß in diesem Jahr nicht durch gravie-
rende außenwirtschaftliche Einwirkungen gestört 
wird, hält die Bundesregierung 1982 eine gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung für erreichbar, bei der 

a) das Bruttosozialprodukt im Verlaufe des Jahres 
leicht zunimmt und das Vorjahresniveau um 
1 bis 1 1 /2% überschreitet, 

b) der Beschäftigungsabbau im Jahresverlauf ge-
ringer wird und die Arbeitslosenzahl nicht über 
rd. 6 % aller Erwerbspersonen bzw. rd. 7 % der un-
selbständigen Erwerbspersonen im Jahresdurch-
schnitt hinausgeht, 

c) der Anstieg der Verbraucherpreise auf rd. 5 % im 
Jahresdurchschnitt und rd. 4 % im Jahresverlauf 
zurückgeführt werden kann, 

d) die positive Entwicklung des Außenbeitrags an-
hält und somit das Leistungsbilanzdefizit auf 
etwa 0 bis 10 Mrd. DM abgebaut wird. 

Nach sorgfältiger Abwägung der Unsicherheiten 
und der möglichen Risiken hält die Bundesregie-
rung aus heutiger Sicht diese Jahresergebnisse für 
1982 für wahrscheinlicher als andere denkbare ge-
samtwirtschaftliche Zielkombinationen. Die Jahres-
projektion baut jedoch — wie jede andere gesamt-
wirtschaftliche Prognose — auf einer Reihe von Hy-
pothesen und Bedingungen auf, die nicht im Einfluß-
bereich der Bundesregierung liegen und deren Ein- 
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treffen naturgemäß nicht gesichert ist. Dies gilt in 
besonderem Maße für die Annahmen hinsichtlich 
der internationalen Handelsbeziehungen und der 
Zinsentwicklung. (Die der Jahresprojektion zugrun-
degelegten Annahmen und Bedingungen sind im 
einzelnen in der beigefügten Anlage erläutert.) 

5. Die gesamtwirtschaftliche Produktion — gemes-
sen an dem von Saison- und Kalendereinwirkungen 
bereinigten Bruttosozialprodukt — dürfte Ende des 
vergangenen Jahres leicht über dem Durchschnitt 
1981 gelegen haben. Anders als im Vorjahr ist der 
Einstieg in das Jahr 1982 somit nicht durch einen ne-
gativen „Überhang" des Sozialprodukts vorbelastet, 
der erst noch aufzuholen wäre. Vielmehr gab es 
schon in der zweiten Jahreshälfte 1981 eine leichte 
Aufwärtsbewegung, die allerdings noch sehr 
schwach ausgeprägt war. Bereits ein Anhalten die-
ser Entwicklung im weiteren Jahresverlauf würde 
im Jahresdurchschnitt 1982 zu einem geringfügigen 
Wirtschaftswachstum in der Größenordnung von 
1 /2 bis 1 % führen. Die Urteile darüber, ob diese 
leichte Belebung tatsächlich das Ende der außeror-
dentlich langen Rezessions- und Stagnationsphase 
signalisiert oder nur das Ergebnis von Zufalls-
schwankungen darstellt, gehen noch weit auseinan-
der. Die meisten Beobachter im In- und Ausland er-
warten jedoch, daß sich nach dem Auslaufen der 
Bremswirkungen der zweiten Ölpreisexplosion und 
aufgrund der zwischenzeitlichen Stabilisierungs- 
und Anpassungsfortschritte im Jahre 1982 allmäh-
lich die Wachstumskräfte in den westlichen Indu-
strieländern und in der Binnenwirtschaft — unter-
stützt durch weiterhin steigende Nachfrage außer-
halb der Industrieländer — wieder durchsetzen. 
Dies hängt allerdings nicht zuletzt von der weiteren 
internationalen Zinsentwicklung ab. Unterschiedli-
che Auffassungen bestehen zudem darüber, ob der 
neue Wachstumsprozeß bereits in der ersten Jahres-
hälfte oder erst im späteren Verlauf einsetzen wird. 
Die Prognosen gehen jedoch übereinstimmend da-
von aus, daß die Aufwärtsbewegung diesmal — ins-
besondere infolge der noch ungelösten Anpassungs-
probleme — weltweit schwächer als in den früheren 
Wachstumsperioden ausfallen dürfte. 

Von der Inlandsnachfrage sind im Jahresdurch-
schnitt insgesamt noch keine Wachstumsimpulse zu 
erwarten. Positive Effekte dürften dagegen — wie 
im Vorjahr — von der Exportnachfrage ausgehen. 
Die verbesserte preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Exportwirtschaft, ihre verstärkten 
Anstrengungen zum Erhalt und Ausbau von Markt-
positionen sowie eine den weltweiten Strukturan-
passungsnotwendigkeiten weitgehend entspre-
chende Angebotspalette dürften die Verkaufschan-
cen der deutschen Wirtschaft auf den Auslands-
märkten auch 1982 günstig beeinflussen. Gleichzei-
tig ist nach den internationalen Prognosen mit einer 
eher noch steigenden Nachfrage in den Haupthan-
delspartnerländern nach verarbeiteten Erzeugnis-
sen zu rechnen. Nach den letzten Schätzungen wird 
das Wachstum des Sozialproduktes im gesamten 
OECD-Bereich zwar wie im Vorjahr voraussichtlich 
nur etwa 1 bis 1 1 /2 % ausmachen; bei der erwarteten 
Abschwächung in den USA bedeutet das für die eu

-

ropäischen Länder, die Hauptabnehmer für deut-
sche Exportgüter sind, nach dem Produktionsrück-
gang im Vorjahr aber wieder eine positive Entwick-
lung. Der Welthandel dürfte sich insgesamt beleben 
und um etwa 3 bis 5 % zunehmen; das Wachstum der 
deutschen Exportmärkte — regionale und gütermä-
ßige Importnachfrage in den einzelnen Ländern, ge-
wichtet mit den deutschen Exportanteilen — dürfte 
sogar noch etwas stärker ausfallen. Fraglich bleibt 
dagegen, ob und in welchem Ausmaß von der deut-
schen Exportwirtschaft auch in diesem Jahr noch 
weitere Marktanteile hinzugewonnen werden kön-
nen. Dies dürfte in erster Linie vom weiteren Ver-
lauf der Wechselkurse und von der Kostenentwick-
lung im Inland abhängen. Insgesamt kann jedoch 
von einer Fortsetzung der positiven Ausfuhrtenden-
zen auch in diesem Jahr ausgegangen werden. Der 
Exportanstieg wird allerdings vermutlich nicht 
mehr so kräftig wie im Vorjahr ausfallen. 

Im weiteren Jahresverlauf dürfte diese Entwicklung 
der Auslandsnachfrage auch positiv auf die Inlands-
nachfrage, insbesondere die Investitionen im Unter-
nehmensbereich, ausstrahlen. Gemessen an der 
schwachen Entwicklung der Gesamtnachfrage, der 
starken Kostenbelastung und dem dadurch ausgelö-
sten Ertragsverfall blieben die Anlageinvestitionen 
der Unternehmen im Vorjahr zwar auf einem be-
merkenswert hohen Niveau; für die Bewältigung der 
Wachstums-, Beschäftigungs- und Strukturanpas-
sungsprobleme der deutschen Wirtschaft reicht die 
derzeitige Investitionstätigkeit jedoch keineswegs 
aus. Daher müssen alle Anstrengungen vorrangig 
darauf gerichtet werden, die Investitionstätigkeit 
der Wirtschaft nachhaltig zu stärken, die Zahl der 
wettbewerbsfähigen Arbeitsplätze zu erhöhen und 
das Wachstum des Produktionspotentials wieder zu 
vergrößern. Für den Jahresdurchschnitt 1982 muß 
zwar damit gerechnet werden, daß das Volumen der 
Anlageinvestitionen im Unternehmensbereich 
nochmals zurückgehen wird. 

In der Jahresprojektion wird jedoch — in Überein-
stimmung mit den Ergebnissen von Unternehmens-
befragungen — davon ausgegangen, daß sich die In-
vestitionstätigkeit der Unternehmen im Jahresver-
lauf stabilisiert und danach langsam wieder zu-
nimmt. Hierfür sprechen nicht nur die von der Ex-
portentwicklung zu erwartenden Impulse sondern 
auch die inzwischen in Kraft getretenen Verbesse-
rungen der steuerlichen Rahmenbedingungen für 
die Investitionen. Die Stärkung der privaten Investi-
tionstätigkeit setzt allerdings voraus, daß es zu einer 
deutlichen und nachhaltigen Entlastung auf der Ko-
stenseite — bei Lohnstückkosten, Einfuhrpreisen 
und Zinsen — kommt. Ohne eine spürbare Verbesse-
rung der in den letzten Jahren erheblich verringer-
ten Erträge sowie der Ertragsaussichten ist weder 
eine anhaltende Belebung der Investitionen noch 
eine Erhöhung des Arbeitsplatzangebotes zu erwar-
ten. 

Nachdem es im Vorjahr im Zusammenhang mit der 
Abschwächung der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion zu einem Lagerabbau kam, ist in diesem Jahr 
bei wieder steigender gesamtwirtschaftlicher Pro-
duktion mit einer leichten Zunahme der Vorratsbil- 
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dung zu rechnen. Der Private Verbrauch wird dage-
gen auch in diesem Jahr kaum eine konjunkturstüt-
zende Rolle spielen; die dämpfenden Effekte, die das 
Bild der privaten Verbrauchsnachfrage im Vorjahr 
bestimmten, werden jedoch voraussichtlich geringer 
ausfallen. Schwächer als im Vorjahr dürfte sich in-
des die staatliche Endnachfrage entwickeln. 

Alles in allem folgt aus einer solchen Entwicklung 
der Nachfrage eine langsame Aufwärtsbewegung 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion im Jahres-
verlauf, die — vor allem getragen von der Ausfuhr — 
im Jahresdurchschnitt 1982 ein Wachstum des re-
alen Sozialprodukts in der Größenordnung von 1 bis 
1 1 /2 % ermöglichen dürfte. 

6. Mit wieder wachsendem Bruttoinlandsprodukt 
ging bereits in der zweiten Hälfte des Vorjahres eine 
leichte Beschleunigung der Produktivitätsentwick-
lung einher. Für dieses Jahr muß mit einer Fortset-
zung dieser Tendenz gerechnet werden. Für die Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt bedeutet das, daß der Be-
schäftigungsabbau in diesem Jahr trotz des erwarte-
ten geringen Wachstums des Sozialproduktes vor-
aussichtlich weiter anhalten wird. Die Zunahme der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion dürfte nämlich 
auch 1982 hinter dem Produktivitätszuwachs der Ge-
samtwirtschaft zurückbleiben. Hinzu kommt, daß 
der geringeren Arbeitskräftenachfrage auch in die-
sem Jahr wiederum infolge des Berufseintritts der 
geburtenstarken Jahrgänge und der Zunahme der 
ausländischen Erwerbspersonen ein um rd. 150 000 
bis 200 000 Personen steigendes Arbeitskräfteange-
bot gegenübersteht. Zunächst noch abnehmende 
Nachfrage nach Arbeitskräften einerseits und stei-
gendes Arbeitskräfteangebot andererseits lassen 
damit einen weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit 
unvermeidbar erscheinen. Das Ausmaß der zuneh-
menden Arbeitslosigkeit ist allerdings nicht zuletzt 
auch abhängig von der weiteren Entwicklung an den 
nationalen und internationalen Finanzmärkten, den 
Reaktionen der Unternehmen sowie den Entschei-
dungen der Tarifparteien. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß der Anstieg der Arbeitslosigkeit 
auf rd. 6 % aller Erwerbspersonen bzw. rd. 7 % der 
unselbständigen Erwerbspersonen begrenzt werden 
kann. Im Jahresverlauf müßte dann allerdings der 
Beschäftigungsabbau allmählich auslaufen, so daß 
dem steigenden Arbeitskräfteangebot keine abneh-
mende Arbeitskräftenachfrage mehr gegenüber-
steht. Dies hätte zur Folge, daß sich der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit im späteren Jahresverlauf — bei 
Ausschaltung von Saison- und Witterungseinflüssen 
— allmählich abschwächt. 

7. Seit dem Herbst des vergangenen Jahres ist es 
mit der Erholung des D-Mark-Wechselkurses zu 
spürbaren Preisrückgängen für Einfuhrgüter ge-
kommen. Trotz dieser dämpfenden Einflüsse lag das 
Verbraucherpreisniveau wegen der vorangegange-
nen starken Aufwärtsentwicklung und des jüngsten 
Anstiegs der Agrarpreise um die Jahreswende er-
heblich über dem Jahresdurchschnitt („Überhang" 
von fast 2 1 /2 %). Trotz dieser außergewöhnlichen 
Vorbelastung und trotz der bereits jetzt absehbaren 
weiteren Preissteigerungen wird in der Jahrespro-

jektion eine Abschwächung des Verbraucherpreis-
anstiegs auf rd. 5 % im Jahresdurchschnitt ange-
nommen. Hierfür sind vor allem folgende Gründe 
maßgebend: Die Einfuhrverteuerungen dürften in 
diesem Jahr bei der unterstellten Wechselkursent-
wicklung nur relativ gering ausfallen; darüber hin-
aus wird davon ausgegangen, daß der Lohnkosten

-

auftrieb bei geringerem Effektivlohnanstieg und hö-
herem Produktivitätsfortschritt als im Vorjahr spür-
bar nachläßt. Da außerdem die Spielräume für die 
Überwälzung von Kostensteigerungen bei dem an-
gekündigten Kurs der Geldpolitik gering bleiben 
dürften, kann insgesamt mit einer deutlichen Abfla-
chung des Verbraucherpreisanstiegs im Jahresver-
lauf auf rd. 4 % .gerechnet werden. 

8. In Ziffer 4 dieses Berichts sind die Gründe ge-
nannt, die auch 1982 für einen deutlichen Anstieg 
der Exporte wenn auch etwas schwächer als im 
Vorjahr — sprechen. Gleichzeitig dürfte es aber, 
wenn sich die Inlandsnachfrage im Verlauf festigt, 
auch wieder zu einer stärkeren Belebung des Im-
portvolumens kommen. Vor allem vom erwarteten 
Umschwung im Lagerzyklus werden entsprechende 
Wirkungen auf die Importe ausgehen. Selbst wenn 
die Scherenbildung zwischen realer Export- und Im-
portentwicklung nicht so stark wie im Vorjahr aus-
fallen dürfte, kann doch — in konstanten Preisen ge-
rechnet — mit einer weiteren Ausweitung des Au-
ßenbeitrages gerechnet werden. Anders als in den 
vergangenen drei Jahren ist aber vor allem infolge 
der ruhigeren Entwicklung der Rohstoffpreise und 
der Wechselkurse nicht mit einem stärkeren An-
stieg der Importpreise als der Exportpreise zu rech-
nen. Für das Verhältnis von Ausfuhr- und Einfuhr-
preisen (terms of trade) kann im Jahresdurchschnitt 
eher eine ausgeglichene Entwicklung und im Ver-
lauf sogar eine Verbesserung erwartet werden. Der 
nominale Außenbeitrag wird daher voraussichtlich 
weiter kräftig zunehmen und so einen großen 
Schritt in Richtung Leistungsbilanzausgleich er-
möglichen. Zwar ist — wegen der vielfältigen Ein-
flußgrößen — eine Schätzung der Leistungsbilanz-
entwicklung besonders unsicher; den Annahmen 
der Jahresprojektion für den Waren- und Dienstlei-
stungsverkehr mit dem Ausland und den unentgelt-
lichen Übertragungen würde aber ein Abbau des 
Leistungsbilanzdefizits auf eine Größenordnung 
von 0 bis 10 Mrd. DM entsprechen. 

9. Die Erläuterungen der Eckwerte der Jahrespro-
jektion für Wachstum, Beschäftigung, Preisentwick-
lung und Außenbilanz zeigen deutlich, wie stark ihre 
Realisierung auch von den autonomen preis- und , 

einkommenspolitischen Entscheidungen abhängig 
ist. Die Chancen für die weitere Exportentwicklung, 
der Umfang der künftigen Investitionstätigkeit und 
damit die Entwicklung am Arbeitsmarkt werden 
weitgehend auch dadurch beeinflußt, wie das er-
reichbare Volkseinkommen verteilt wird. 

Unter den Annahmen der Jahresprojektion dürfte 
das Volkseinkommen in diesem Jahr um ca. 5 % und 
damit etwas schwächer als das nominale Bruttoso-
zialprodukt zunehmen. Bei dieser angenommenen 
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Entwicklung des Volkseinkommens sind der An-
stieg 'der indirekten Steuern, die voraussichtliche 
Entwicklung der Subventionen sowie die Auswei-
tung der Abschreibungen auf einen steigenden Ka-
pitalbestand bereits berücksichtigt. In der Jahres-
projektion wurde ein Anstieg der effektiven Brutto-
löhne und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer 
von rd. 4 1 /2 % unterstellt. Dabei ist zu berücksichti-
gen, daß sich bei der erwarteten gesamtwirtschaftli-
chen Produktionsentwicklung ein positiver Abstand 
zwischen Effektiv- und Tariflohnentwicklung erge-
ben dürfte. Auch Gewichtsverschiebungen in der 
Lohn- und Gehaltsstruktur, die sich bei einer Ab-
nahme der Beschäftigtenzahl erfahrungsgemäß ein-
stellen, dürften hierzu beitragen. Die genannte 
Durchschnittszahl für den Anstieg der Bruttolöhne 
und -gehälter je Beschäftigten darf also nicht mit 
dem Ausmaß möglicher Tarifanhebungen verwech-
selt werden. Unter Berücksichtigung der um etwa 
1 % abnehmenden Beschäftigtenzahl und der über

-

proportional steigenden Beiträge zur Sozialversi-
cherung als Folge der Beitragssatzanhebungen 
würde sich damit eine Zunahme der Bruttoeinkom-
men aus unselbständiger Arbeit von rd. 4 % ergeben. 
Die Brutto-Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men könnten dann um etwa 7 bis 9 % zunehmen. Bei 
dieser Verteilungsstruktur ist zu berücksichtigen, 
daß sowohl 1980 als auch 1981 die Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit mit 7,9 % bzw. 4,7 %, also 
insgesamt 13 %, deutlich stärker zugenommen ha-
ben als die Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men; diese stiegen 1980 nur um 1,4 % und nahmen im 
Vorjahr um rd. 1 % ab, d. h. sie stagnierten praktisch 
in diesem Zeitraum. Die Gewinne der Unternehmen 
für sich betrachtet haben dabei sogar erheblich ab-
genommen. Gemessen an der — um Änderungen in 
der Beschäftigungsstruktur bereinigten — Lohn-
quote würden mit den Werten der Jahresprojektion 
die Verteilungsrelationen des Jahres 1980 wieder-
hergestellt werden. 
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B. Für 1982 geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik 

I. Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, 
Wachstum und Stabilität 

10. Die akute Wachstumsschwäche und die sich 
auch mittelfristig abzeichnenden Beschäftigungs-
probleme können nur durch eine mehrjährige 
wachstums- und beschäftigungspolitische Strategie 
überwunden werden. Im Mittelpunkt dieser Strate-
gie muß über die ganze Breite der volkswirtschaftli-
chen Angebotspalette hin eine Verstärkung der In-
vestitionen (private und öffentliche Anlageinvesti-
tionen), der Innovationen und des Produktivitätsan-
stiegs stehen. Nur durch eine solche breit angelegte 
Modernisierung und Ausweitung des Produktions-
potentials können in den nächsten Jahren genügend 
Arbeitsplätze erhalten und neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. 

Für die Investitions- und Innovationsentscheidun-
gen in der Wirtschaft und die Abschätzung der Ab-
satzchancen spielen die Perspektiven für die Ent-
wicklung der Zins-, Arbeits- und Materialkosten so-
wie der staatlich beeinflußten Rahmenbedingungen 
eine große Rolle. Sie beeinflussen und formen letzt-
lich die Erwartungen und damit die Entscheidungen 
der Investoren. Die wachstums- und beschäftigungs-
politischen Bemühungen müssen deshalb vorrangig 
darauf gerichtet sein, das Vertrauen in eine positive 
Entwicklung dieser wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen zu stärken. 

Bei allen Maßnahmen muß beachtet werden, daß die 
deutsche Wirtschaft in einem engen internationalen 
Verbund steht. Aus dieser Einbindung kann und 
darf sie nicht herausgelöst werden. Nationale Maß-
nahmen allein können deshalb nur in begrenztem 
Maße zur Überwindung der Wachstumsschwäche 
und der damit verbundenen Arbeitslosigkeit beitra-
gen. Gleichzeitig mit den binnenwirtschaftlichen Be-
mühungen sind somit auch verstärkte Anstrengun-
gen zur internationalen Kooperation und Koordinie-
rung unerläßlich. 

Für die nationalen und internationalen Anstrengun-
gen hat der Staat zwar eine wichtige Führungsauf-
gabe. Er allein ist aber nicht in der Lage, die struktu-
relle Anpassung und Verbesserung der deutschen 
Volkswirtschaft sicherzustellen. Die Anpassung der 
deutschen Wirtschaftsstruktur an die nachhaltig 
veränderten weltwirtschaftlichen Bedingungen und 
eine dauerhafte Verbesserung von Wachstum und 
Beschäftigung können nur durch gemeinsame An

-

strengungen aller für die Wirtschaft Verantwortli-
chen erzielt werden. Dazu müssen neben der Bun-
desregierung, dem Bundestag, dem Bundesrat, der 
Bundesbank, den Ländern und Gemeinden auch die 
Tarifparteien, die Wirtschaftsverbände, die Gewerk-
schaften und erst recht die Unternehmen selbst sich 
an der Lösung dieser Aufgabe beteiligen. Niemand 
ist von der Verantwortung frei, in seinem Bereich 

auf Bedingungen hinzuarbeiten, die neues Wirt-
schaftswachstum und damit mehr Arbeitsplätze 
bringen. 

11. Zentrale Orientierungspunkte für die Gemein-
schaftsinitiative müssen sein: 

a) Alle wirtschafts- und finanzpolitischen Entschei-
dungen müssen zu der mittel- und längerfristig 
unerläßlichen Umstrukturierung des Sozialpro-
dukts von konsumtiven zu mehr investiven Ver-
wendungen beitragen. Die eingeleiteten Schritte 
müssen zügig fortgesetzt werden, wobei jedoch 
konjunkturelle Aspekte zu beachten sind. 

b) Wesentlicher Bestandteil dieser Strategie muß es 
sein, dem eingeleiteten Abbau des Leistungsbi-
lanzdefizits, der Milderung der internationalen 
Zinsabhängigkeit und der Schaffung eines weite-
ren Spielraums für Zinssenkungen Vorrang ein-
zuräumen. 

c) Die mit der finanzpolitischen „Operation '82" (vgl. 
Ziffer 14 dieses Berichts) eingeleitete Umschich-
tung des Sozialprodukts zu mehr Investitionen 
und zur Reduzierung der Kreditfinanzierung des 
Bundeshaushalts muß mittelfristig fortgesetzt 
werden. Die in diesem Zusammenhang beschlos-
senen zusätzlichen wachstums- und beschäfti-
gungsfördernden Maßnahmen mit einem Ge-
samtvolumen von rd. 27,5 Mrd. DM (in den Jah-
ren 1982 bis 1985) sowie die in der mittelfristigen 
Finanzplanung vorgesehene schrittweise Verrin-
gerung der Nettokreditaufnahme haben die Aus-
gangslage bereits wesentlich verbessert. Die da-
mit verbundene Entspannung an den Kapital-
märkten muß dauerhaft abgesichert werden. 

d) Eine vorübergehende Erhöhung der Nettokredit-
aufnahme ist deswegen nur vertretbar bei etwai-
gen konjunkturbedingten Mindereinnahmen 
und Mehrausgaben. Finanzwirksame Maßnah-
men zur Überwindung der Wachstums- und 
Strukturschwäche müssen dagegen durch Um-
schichtungen bei den öffentlichen Ausgaben und 
im steuerlichen Bereich finanziert werden. Dies 
schließt eine Erhöhung indirekter Steuern ohne 
dauerhafte Erhöhung der Steuerquote nicht 
aus. 

e) Die Umstrukturierung von konsumtiven zu inve-
stiven Verwendungen muß auch durch entspre-
chende Entscheidungen und Vereinbarungen der 
Tarifparteien unterstützt werden. Die für Wachs-
tum und Beschäftigung notwendige Stärkung. 
der Erträge und der Eigenkapitalbildung sollte 
dabei ebenso berücksichtigt werden wie eine ver-
stärkte Beteiligung der Arbeitnehmer an der Bil-
dung des Produktivvermögens und die Möglich- 
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keiten tarifvertraglicher Verkürzungen der Le-
bensarbeitszeit. 

f) Aus Gründen der Versorgungssicherheit, wettbe-
werbsfähiger Arbeitsplätze und der Verbesse-
rung der Leistungsbilanz muß der erfolgreich 
eingeleitete Prozeß der Einsparung von Energie 
sowie des Ausbaus und der Diversifizierung des 
Energieangebots fortgesetzt und verstärkt wer-
den. 

g) Um die Ausbildungs- und Beschäftigungschan-
cen der jungen Menschen zu verbessern und die 
Möglichkeiten der beruflichen Qualifizierung ge-
nerell zu stärken, müssen die Bemühungen um 
eine vermehrte Bereitstellung von Ausbildungs-
plätzen sowie um die berufliche Fortbildung und 
Umschulung verstärkt werden. 

h) Zur Verbesserung der Beschäftigungschancen 
und zur Erweiterung der individuellen Gestal-
tungsmöglichkeiten sollten sowohl im öffentli-
chen als auch im privaten Bereich flexiblere Ar-
beitszeit- und Beschäftigungsregelungen ange-
strebt werden. 

i) Damit die Wachstums- und Beschäftigungsmög-
lichkeiten der Wirtschaft genutzt werden kön-
nen, müssen auf allen Ebenen und in allen Berei-
chen die Bemühungen um den Abbau von unge-
rechtfertigten Investitionshemmnissen fortge-
setzt werden. Hierzu gehört auch eine sorgfälti-
gere Differenzierung in der Beurteilung, ob es 
sich um tatsächliche oder nur vermeintliche Be-
hinderungen handelt. 

j) Um die Freiheit des Welthandels zu erhalten und 
um die Probleme der Weltwirtschaft durch ge-
meinsame Anstrengungen zu entschärfen, müs-
sen sowohl bilateral als auch international alle 
Möglichkeiten einer engen Zusammenarbeit in 
der Wirtschafts- und Währungspolitik genutzt 
werden. 

Im einzelnen hält die Bundesregierung im Rahmen 
dieser wachstums- und beschäftigungspolitischen 
Strategie folgende Maßnahmen zur Förderung von 
Beschäftigung, Wachstum und Stabilität für erfor-
derlich: 

Geld- und Kreditpolitik 

12. Die Deutsche Bundesbank hat gemäß dem Be-
schluß des Zentralbankrates vom 3. Dezember 1981 
für die Ausweitung der Zentralbankgeldmenge vom 
vierten Quartal 1981 zum vierten Quartal 1982 ein 
Zielband von 4 bis 7% vorgesehen. Die Bundesregie-
rung stimmt mit dieser Zielsetzung überein. Auch 
nach ihrer Überzeugung würde es sich schädlich 
auswirken, Strukturprobleme der Wirtschaft durch 
eine Politik leichten Geldes überspielen zu wollen. 
Bei anhaltender Verbesserung der Leistungsbilanz 
und bei nachlassendem Inflationsdruck erwartet sie, 
daß die Bundesbank die obere Hälfte des Zielbandes 
für die Geldmengenausweitung ansteuert und mög-
lichst frühzeitig Spielräume, die sich von der inter-
nationalen Entwicklung her ergeben, für zinspoliti-
sche Entscheidungen nutzt. 

Haushalts- und Steuerpolitik 

13. Auf der Grundlage der „Operation '82" wird die 
Haushaltspolitik des Bundes im Verlaufe der mittel-
fristigen Finanzplanung bis 1985 durch eine entspre-
chende Begrenzung der Ausgabenentwicklung die 
jährliche Neuverschuldung allmählich, stetig und 
nachhaltig verringern. Die Bundesregierung wird 
Subventionen (Finanzhilfen und Steuervergünsti-
gungen) und sonstige Leistungen überprüfen, auch 
mit dem Ziel, die wachstumsfördernden Impulse des 
Haushaltes zu verstärken. 

14. Zur Förderung von Wachstum und Beschäfti-
gung sind im Rahmen der „Operation '82" bereits 
haushalts- und steuerpolitische Maßnahmen mit ei-
nem Gesamtvolumen von rd. 27,5 Mrd. DM in den 
Jahren 1982 bis 1985 beschlossen worden. Im we-
sentlichen handelt es sich hierbei um folgende 
Haushaltsmaßnahmen: 

a) mehrjährige Anpassungshilfen für die Eisen-
und Stahlindustrie und die Verstärkung des 
Stahlforschungsprogramms, 

b) verstärkte Förderung der Energieeinsparung in 
Bundesgebäuden, im Rahmen des Heizenergie-
programms sowie des Kohleheizkraftwerks- und 
Fernwärmeprogramms, 

c) zusätzliche Förderung laufender Wohnungs-
bauprogramme, 

d) Förderung der Anwendung von Mikroelektronik 
und optischer Nachrichtentechnik 

sowie 

um folgende Maßnahmen zur Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen für private Inve-
stitionen durch: 

e) Verbesserung der degressiven AfA 
— für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-

vermögens von 25 auf 30 %, 
— für Betriebsgebäude und für Wohngebäude 

(Mehrfamilienhäuser) auf 5 % in den ersten 
acht Jahren, 

f) Heraufsetzung der Abschreibungshöchstbe-
träge des § 7 b EStG bei 
— Einfamilienhäusern und Eigentumswohnun-

gen auf 200 000 DM, 
— Zweifamilienhäusern auf 250 000 DM, 

g) prämien- bzw. steuerunschädliche Verwendung 
von Bausparmitteln durch Mieter zur Moderni-
sierung ihrer Mietwohnungen, 

h) Ausdehnung des bis zu 5 Mio. DM begrenzten 
Verlustrücktrages auf zwei Jahre, 

i) eine auf drei Jahre befristete Investitionszulage 
für Umstrukturierung in der Eisen- und Stahlin-
dustrie und Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen 
in Stahlregionen. 

15. Als Beitrag zu der notwendigen Gemein-
schaftsinitiative für Arbeitsplätze, Wachstum und 
Stabilität hat die Bundesregierung am 3. Februar 
1982 folgende zusätzliche Beschlüsse gefaßt: 
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a) Die Bundesregierung wird die Einführung einer 
zeitlich begrenzten Investitionszulage in Höhe 
von 10 % für bewegliche Wirtschaftsgüter des be-
trieblichen Anlagevermögens und für Betriebs-
gebäude (mit Ausnahme von Wohngebäuden) 
vorschlagen, die in der Zeit vom 1. Januar 1982 
bis zum 31. Dezember 1982 bestellt werden oder 
mit deren Herstellung in dieser Zeit begonnen 
wird. Voraussetzung für die Begünstigung ist, 
daß die Wirtschaftsgüter vor dem 1. Januar 1984 
geliefert oder fertiggestellt werden; bei Betriebs-
gebäuden verlängert sich die Fertigstellungsfrist 
um ein weiteres Jahr. Die Investitionszulage 
wird nur für Mehr-Investitionen gewährt, d. h. 
für Investitionen, die das durchschnittliche Inve-
stitionsvolumen des Unternehmens in den drei 
dem Begünstigungszeitraum vorangegangenen 
Jahren übersteigen. Die Bundesregierung rech-
net mit einem durch die Investitionszulage zu 
fördernden Investitionsvolumen von 40 Mrd. DM; 
dementsprechend wird die Belastung der öffent-
lichen Haushalte auf 4 Mrd. DM geschätzt, ver-
teilt auf die Jahre 1983, 1984 und 1985. 

b) Zur Förderung von privaten und öffentlichen In-
vestitionen sollen die Kreditprogramme des ERP

-

Sondervermögens und der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) um mehr als 6 Mrd. DM aufge-
stockt werden. 

Zu diesem Zweck wird der Bund die Forderungen 
des ERP-Sondervermögens gegenüber der KfW 
und der Weltbankgruppe in Höhe von insgesamt 
rd. 465 Mio. DM übernehmen und hierfür eine 
entsprechende Verpflichtungsermächtigung vor-
sehen. Auf diesem Wege wird das ERP-Sonder-
vermögen in die Lage versetzt, zuzüglich zum 
ERP-Wirtschaftsplan 1982 zinsgünstige Darle-
hen bis zum Betrag von 1,6 Mrd. DM bereitzustel-
len. Diese Mittel werden für Umweltschutzmaß-
nahmen (Abwasserreinigung, Luftreinhaltung, 
Abfallwirtschaft) insbesondere bei den Kommu-
nen sowie zur Leistungssteigerung kleiner und 
mittlerer Unternehmen zur Verfügung gestellt. 

Bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau wird der 
Bund eine Kapitalerhöhung um insgesamt 600 
Mio. DM vornehmen, um die KfW in die Lage zu 
versetzen, ihre Kreditprogramme insbesondere 
an kleine und mittlere Unternehmen in einem 
Gesamtvolumen von rd. 5 Mrd. DM zu verstär-
ken. 

c) Für die Hochbaumaßnahmen des Bundes, insbe-
sondere zur Energieeinsparung und Modernisie-
rung werden bis 1985 einschließlich zusätzliche 
Mittel von rd. 800 Mio. DM bereitgestellt. Die zu-
sätzlichen Mittel sollen zu einer schnellen Auf-
tragsvergabe, insbesondere an kleine und mitt-
lere Betriebe führen. 

d) Zur Anregung privater Investitionen im Miet-
wohnungsbau soll das Mietrecht über die bisher 
vorgesehene Neuregelung hinaus in folgenden 
Punkten geändert werden: 

— Bei der Bestimmung von Vergleichsmieten 
nach dem Miethöhengesetz und de lege fe-
renda nach dem Mietspiegelgesetz werden 

nur Mieten herangezogen, die in den letzten 
fünf Jahren vereinbart worden sind. Inner-
halb von drei Jahren darf die Miete nach dem 
Vergleichsmietenverfahren in bestehenden 
Verträgen insgesamt um nicht mehr als 30 % 
angehoben werden. 
Dies entspricht Regelungen, die im Haus-
haltsstrukturgesetz für die Mietanhebung im 
sozialen Wohnungsbau bereits getroffen 
sind. 

— Bei der Vermietung von Wohnraum, der ab 
1. Januar 1981 bezugsfertig geworden ist, kön-
nen Staffelmieten für die einzelne Wohnung 
auf die Dauer von 20 Jahren vereinbart wer-
den. Jedoch darf der einzelne Mietvertrag 
zehn Jahre nicht überschreiten. 

— Um einen Anreiz für die Nutzung vorüberge-
hend leerstehenden Wohnraums zu geben, 
sollen künftig Zeitmietverträge unter be-
stimmten Voraussetzungen zugelassen wer-
den, nämlich wenn der Vermieter innerhalb 
einer Drei-Jahres-Frist den Wohnraum für 
sich, für die zu seinem Hausstand gehörenden 
Personen oder für seine Familienangehöri-
gen nutzen oder zulässigerweise abreißen 
oder wesentliche Umbau- oder Instandhal-
tungsmaßnahmen vornehmen will, und wenn 
der Mieter diese Absicht des Vermieters bei 
Vertragsabschluß gekannt hat. Das Zeitmiet-
verhältnis darf höchstens bis auf fünf Jahre 
ausgedehnt werden. Mit diesen Erfordernis-
sen werden negative Auswirkungen auf den 
bestehenden Mieterschutz (Mißbrauch zu 
Umgehungszwecken) ausgeschlossen. 

e) Die Bundesregierung fordert die Deutsche Bun-
despost auf, in eigener unternehmerischer Ent-
scheidung geplante Investitionen vorzuziehen 
und im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten 
das Investitionsvolumen zu erhöhen. 

f) In einem mehrjährigen Programm zur Verbesse-
rung der Ausbildungsplatzsituation und der Ar-
beitsmarktchancen Jugendlicher sind folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 

— Aufstockung der Förderungsmittel für über-
betriebliche Ausbildungsstätten, 

— Aufstockung der Mittel für die Förderung der 
Berufsausbildung von benachteiligten Ju-
gendlichen, 

— Aufstockung des Programms zur sozialen und 
beruflichen Eingliederung junger Ausländer, 

— Bildungshilfen zur Erleichterung der berufli-
chen Eingliederung arbeitsloser Jugendli-
cher, 

— ausbildungsbegleitende Hilfen für arbeitslose 
Jugendliche. 

Für die Duchführung des Programms sollen bis 
einschließlich 1985 insgesamt rd. 400 Mio. DM zur 
Verfügung gestellt werden. 

Darüber hinaus fordert die Bundesregierung die 
öffentlichen und privaten Arbeitgeber auf, auch 
in den nächsten Jahren für die geburtenstarken 
Jahrgänge und die wachsende Zahl jugendlicher 
Ausländer genügend Ausbildungsplätze bereit- 
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zustellen. Die derzeitige wirtschaftliche Situa-
tion darf die Unternehmen nicht dazu verleiten, 
die in den vergangenen Jahren erfreulich große 
Ausbildungsbereitschaft zu vermindern. 

g) Die Bundesregierung schlägt eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer ab 1. Juli 1983 vor. Hierbei soll 
der allgemeine Steuersatz von 13 auf 14 % und der 
ermäßigte Steuersatz von 6,5 auf 7 % angehoben 
werden. 

Aus dieser Steuererhöhung sollen zunächst be-
schäftigungspolitische Maßnahmen finanziert 
werden. Nach deren Auslaufen soll sie zu einer 
Entlastung bei der Lohn- und Einkommensteuer 
dienen. Die Bundesregierung wird hierzu einen 
Gesetzentwurf für ein Inkrafttreten zum 1. Ja-
nuar 1984 vorlegen. Die Bundesregierung ver-
folgt mit diesen Maßnahmen, die eine Umschich-
tung von der direkten auf die indirekte Steuerbe-
lastung bedeuten, zugleich eine weitere Verbes-
serung der Steuerstruktur. 

h) Die Bundesregierung wird eine Änderung der 
Abgabenordnung vorschlagen, um sicherzustel-
len, daß Abschlagszahlungen auf unstreitige 
steuerliche Mehrergebnisse aus länger dauern-
den, noch laufenden Betriebsprüfungen festge-
setzt werden können, um auf diese Weise einen 
schnelleren Steuereingang zu gewährleisten. Der 
Gesetzentwurf soll so eingebracht werden, daß er 
am 1. Januar 1983 in Kraft treten kann. 

i) Die Beteiligung der Rentner an den Kosten ihrer 
Krankenversicherung wird — statt wie bisher 
vorgesehen zum 1. Januar 1985 — um ein Jahr 
vorgezogen und bereits zum 1. Januar 1984 einge-
führt. Dadurch wird die für 1984 aufgrund der 
geltenden Rentendynamik zu erwartende Ren-
tenerhöhung um einen Prozentpunkt niedriger 
sein. Der Bundeszuschuß an die Rentenversiche-
rung wird 1984 um einen entsprechenden Betrag 
gekürzt. 

j) Die Bundesregierung hat eine Arbeitsgruppe un-
ter Federführung des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung beauftragt, alle vorlie-
genden Vorschläge zur Verkürzung der Lebens-
arbeitszeit zu prüfen. Dabei sind insbesondere 
die finanzpolitischen und arbeitsmarktpoliti-
schen Konsequenzen, die Praktikabilität und die 
Frage der Reversibilität sowie der Gesichtspunkt 
der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unter-
nehmen auf den Auslandsmärkten in die Prü-
fung einzubeziehen. Eine zusätzliche finanzielle 
Belastung der Rentenversicherungsträger muß 
ausgeschlossen sein. 

16. Für private und öffentliche Investitionen wer-
den mit diesen Maßnahmen in den nächsten Jahren 
zusätzliche Finanzierungsmittel in einer Größen-
ordnung von rd. 12 Mrd. DM bereitgestellt. 

Die Bundesregierung appelliert an die Unterneh-
men, die durch die „Operation '82" und die vorste-
henden Beschlüsse verbesserten Rahmenbedingun-
gen für zusätzliche Investitionen und damit für die 
Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen zu 
nutzen. 

Länder und Gemeinden 

17. Die Bundesregierung appelliert an die Länder 
und Gemeinden, ihrerseits einen Beitrag zur Ge-
meinschaftsinitiative zur Förderung von Arbeits-
plätzen, Wachstum und Stabilität zu leisten. Zu die-
sem Zweck erwartet die Bundesregierung, daß Län-
der und Gemeinden ihre Haushaltspolitik nach der 
Empfehlung des Finanzplanungsrates vom 14. De-
zember 1981 gestalten. Insbesondere sollen die vor-
gesehenen Investitionen möglichst frühzeitig in 
Auftrag gegeben werden. 

18. Darüber hinaus fordert die Bundesregierung 
die Länder und Gemeinden auf, von den ihnen mit 
dem Haushaltsstrukturgesetz gegebenen Möglich-
keiten sozialgerecht Gebrauch zu machen und das 
ihnen von 1982 bis 1985 zufließende Mittelaufkom-
men von etwa 4 Mrd. DM aus vorzeitig zurückge-
zahlten Darlehen, Ausgleichszahlungen für fehlbe-
legte Sozialwohnungen und aus der Zinsanhebung 
für die vor dem 1. Januar 1970 bewilligten öffentli-
chen Baudarlehen sofort für den Bau von zusätzli-
chen Sozialwohnungen einzusetzen. Wenn die Län-
der der von den Landesregierungen im Vermitt-
lungsverfahren vorgetragenen Auffassung folgen, 
können damit rd. 30 000 zusätzliche Sozialwohnun-
gen gebaut werden. 

19. Um zu einer Vermehrung des Angebotes von 
baureifem Land beizutragen, hat die Bundesregie-
rung in ihrer Regierungserklärung vom 24. Novem-
ber 1980 die Prüfung steuerlicher Maßnahmen zu 
diesem Zweck angekündigt. Sie wird diese Prüfung 
zum Abschluß bringen und einen Gesetzentwurf mit 
dem Ziel des Inkrafttretens zum 1. Januar 1983 vor-
legen. 

Arbeitsmarktpolitik 

20. Mit dem am 1. Januar 1982 in Kraft getretenen 
Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetz werden 
die Einnahmen der Bundesanstalt für Arbeit da-
durch verbessert, daß der Beitrag zur Arbeitslosen-
versicherung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
den Jahren 1982 und 1983 von je 1,5 % auf 2 % ange-
hoben wird; die Ausgaben werden durch Einspa-
rungsmaßnahmen gesenkt, die den Leistungsum-
fang begrenzen, Mißbrauch verhindern und gleich-
zeitig durch gezieltere Verwendung die Effizienz der 
eingesetzten Mittel erhöhen. 

Mit der Konzentration der Leistungen zur Förde-
rung der beruflichen Bildung auf Arbeitslose und 
unmittelbar von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeit-
nehmer ist eine verbesserte Wirksamkeit der Maß-
nahmen verbunden. Die Bundesregierung appelliert 
an die Betriebe, ihre Anstrengungen für die berufli-
che Weiterbildung der Arbeitnehmer zu verstärken. 
Insbesondere sollten auch nicht oder nur wenig qua-
lifizierte Arbeitnehmer gefördert werden. Damit 
können die Betriebe ihre Wettbewerbsfähigkeit stei-
gern und zugleich Arbeitsplätze längerfristig si-
chern. Bei vorübergehend notwendigen Produk- 
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tionseinschränkungen sollte noch stärker als im 
letzten Jahr versucht werden, den Arbeitsausfall 
durch Kurzarbeit zu überbrücken. 

Der Förderung der beruflichen Rehabilitation 
kommt weiterhin große Bedeutung zu. Mit dem 
4. Schwerbehinderten-Sonderprogramm fördern 
darüber hinaus Bund und Länder die Einstellung ar-
beitsloser Schwerbehinderter und die Ausbildung 
schwerbehinderter Jugendlicher. Die Bundesregie-
rung appelliert an öffentliche und private Arbeitge-
ber, ihre Pflichtquote zur Beschäftigung von 
Schwerbehinderten zu erfüllen und verstärkt ar-
beitslose Schwerbehinderte einzustellen. 

Die stärkere Ausrichtung der Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen auf Regionen mit überdurchschnittlich 
hoher Arbeitslosigkeit trägt der regional ungleichen 
Arbeitsmarktlage Rechnung. Für schwer vermittel-
bare Arbeitslose gelten Ausnahmen, so daß dem so-
zial Schwächsten auch 1982 zu einer Arbeit verhol-
fen werden kann. 

Das am 1. Januar 1982 in Kraft getretene Gesetz zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung und das 
Verbot der Leiharbeiten im Baugewerbe ermögli-
chen eine bessere Verfolgung der illegalen Leihar-
beit, der illegalen Ausländerbeschäftigung und der 
Schwarzarbeit. Die Bundesregierung erwartet, daß 
die zuständigen Behörden die neuen gesetzlichen 
Bestimmungen schnell und in enger Zusammenar-
beit umsetzen. 

Die nach wie vor über dem Durchschnitt liegende 
Frauenarbeitslosigkeit erfordert vor allem eine ver-
besserte Qualifizierung bei Erweiterung des berufli-
chen Spektrums und ein zusätzliches Angebot an 
möglichst qualifizierten Teilzeitarbeitsplätzen. 

Ausländerpolitik 

21. Die Ausländerpolitik der Bundesregierung ist 
darauf gerichtet, 

— die weitere Zuwanderung von Ausländern in die 
Bundesrepublik Deutschland wirksam zu be-
grenzen, 

— die Rückkehrbereitschaft zu stärken sowie 

— die wirtschaftliche und soziale Integration der 
seit vielen Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Ausländer zu verbessern 
und ihr Aufenthaltsrecht zu präzisieren. 

Nur durch eine konsequente und wirksame Politik 
zur Begrenzung des Zuzugs aus Ländern, die nicht 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaften (EG) 
sind, läßt sich die unverzichtbare Zustimmung der 
deutschen Bevölkerung zur Ausländer-Integration 
sichern. Dies ist zur Aufrechterhaltung des sozialen 
Friedens unerläßlich. 

Der Anwerbestopp für Ausländer wird deshalb un-
eingeschränkt aufrechterhalten. Dies schließt auch 
die Zulassung von ausländischen Saisonarbeitneh-
mern aus. Veränderungen von Namens- und Ge-
burtsdaten zum Zwecke der Einreise sind für inlän-
dische Behörden nicht bindend. Die Wartezeiten für 

den Zugang von Familienangehörigen ausländi-
scher Arbeitnehmer und von Asylbewerbern zum 
Arbeitsmarkt bleiben bestehen. Der Familiennach-
zug von Ausländern muß sozialverantwortlich ge-
steuert werden. Die Bundesregierung hat dazu am 
2. Dezember 1981 Beschlüsse für Sofortmaßnahmen 
gefaßt. Die Länder sind dem im wesentlichen ge-
folgt. Das Asylverfahren muß — unter Wahrung des 
Grundrechtes auf Asyl — so ausgestaltet werden, 
daß gerade im Interesse der politisch Verfolgten die-
jenigen Fälle schnell entschieden werden können, in 
denen der Antrag offensichtlich aus asylfremden 
Motiven gestellt wurde. Die Bundesregierung erwar-
tet, daß das Parlament die Beratungen zum Asylver-
fahrensgesetz zügig zum Abschluß bringt. Das Ge-
setz zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
vom 15. Dezember 1981 hat die Voraussetzungen ge-
schaffen, die illegale Einreise und die illegale Be-
schäftigung von Ausländern zu unterbinden. Die 
Bundesregierung fordert die Länder auf, von den ge-
setzlichen Möglichkeiten in vollem Umfang Ge-
brauch zu machen. 

Die Bundesregierung will in den Verhandlungen 
zwischen der EG und der Türkei über die endgültige 
Regelung der Freizügigkeit im Rahmen der beste-
henden Assoziation der Türkei an die EG eine Rege

-

lung erreichen, die den weiteren Zuzug von Arbeit-
nehmern aus der Türkei ausschließt. 

Preis- und einkommenspolitisches Verhalten 

22. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen zu stärken, um die Beschäftigung wie-
der ausweiten und die Arbeitslosigkeit verringern 
zu können, muß in diesem Jahr Vorrang vor erhöh-
ten Einkommensansprüchen haben. Vorhandene 
Arbeitsplätze zu sichern, Arbeitsplätze neu zu beset-
zen und neue Arbeitsplätze zu schaffen, erfordert 
Kostendämpfung und Leistungsverbesserung. Die 
notwendige Ausweitung der Zahl der Ausbildungs-
plätze würde erschwert, wenn die Kosten der Ausbil-
dung gerade für ausbildende Betriebe durch über-
proportionale Anhebung der Ausbildungsvergütung 
weiter verteuert würden. 

23. Mit diesem Jahreswirtschaftsbericht stellt die 
Bundesregierung gemäß § 3 des Gesetzes zur Förde-
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft gesamtwirtschaftliche Orientierungsdaten 
für 1982 zur Verfügung. Sie sollten auch bei den 
preis- und einkommensrelevanten Entscheidungen 
im Gesundheitswesen — gemäß § 405 a Reichsversi-
cherungsordnung — berücksichtigt werden. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß Unternehmer 
und Tarifparteien bei ihren autonomen preis- und 
lohnpolitischen Entscheidungen sich ihrer Mitver-
antwortung für die kurz- und mittelfristige Entwick-
lung von Wachstum, Beschäftigung und Preisstabili-
tät bewußt sind. Durch besonnene tarifpolitische 
Entscheidungen können die vorhandenen Arbeits-
plätze sicherer gemacht und kann zugleich ein soli-
darischer Beitrag zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
geleistet werden. 
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24. Die schwierige Situation der Weltwirtschaft, 
die Perspektiven für die deutsche Wirtschaft, die 
Möglichkeiten und die Voraussetzungen für eine 
Verbesserung der Beschäftigung, des Wirtschafts-
wachstums und der Preisstabilität wurden zur Vor-
bereitung dieses Jahreswirtschaftsberichts in meh-
reren Gesprächen mit Vertretern der Gewerkschaf-
ten und der Unternehmensverbände sowie mit dem 
Konjunkturrat für die öffentliche Hand erörtert. Da-
bei ergab sich weitgehende Übereinstimmung in der 
Einschätzung der gesamtwirtschaftlichen Situation 
und hinsichtlich der Notwendigkeit, daß alle für die 
Wirtschaft Verantwortlichen gemeinsam zur Über-
windung der gegenwärtigen Probleme beitragen 
müssen. 

II. Europäische und internationale Wirtschafts-
politik 

25. Die weltwirtschaftliche Entwicklung steht noch 
immer im Zeichen einer anhaltenden Wachstums-
schwäche mit steigender Arbeitslosigkeit, ungelö-
ster Inflationsprobleme und noch unzureichender 
Fortschritte bei der Bewältigung außenwirtschaftli-
cher Ungleichgewichte. Eine wesentliche Vorausset-
zung für die Lösung dieser Schwierigkeiten ist eine 
größere Bereitschaft zur raschen und konsequenten 
Anpassung an die internationalen strukturellen Ver-
änderungen. Dies erfordert nicht nur flexible und ri-
sikobereite Unternehmen, eine situationsgerechte 
Einkommenspolitik der Tarifparteien, den Abbau 
von Anpassungshemmnissen sowie einen höheren 
Stellenwert der Investitionen bei den wirtschafts-, fi-
nanz- und verteilungspolitischen Entscheidungen, 
sondern auch die Offenhaltung der Märkte, da nur 
im freien internationalen Wettbewerb die Konkur-
renzfähigkeit von Gütern und Diensten immer wie-
der getestet und aufs neue gesichert werden kann. 

Für ebenso wichtig hält es die Bundesregierung, daß 
die meisten Industrieländer inzwischen der Preisni-
veaustabilität einen hohen Rang beimessen. Denn 
die Inflation erleichtert die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit nicht, sondern erschwert sie. Hohe 
Zinsen sind in der Regel eine unvermeidliche Folge 
des Kampfes gegen die Inflation. Wenn es dabei zu 
erheblichen Steigerungen und Schwankungen mit 
zeitweiligen Risiken für die Stabilität der Devisen-
märkte sowie für Investitionen und Beschäftigung 
kommt, so ist dies in erster Linie den vorangegange-
nen inflationären Übersteigerungen anzulasten. Um 
diese Gefahr jedoch einzugrenzen und die Geldpoli-
tik bei der Inflationsbekämpfung zu entlasten, ist im 
Rahmen eines möglichst ausgewogenen Einsatzes 
aller wirtschaftspolitischen Instrumente insbeson-
dere eine Begrenzung der Staatsdefizite in einer 
Reihe von Ländern unumgänglich. Der internationa-
len Koordinierung der Wirtschaftspolitik kommt in 
diesem Zusammenhang eine wesentliche Rolle zu. 
Die Bundesregierung unterstützt alle Bemühungen, 
diese zu verbessern. 

Europäische Wirtschafts- und Währungspolitik 

26. In der Europäischen Gemeinschaft ist die 
Phase der wirtschaftlichen Unsicherheit noch nicht  

abgeklungen. Die Arbeitslosigkeit stieg im vergan-
genen Jahr weiter an, und in der Inflationsbekämp-
fung konnten bei sinkendem Außenwert der meisten 
europäischen Währungen durchgreifende Erfolge 
nicht erzielt werden. Aus den wirtschaftlichen Pro-
blemen erwachsen der Gemeinschaft neue Konflik-
te. Sie stellen eine Herausforderung der Gemein-
schaftssolidarität dar. Indessen kann der Gemein-
schaft nicht die Verantwortung für die Korrektur 
von Fehlentscheidungen im nationalen Wirtschafts-
bereich aufgebürdet werden. Die Therapie muß vor 
allem in der Ursachenbeseitigung bestehen. Dies ist 
nur in der primären Verantwortung der einzelnen 
Mitgliedstaaten möglich. Die Gemeinschaft kann in 
den Grenzen ihrer finanziellen Möglichkeiten nur 
nationale Eigenanstrengungen unterstützen und da-
durch Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Eine darüber hin-
ausgehende Belastung würde sie überfordern. 

Fehlentwicklungen und ungeklärte Fragen der Ge-
meinschaftspolitik belasten auch das Wirtschaftskli-
ma. Ihre baldige Lösung wäre deshalb zugleich ein 
Beitrag zur Besserung der Grundstimmung in der 
europäischen Wirtschaft und könnte die von Bun-
desregierung und EG-Kommission für den Jahres-
verlauf erhoffte allmähliche Erholung des Wachs-
tumsprozesses fördern. Durch eine Belebung der 
Wirtschaftstätigkeit würde auch die Lösung der 
strukturellen Probleme der Gemeinschaft erleich-
tert. Zusätzlich erfordert dies freilich, daß die Wirt-
schaftspolitik in den Mitgliedstaaten und auf Ge-
meinschaftsebene — entsprechend auch den Orien-
tierungen im Entwurf des V. Programms der EG für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik — der unterneh-
merischen Eigeninitiative mehr Raum läßt, den Aus-
bau des Binnenmarktes forciert, mehr Mut zum 
Markt auch über die Gemeinschaftsgrenzen hinaus 
beweist und nicht den Rufen nach Protektionismus 
und Staatshilfe nachgibt. 

27. Das Europäische Währungssystem (EWS) ist zu 
einem wichtigen Element der europäischen Integra-
tionspolitik geworden, das insbesondere geeignet ist, 
die währungspolitische Zusammenarbeit in Europa 
zu fördern. Das Realignment vom 4. Oktober 1981 
hat gezeigt, daß Unterschieden in der wirtschaftli-
chen Entwicklung der Teilnehmerstaaten durch 
eine Anpassung der Leitkurse im gegenseitigen Ein-
vernehmen im EWS Rechnung getragen werden 
kann. Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen 
fortsetzen, das EWS im bestehenden institutionellen 
Rahmen zu stärken und in Richtung einer engeren 
wirtschafts- und währungspolitischen Koordinie-
rung der Mitgliedstaaten auszubauen. In diesem 
Jahr bedarf es insbesondere verstärkter Anstren-
gungen zur Erreichung einer besseren wirtschaftli-
chen Konvergenz auf der Basis innerer und äußerer 
Währungsstabilität. 

Internationale Währungspolitik 

28. Die weltweiten Zahlungsbilanzungleichge-
wichte stellen die internationalen Finanzierungsme-
chanismen weiterhin vor schwierige Aufgaben. Ein 
Kernproblem bleibt die Bewältigung des anhaltend 
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hohen Leistungsbilanzdefizits der öleinführenden 
Entwicklungsländer. Für viele Länder dieser 
Gruppe dürfte eine Finanzierung von Defiziten in 
der heutigen Größenordnung auf längere Sicht nicht 
möglich sein. Daher sollte eine Anpassung der Wirt-
schaftsstrukturen, die vor allem durch eigene An-
strengungen erfolgen muß, in einem möglichst frü-
hen Stadium eingeleitet werden, um gefährliche, 
bruchartige Entwicklungen zu vermeiden. Dies liegt 
auch im Sinne eines stetigen Entwicklungsprozes-
ses dieser Länder. Daneben setzt dies jedoch auch 
voraus, daß sie für den Absatz ihrer Produkte in den 
Industrieländern einen weitgehend freien Marktzu-
gang vorfinden. 

In der gegenwärtigen schwierigen weltwirtschaftli-
chen Situation ist es besonders wichtig, daß der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) weiterhin eine 
aktive Rolle spielt. Auch künftig wird sich die Bun-
desregierung dafür einsetzen, daß die Integrität des 
IWF als Währungsinstitution und seine bewährten 
Funktionsprinzipien, die Voraussetzung seiner sta-
bilisierenden Rolle im internationalen Finanzsy-
stem sind, nicht angetastet werden. Insbesondere 
die wirtschaftspolitische Konditionalität der IWF-
Kredite muß — bei aller gebotenen Rücksichtnahme 
auf die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Be-
sonderheiten des Einzelfalls — gewahrt bleiben. Auf 
diese Weise kann der IWF wesentlich zur finanziel-
len und realwirtschaftlichen Bewältigung der Lei-
stungsbilanzdefizite beitragen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß die Entwick-
lungsländer in  zunehmendem Maße die Zusammen-
arbeit mit dem IWF suchen und mit ihm geeignete 
wirtschaftspolitische Anpassungsprogramme ver-
einbaren. Für die Bewältigung der Finanzierungs-
probleme der ölimportierenden Entwicklungsländer 
erwartet die Bundesregierung auch weiterhin einen 
Beitrag der OPEC-Länder. 

Außenwirtschaftspolitik 

29, Weltweite Wachstumsschwäche und ungelöste 
Anpassungsprobleme, deren Resultat beträchtliche 
Leistungsbilanzdefizite und hohe Arbeitslosigkeit 
sind, verstärken die Gefahr protektionistischer Ein-
griffe. Die Bundesregierung wird sich deshalb wei-
terhin mit Nachdruck für die Erhaltung des freien 
Welthandels einsetzen. Darüber hinaus ist darauf zu 
achten, daß bereits bestehende Handelsbeschrän-
kungen zumindest nicht verschärft oder zum Dau-
erelement werden. Aufmerksamkeit verdienen auch 
die an Aktualität gewinnenden Bemühungen, 
Hemmnisse im Handel mit Dienstleistungen zu ana-
lysieren und darauf aufbauend Liberalisierungs-
möglichkeiten zu prüfen. 

30. Die Bundesregierung unterstreicht die Fest-
stellung der Staats- und Regierungschefs auf dem 
Weltwirtschaftsgipfel in Ottawa, daß jede protektio-
nistische Maßnahme die Dynamik der Volkswirt-
schaften untergräbt sowie Inflation und Arbeitslo-
sigkeit verschärft. Diese Erklärung ist nicht nur 
Richtschnur für die Lösung der aktuellen handels

-

politischen Konflikte zwischen den großen Welthan-
delspartnern, sondern hat auch — den einschlägigen 
Erklärungen des Ministerrats der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung . 

(OECD) entsprechend — Geltung für die Beziehun-
gen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird sich wie bis-
her vor allem dafür einsetzen, daß möglichen Kon-
flikten mit ihren wichtigsten Partnerländern — ins-
besondere mit Japan und den USA — durch enge 
und fortlaufende Zusammenarbeit in allen Berei-
chen der Wirtschaftspolitik vorgebeugt wird. Durch 
diese Zusammenarbeit sollen nachteilige Rückwir-
kungen auf die gegenseitigen Beziehungen und die 
Weltwirtschaft insgesamt vermieden werden. 

31. Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) hat sich bei der Durchsetzung seiner Regeln 
und bei den in der Tokio-Runde eingegangenen Ver-
pflichtungen, insbesondere bei der Schlichtung han-
delspolitischer Konflikte, bewährt. Die für 1982 be-
schlossene GATT-Ministerratstagung soll die mit 
dem erfolgreichen Abschluß der Tokio-Runde gege-
benen Ansätze für eine Stärkung des liberalen mul-
tilateralen Welthandelssystems vertiefen und in ei-
nem Arbeitsprogramm weiter konkretisieren. 

Die Verhandlungen über die befristete Verlänge-
rung des Welttextilabkommens (WTA) wurden am 
22. Dezember 1981 in Genf erfolgreich abgeschlos-
sen. Das neue Abkommen (WTA III) hat eine Lauf-
zeit bis zum 31. Juli 1986. Mit diesem Abkommen 
konnte die Gefahr wesentlich schärferer einseitiger 
Eingriffe der Einfuhrländer in den Handel mit 
Textilien und Bekleidung mit gefährlichen Rückwir-
kungen für den gesamten Welthandel abgewendet 
werden. Die Sorge vor derartigen unkontrollierten 
Entwicklungen und die Rücksichtnahme auf die 
weltweit schwierige Situation im Textil- und Beklei-
dungssektor — von der auch die deutsche Industrie 
nicht verschont ist — spielten für die Haltung der 
Bundesregierung eine wesentliche Rolle. Innerhalb 
der EG hat sich die Bundesregierung mit Erfolg für 
eine Verhandlungslinie eingesetzt, mit der einer-
seits bruchartige Entwicklungen mit unvertretbaren 
wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten für 
die Textil- und Bekleidungsindustrie und ihre Be-
schäftigten vermieden werden. Andererseits konnte 
aber auch verhindert werden, daß sich extrem re-
striktive Forderungen einiger Partnerländer durch-
setzten, die zu schweren Interessenkonflikten mit 
den Entwicklungsländern und deshalb zu einem 
Scheitern der Verhandlungen geführt hätten. Eine 
entsprechende Linie wird auch in den bilateralen 
Verhandlungen zwischen der EG und den wichtig-
sten Lieferländern über die Durchführung von 
WTA III zu verfolgen sein. 

Insgesamt ist allerdings das WTA in einem freien 
Welthandelssystem nur befristet durch die außerge-
wöhnliche Lage der Textil- und Bekleidungsindu-
strie in den meisten Einfuhrländern gerechtfertigt. 
Es muß von der Textil- und Bekleidungsindustrie 
der Gemeinschaft jetzt genutzt werden, um sich an 
die internationalen Wettbewerbsbedingungen anzu-
passen. 



Drucksache 9/1322 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

32. In den internationalen Verhandlungen über 
eine Anpassung des OECD-Konsensus für öffentlich 
unterstützte Exportkredite wurde eine Erhöhung 
der Mindestzinssätze vereinbart. Dadurch wurde 
der Spielraum für staatliche Unterstützung bei der 
Exportfinanzierung beträchtlich eingeschränkt und 
somit ein Abbau von Wettbewerbsverzerrungen zwi-
schen den Industrieländern eingeleitet. Die Bundes-
regierung tritt über das jetzt erzielte Ergebnis hin-
aus für eine weitere Anpassung der Konsensuszins-
sätze an die Marktzinssätze ein. Langfristig verfolgt 
sie die Einführung eines nach Währungen differen-
zierten Mindestzinssystems, das insbesondere auch 
die USA und Japan fordern. 

33. Die internationale Konkurrenz bei Gütern, in 
denen die deutsche Wirtschaft traditionell gut im 
Wettbewerb lag, hat sich in einigen Bereichen erheb-
lich verstärkt, das gilt insbesondere im Hinblick auf 
Japan. Die deutsche Wirtschaft hat jedoch erkannt, 
daß dieser Konkurrenz nur offensiv, das heißt nur 
durch eine Verbesserung der eigenen Wettbewerbs-
fähigkeit begegnet werden kann. Selbstbeschrän-
kungsabkommen auf Regierungsebene oder ent-
sprechende internationale Kartellabsprachen von 
Unternehmen lehnt die Bundesregierung nach wie 
vor ab. Von Japan muß allerdings erwartet werden, 
daß es nicht mit abgestimmten und auf einzelne Pro-
duktgruppen konzentrierten Absatzstrategien inter-
nationale Marktentwicklungen stört und die Struk-
turanpassung in den Partnerländern überfordert. 
Japan muß sich gleichzeitig durch wachsende Fer-
tigwarenimporte stärker in den weltwirtschaftli-
chen Handelsaustausch integrieren. Insbesondere 
sollte die japanische Regierung sich bemühen, die 
im administrativen und strukturellen Bereich 
liegenden Haupthindernisse für Einfuhren abzu-
bauen. 

34. Die weitere Integration der Entwicklungslän-
der in die internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
sieht die Bundesregierung als eine wichtige Aufgabe 
an. Dabei mißt sie den inzwischen verbesserten All-
gemeinen Zollpräferenzen der EG für diese Länder 
auch weiterhin eine maßgebliche Rolle zu. Die priva-
ten Direktinvestitionen haben für die Förderung des 
Industrialisierungsprozesses in den Entwicklungs-
ländern erhebliches Gewicht. Daher setzt die Bun-
desregierung ihre Bemühungen um den Abschluß 
bilateraler Investitionsförderungsverträge fort. 
Auch multilateral tritt sie nachhaltig für die Sicher-
heit und Transparenz der Investitionsbedingungen 
ein. 

Die Wirtschaftsbeziehungen mit verschiedenen 
Ländergruppen und Ländern der Dritten Welt sollen 
weiter ausgebaut werden. Die Bundesregierung 
wird deshalb die im Kooperationsabkommen zwi-
schen EG und der Vereinigung südostasiatischer 
Staaten (ASEAN) vorgesehenen jährlichen Wirt-
schaftskontakte auch 1982 aktiv unterstützen und 
fördern. Im Europäisch-Arabischen Dialog arbeiten 
beide Seiten an einer Konkretisierung der beabsich-
tigten engeren Wirtschaftszusammenarbeit; erste 
Ergebnisse sollen auf der — in der ersten Jahres-
hälfte 1982 — vorgesehenen Außenministerkonfe

-

renz vorliegen. Der Kooperation mit den AKP-Staa-
ten (Lomé-Abkommen) im Rahmen der EG mißt die 
Bundesregierung nach wie vor große Bedeutung bei. 
Dies gilt auch für die Kooperation mit den Mittel-
meeranrainerstaaten. 

35. Der Nord-Süd-Dialog soll die ökonomischen 
und politischen Beziehungen zu den Ländern der 
Dritten Welt intensivieren und Voraussetzungen für 
die Verbesserung der bestehenden weltwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen schaffen. Die Bundesre-
gierung geht davon aus, daß eine sich fortentwik-
kelnde weltwirtschaftliche Arbeitsteilung auf Part-
nerschaft und gemeinsame Verantwortung aller 
Länder und Ländergruppen gegründet sein muß. 
Den Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer 
kommt dabei wesentliche Bedeutung zu. Die Bun-
desregierung mißt den in den Vereinten Nationen 
(VN) geplanten globalen Verhandlungen erhebliches 
Gewicht bei. Sie hält es für erforderlich, daß dabei 
die Unabhängigkeit der Sonderinstitutionen ge-
wahrt bleiben und auch die für die weitere Wirt-
schaftsentwicklung so wichtige Energiefrage behan-
delt wird. Die Gipfelkonferenz von Cancun hat dem 
Nord-Süd-Dialog neue Impulse auf höchster politi-
scher Ebene gegeben. Die Bundesregierung wertet 
die Konferenz als einen erfolgreichen Schritt. 

36. Die Bundesregierung wird sich wie bisher für 
marktwirtschaftliche Lösungen und Regelungen in 
der Rohstoffpolitik einsetzen. Das 1980 abgeschlos-
sene Internationale Übereinkommen zur Gründung 
des Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe hat die Bun-
desrepublik Deutschland am 10. März 1981 gezeich-
net. Die für den Beitritt erforderliche Ratifizierung 
wird vorbereitet. Der Fonds wird seine Tätigkeit 
eventuell noch im Jahre 1982 aufnehmen. Die Bun-
desregierung beteiligt sich weiterhin konstruktiv an 
der Diskussion von Vorschlägen zur Stabilisierung 
der Rohstoffexporterlöse der Entwicklungsländer. 

Die 3. VN-Seerechtskonferenz wird im Frühjahr 
1982 mit der XI. Session in New York fortgeführt. Bei 
den Verhandlungen wird die Bundesregierung ge-
meinsam mit anderen Tiefseebergbaustaaten auf 
wesentliche Verbesserungen — vor allem bezüglich 
des Marktzugangs der Unternehmen sowie bei 
rechtlichen und institutionellen Fragen — dringen. 

37. Die Wirtschaftsbeziehungen zu den Staatshan-
delsländern werden auf absehbare Zeit durch das 
enge Warenangebot und die begrenzte Finanzkraft 
dieser Länder eingeschränkt bleiben. Die UdSSR 
stellt mit ihrem Lieferpotential im Rohstoff- und 
Energiebereich eine Ausnahme dar. Die künftige 
Entwicklung des Ost-West-Handels wird wesentlich 
davon abhängen, inwieweit es den Staatshandels-
ländern gelingt, durch ein wettbewerbsfähiges Gü-
terangebot sich verstärkt in das Welthandelssystem 
zu integrieren. Dabei werden die Möglichkeiten zur 
Unternehmenskooperation, des wechselseitigen 
Marktzugangs und — in vertretbaren Grenzen — 
der  Fortführung unserer Bürgschaftspolitik eine 
wichtige Rolle spielen. Für die Gestaltung der Wirt-
schaftsbeziehungen der Bundesrepublik Deutsch-
land zu den Staatshandelsländern werden neben 
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den wirtschaftlichen Faktoren auch die weltpoliti-
schen Rahmenbedingungen von Bedeutung sein. 

III. Ordnungs - und Strukturpolitik 

38. Die grundsätzliche Orientierung der Wirt-
schaftspolitik an marktwirtschaftlichen Prinzipien 
ist eine wesentliche Ursache für die vergleichsweise 
starke Stellung, die die deutsche Volkswirtschaft 
auch gegenwärtig in der Weltwirtschaft einnimmt. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß auch 
künftig hohe wirtschaftliche Leistungen nur im 
Rahmen der sozial gestalteten Marktwirtschaft er-
reichbar sind. Dabei sind Leistungs- und Sozialkom-
ponente eng miteinander verbunden: so, wie soziale 
Sicherheit nicht ohne ein funktionierendes Lei-
stungssystem möglich ist, ist ökonomische Leistung 
auf Dauer nicht denkbar ohne soziale Sicherung und 
einen breiten sozialen Konsens. 

In den nächsten Jahren kommt es vor allem darauf 
an, das marktwirtschaftliche Leistungssystem in-
takt zu halten und entstandene Störungen soweit 
wie möglich abzubauen. Die Herausforderungen des 
weltweiten Strukturwandels und der zunehmende 
internationale Wettbewerb erfordern die volle Ent-
faltung und Stärkung der Leistungskraft unserer 
Wirtschaft. 

39. Neue Herausforderungen ergeben sich auch 
durch die zunehmende Neigung, notwendige Anpas-
sungen an den weltweiten Strukturwandel mit pro-
tektionistischen Mitteln zu verzögern oder gar zu 
verhindern. An die Stelle der durch internationale 
Verträge verbotenen klassischen Instrumente des 
Protektionismus treten daher vielfach neue, zum 
Teil schwerer faßbare Eingriffe in den internationa-
len Wettbewerb (z. B. Selbstbeschränkungsabkom-
men und andere nichttarifäre Handelshemmnisse 
sowie nationale Beihilfen). Unabhängig von ihrer 
Form fordert jede protektionistische Maßnahme Re-
aktionen heraus. Es ist deshalb notwendig, interna-
tional die Einsicht wieder zu stärken, daß nationale 
Probleme durch Abschottung und gezielte Bevorzu-
gung der eigenen Industrie, z. B. durch die Gewäh-
rung sektoraler Beihilfen, nicht zu bewältigen sind. 
Ihre Lösung wird allenfalls verzögert und dadurch 
nocht beträchtlich erschwert. Die Vorteile der inter-
nationalen Arbeitsteilung für Wohlstand, Wachstum, 
Beschäftigung und soziale Sicherheit werden auf 
diese Weise jedoch zunichte gemacht. 

Wettbewerbs- und Verbraucherpolitik 

40. Vor dem Hintergrund zunehmenden Wettbe-
werbsdrucks und weltmarktbedingter Anpassungs-
zwänge bleibt es zentrale Aufgabe der Wettbewerbs-
politik, für wettbewerbliche Rahmenbedingungen 
zu sorgen, die die Anpassungsfähigkeit und die Lei-
stungskraft der Wirtschaft sichern und steigern. 

Die Bundesregierung sieht in einer konsequenten 
Anwendung des kartellrechtlichen Instrumentari

-

ums einen wichtigen Beitrag zur Mobilisierung von 

Wachstumschancen und zur Verbesserung der inter-
nationalen Wettbewerbsposition der deutschen 
Wirtschaft. Dies gilt auch für die Praxis der Fusions-
kontrolle bei grenzüberschreitenden Zusammen-
schlüssen, die keine rechtliche Privilegierung gegen-
über reinen Inlandszusammenschlüssen erfahren 
dürfen, wenn Gesetzesumgehungen größeren Aus-
maßes, insbesondere auch zu Lasten kleiner und 
mittlerer Unternehmen im Inland, vermieden wer-
den sollen. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung verstärkt 
auf die Durchsetzung wettbewerblicher Prinzipien 
auch dort hinwirken, wo im Bereich der öffentlichen 
Hand das Kartellrecht keine unmittelbare Anwen-
dung findet. Die neue Praxis des Bundesministers 
für Verkehr, bei bestimmten verkehrsrechtlichen 
Tarifgenehmigungen auch ohne gesetzliche Ver-
pflichtung wettbewerbsrechtliche Grundsätze anzu-
wenden, ist ein deutlicher Schritt in diese Richtung. 
In diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung 
die Deutsche Bundesbahn aufgefordert, Drittland

-

kohle bei sonst gleichen Beförderungsbedingungen 
tariflich in Zukunft nicht mehr teurer als EG-Kohle 
einzustufen. 

Den auf grenzüberschreitende Kartellabsprachen 
und Selbstbeschränkungsabkommen drängenden . 

Kräften gilt es, energischer entgegenzuwirken. In-
ternationale Kartellabsprachen zur Erleichterung 
von Anpassungsproblemen in bestimmten Bran-
chen können allenfalls vorübergehend und aus-
nahmsweise nur dann in Betracht kommen, wenn si-
chergestellt ist, daß auf Erhaltungssubventionen 
verzichtet und die zeitweise Dämpfung des Wettbe-
werbs zur Beseitigung struktureller Branchen-
schwächen, insbesondere zum Abbau von Überkapa-
zitäten, genutzt wird. 

41. Entsprechend der Ankündigung im vorjähri-
gen Bericht sollen die wettbewerbs- und verbrau-
cherpolitischen Rahmenbedingungen auch durch 
eine Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb weiter verbessert werden. Diese Ände-
rung soll insbesondere die Rechtsposition des Ver-
brauchers stärken. Die Bundesregierung wird einen 
entsprechenden Gesetzentwurf in Kürze den gesetz-
gebenden Körperschaften zuleiten. 

Im Bereich der Verbraucherpolitik hat der gesund-
heitliche Schutz des Verbrauchers hohe Priorität. 
Insbesondere auf dem Markt für Tierarzneimittel 
hat die Aufdeckung von illegalen Praktiken gezeigt, 
daß die in den letzten Jahren geschaffenen Vor-
schriften zum Schutze des Verbrauchers nicht aus-
reichen. Die Bundesregierung hat deshalb einen Ge-
setzentwurf zur Änderung des Arzneimittelgesetzes 
vorgelegt, der schärfere Regelungen zur Überwa-
chung des Verkehrs mit Tierarzneimitteln und eine 
bessere Überwachung des Rückstandsstatus bei Le-
bensmitteln vorsieht. 

Mittelstandspolitik 

42. Für den Strukturwandel und die Wiedergewin-
nung eines hohen Beschäftigungsstandes spielen 
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kleine und mittlere Unternehmen und freie Berufe 
eine wichtige Rolle. Die Bundesregierung wird dies 
bei der Ausgestaltung ihrer Politik zur Sicherung 
günstiger wirtschaftlicher Rahmendaten auch künf-
tig in Rechnung stellen. 

Aufgrund der Ausdehnung des Verlustrücktrags 
können erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1982 Verluste bis zur Höhe von 5 Mio. DM mit den 
Gewinnen der beiden vorangegangenen Jahre ver-
rechnet werden. Dadurch wird es insbesondere mit-
telständischen Unternehmen möglich, ihre Liquidi-
täts- und Finanzierungssituation durch die erwei-
terte Rückerstattung bereits gezahlter Steuern zu 
verbessern, die erhöhten Abschreibungsmöglichkei-
ten für bewegliche Wirtschaftsgüter und Betriebsge-
bäude stärker zu nutzen und Durststrecken nach 
größeren Erweiterungs- oder Umstellungsinvestitio-
nen besser durchzustehen. Auch die Erhöhung des 
Sonderausgaben-Vorwegabzugs für Vorsorgeauf-
wendungen ab 1. Januar 1982 verbessert die steuer-
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Selbständi-
gen. Die Bundesregierung unterstützt Bemühungen, 
die Wettbewerbssituation der selbständig Tätigen zu 
verbessern, so z. B. durch die Öffnung der freiwilli-
gen Kfz-Überwachung für freiberufliche Sachver-
ständige. 

Die bewährten Maßnahmen zur Leistungssteige-
rung, zur Verbesserung der Finanzierungsbedingun-
gen bestehender sowie für die Gründung neuer mit-
telständischer Existenzen werden ebenso wie die 
Förderung von Forschung und Entwicklung in 
Klein- und Mittelunternehmen fortgeführt. Die Ver-
gabebedingungen des Eigenkapitalhilfeprogramms 
der Bundesregierung zur Förderung von gewerbli-
chen und freiberuflichen Existenzgründungen sind 
ab Anfang 1982 in einigen Punkten verbessert wor-
den. Unter anderem wurde der Höchstbetrag der 
Eigenkapitalhilfe auf 120 000 DM (im Zonenrandge-
biet und in Berlin auf 140 000 DM) angehoben. Das 
zinsverbilligte Sonderprogramm für Investitions-
kredite der Kreditanstalt für Wiederaufbau wird 
auch 1982 noch schwerpunktmäßig die Investitions-
finanzierung bei Klein- und Mittelunternehmen er-
leichtern. Die Zuschüsse für Forschungs- und Ent-
wicklungspersonal, für die 1982 wiederum 390 Mio. 
DM angesetzt sind, werden künftig auf Unterneh-
men bis 500 Beschäftigte und 50 Mio. DM Jahresum-
satz konzentriert. Damit wird — bei unverändertem 
Fördersatz von 40 % — die mittelstandspolitische 
Ausrichtung des Programms unterstrichen. Das 
1982 anlaufende Sonderprogramm ,,Anwendung der 
Mikroelektronik" wird durch seine Ausgestaltung 
als indirekt-spezifische Maßnahme dazu beitragen, 
die innovative Anpassungsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen zu erhöhen. Die Bundesre-
gierung wird prüfen, ob und wie die Bedingungen für 
innovationsorientierte Unternehmensgründungen 
weiter verbessert werden können. 

Berufliche Bildung 

43. Das Ausbildungsstellenangebot ist 1981 — im 
Vergleich zum Vorjahr — zurückgegangen. Erheb

-

lich vermindert hat sich der globale Überschuß von 

unbesetzten Ausbildungsstellen gegenüber nicht un-
tergebrachten Bewerbern. Die Bundesregierung ap-
pelliert deshalb an alle Arbeitgeber, durch entspre-
chende Anstrengungen diese Entwicklung 1982 wie-
der umzukehren, damit alle Jugendliche eine qualifi-
zierte Berufsausbildung erhalten können und noch 
vorhandene sektorale und regionale Ungleichge-
wichte auf dem Ausbildungsstellenmarkt abgebaut 
werden. Dringend sind vor allem mehr Angebote für 
junge Frauen sowie für besonders benachteiligte 
Gruppen wie z. B. ausländische Jugendliche. Die ver-
stärkte Ausbildung der jetzt die Schulen verlassen-
den geburtenstarken Jahrgänge sollte die Wirt-
schaft auch als ein geeignetes Mittel ansehen, dem 
auf Teilmärkten bestehenden oder zu erwartenden 
Facharbeitermangel entgegenzuwirken, der wachs-
tumshemmend wirken und die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft beein-
trächtigen kann. 

Sektorale Strukturpolitik 

44. Die deutsche Wirtschaft ist auch 1982 vor die 
Aufgabe gestellt, sich zügig an tiefgreifend verän-
derte weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen an-
zupassen. Das gilt nicht nur für die Gesamtwirt-
schaft, sondern insbesondere für eine Reihe von 
wichtigen Sektoren und Regionen. 

In den exportorientierten Bereichen hat es 1981 
zwar, vor allem aufgrund des insgesamt erheblich 
gesunkenen Außenwerts der D-Mark im Verhältnis 
zu wichtigen anderen Währungen, eine beachtliche 
Entlastung gegeben. Gleichwohl bedarf es weiterhin 
großer Anstrengungen, die Wettbewerbskraft nach-
haltig zu stärken. Dies ist auch Voraussetzung für 
eine dauerhafte Beseitigung des Leistungsbilanzde-
fizits. 

45. Gerade in Zeiten gedämpften Wirtschafts-
wachstums kommt es auf unternehmerische Initia-
tive und Risikobereitschaft an, um Produkte und 
Verfahren zu entwickeln, die sich im internationalen 
Wettbewerb durchsetzen können. Dies stellt zu-
gleich hohe Anforderungen an die Arbeitnehmer. 
Sie müssen nicht nur räumliche Mobilität beweisen, 
sondern auch ständige Bereitschaft zur Fortbildung 
und zum Umgang mit neuen Techniken. Die Bundes-
regierung hat in ihrer Stellungnahme zu den Struk-
turberichten (BT-Drucksache 9/762) betont, daß sie 
sich einer pauschalen Kritik an technischem Fort-
schritt und Produktivitätswachstum nicht anschlie-
ßen kann. Die Risiken für bestehende Arbeitsplätze 
werden nach ihrer Auffassung mehr als kompen-
siert durch die längerfristigen Chancen für Wachs

-

tum  und Beschäftigung, die der technische Fort-
schritt auch über eine Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit eröffnet. 

46. Aufgabe staatlicher Strukturpolitik wird es 
auch 1982 sein, die Anpassungsvorgänge insbeson-
dere durch verläßliche Rahmenbedingungen zu er-
leichtern. In Phasen intensiver Anpassungszwänge 
werden besonders häufig Forderungen an den Staat 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/1322 

herangetragen, schmerzhafte Anpassungsprozesse 
durch finanzielle Hilfen abzumildern. Die Bundesre-
gierung weist darauf hin, daß in solchen Fällen nicht 
allein die Interessen der unmittelbar Betroffenen 
berücksichtigt werden dürfen, sondern daß letztlich 
die gesamtwirtschaftliche Sicht entscheidend sein 
muß, wenn nicht auf Dauer spürbare Effizienzverlu-
ste und damit Arbeitsplatzrisiken in wesentlich grö-
ßerem Umfang in Kauf genommen werden sollen. 
Auch bei Anpassungshilfen, die zum Ziel haben, 
bruchartige Entwicklungen zu vermeiden, muß ge-
währleistet sein, daß die Anpassung damit nicht 
letztlich weitgehend verhindert wird und schließlich 
nur noch größerer Anpassungs- und Stützungsbe-
darf entsteht. 

Eine noch kritischere Überprüfung finanzieller Hil-
fen als bisher ist auch durch die geringer geworde-
nen Spielräume in den öffentlichen Haushalten ge-
boten. Die Bundesregierung hat durch die Be-
schlüsse zum Bundeshaushalt 1982 dokumentiert, 
daß sie der Unterstützung von Investitionen — vor 
allem durch Verbesserung der steuerlichen Ab-
schreibungsmöglichkeiten — Priorität einräumt, 
während für eine Reihe von Bereichen ein Subven-
tionsabbau vorgeschlagen wurde. Auch in Zukunft 
soll der Abbau bzw. die Umstrukturierung der Sub-
ventionen fortgesetzt werden. 

47. Die Bundesregierung sieht mit großer Sorge, 
daß Partnerstaaten in der EG in vielen Industrie-
zweigen insbesondere angesichts drohender Ar-
beitsplatzverluste Zuflucht zu sektoralen Beihilfen 
nehmen, die vielfach den Charakter von Erhaltungs-
subventionen tragen. Diese führen dann dazu, daß 
Arbeitslosigkeit aus diesen Staaten auch in die Bun-
desrepublik verlagert wird. Die Bundesregierung ist 
nicht bereit, vertragswidrige Beihilfepraktiken hin-
zunehmen; sie wird deshalb alle geeigneten Schritte 
unternehmen, diesen zu begegnen. Die Bundesregie-
rung hält andererseits die finanzielle Unterstützung 
der Wirtschaft, selbst wenn sie dem Ausgleich von 
Wettbewerbsnachteilen dient, oder außenwirtschaft-
liche Schutzmaßnahmen nicht für einen geeigneten 
Ansatz zur Lösung von Strukturproblemen. Im Er-
gebnis blieben nämlich die Probleme in den betrof-
fenen Branchen gemeinschaftsweit ungelöst, mit al-
len negativen Konsequenzen für andere Branchen, 
die Verbraucher und die Gesamtwirtschaft. 

Strukturberichterstattung 

48. Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr 
zu den fünf vorgelegten Strukturberichten ausführ-
lich Stellung bezogen (BT-Drucksache 9/762). Sie 
vertrat dabei die Auffassung, daß diese Berichte ins-
gesamt die Erwartungen erfüllen und die angekün-
digte Fortsetzung und Weiterentwicklung der Struk-
turberichterstattung rechtfertigen. Auch Länder, 
Gewerkschaften und Spitzenverbände der Wirt-
schaft, die von der Bundesregierung angehört wur-
den, äußerten sich überwiegend positiv. 

Im Juli 1981 wurden den beteiligten Forschungsin

-

stituten auf der Grundlage der bewährten Grund

-

sätze (vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1981, Ziffer 41) 
neue Aufträge erteilt. Im Rahmen gemeinsamer Un-
tersuchungsthemen sollen alle Institute die Ursa-
chen und Entwicklungslinien des Strukturwandels 
herausarbeiten, die Wechselbeziehungen zwischen 
Strukturwandel und gesamtwirtschaftlicher Ent-
wicklung darstellen, die Wirkungen staatlicher In-
terventionen, insbesondere von Subventionen, ana-
lysieren sowie Abbau- und Verbesserungsmöglich-
keiten in diesem Bereich aufzeigen. Eine Reihe von 
Themen soll darüber hinaus von jeweils drei Institu-
ten vertieft werden (Schwerpunktthemen). Sie be-
treffen strukturelle und gesamtwirtschaftliche 
Aspekte in den Bereichen Arbeitsmarkt, Geldpolitik 
und Inflation, internationale Wettbewerbsfähigkeit, 
Energiepreise  und Strukturveränderungen im öf-
fentlichen Sektor. Die Einführung dieser Untersu-
chungsschwerpunkte soll mit dazu beitragen, die 
einzelnen Berichte zu straffen und die Kosten des 
Gesamtprojekts zu senken. 

Die nächsten Strukturberichte sollen bis Ende 1983 
vorliegen und einen Beobachtungszeitraum ab 1960 
umfassen, mit größerem Gewicht auf dem jüngsten 
Jahrzehnt. Datenmäßig sollen die kommenden Be-
richte den Zeitraum bis 1981 mit tiefgegliederten 
Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen abdecken. Das bedeutet, daß auch die star-
ken binnen- und außenwirtschaftlichen Verände-
rungen der letzten Jahre, vor allem die Auswirkun-
gen der zweiten Ölpreiserhöhung und die Ver-
schlechterung der deutschen Leistungsbilanz, im 
Rahmen einer längerfristig angelegten Struktur-
analyse behandelt werden. In dieser Zeit wird die 
Bundesregierung prüfen, wie die Strukturbericht-
erstattung im Rahmen der vorgegebenen Eckwerte 
fortentwickelt werden kann, um ihre Nutzbarkeit 
für die Strukturpolitik zu verbessern. Dabei wird 
insbesondere zu überlegen sein, wie die Aktualität 
der Strukturberichte erhöht werden kann. 

Sektorale Strukturpolitik in besonderen Bereichen 

49. Zur Überwindung der Strukturkrise in der eu-
ropäischen Stahlindustrie hat der EG-Ministerrat 
im Juni 1981 kurz- und mittelfristig angelegte Maß-
nahmen beschlossen. Der kurzfristigen Marktstabi-
lisierung und schrittweisen Wiedergewinnung ko-
stendeckender Stahlpreise dienen Maßnahmen, die 
sich auf Mengen, Preise und außenwirtschaftlichen 
Schutz beziehen. Zur mittelfristigen Gesundung der 
EG-Stahlindustrie soll namentlich die Verschärfung 
des auf sämtliche Beihilfen in der Stahlindustrie an-
zuwendenden Subventionskodex beitragen, der für 
die Gewährung von Beihilfen neben klaren Fristen 
enge materielle Voraussetzungen vorsieht. Dazu ge-
hören insbesondere genau festgelegte Umstruktu-
rierungsprogramme zur Wiederherstellung der 
Wettbewerbsfähigkeit und Rentabilität aus eigener 
Kraft, Abbau der Produktionskapazitäten, Degressi-
vität der Beihilfen und Verbot solcher Beihilfen, die 
zu Wettbewerbsverzerrungen führen und die Han-
delsbedingungen in einer den gemeinsamen Interes-
sen zuwiderlaufenden Weise verändern. Die Bun-
desregierung erwartet von der EG-Kommission, daß 
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sie den Kodex strikt durchsetzt und daß die Regie-
rungen der übrigen Mitgliedstaaten — ebenso wie 
sie selbst — keinen Zweifel an der Beachtung der 
Beschlüsse aufkommen lassen. Sie behält sich vor, 
Schutzmaßnahmen entsprechend Artikel 37 EGKS

-

Vertrag für den Fall zu beantragen, daß am deut-
schen Stahlmarkt wegen Importen von subventio-
niertem Stahl aus anderen Ländern erneut ein 
Preisverfall droht. 

Stahlindustrie und Stahlhandel bemühen sich inzwi-
schen um kostendeckende Preise. Die Bundesregie-
rung verkennt nicht, daß die damit verbundenen 
Preiserhöhungen, namentlich ihr Tempo, die Stahl-
verarbeiter vor erhebliche Probleme stellen. Sie hat 
Verständnis für die Sorgen, die der überwiegend 
mittelständisch geprägte Verarbeitungsbereich im 
Hinblick auf eine marktgerechte Verteilung der An-
passungslasten vorbringt. Andererseits muß auch 
gesehen werden, daß Stahlverarbeitern am Fortbe-
stand einer wettbewerbsfähigen deutschen Stahlin-
dustrie gelegen ist. 

Die Schwierigkeiten am europäischen Stahlmarkt 
in den vergangenen Jahren haben bei der deutschen 
Stahlindustrie zu einem Substanzverzehr geführt, 
so daß viele Unternehmen ihre dringend notwendi-
gen Modernisierungs- und Umstellungsmaßnahmen 
nicht mehr voll aus eigener Kraft vornehmen kön-
nen. Die Bundesregierung hat deshalb ein befriste-
tes Förderprogramm beschlossen. Dazu gehören das 
Gesetz über Investitionszulagen für Investitionen in 
der Eisen- und Stahlindustrie, die verstärkte Fort-
führung des Stahlforschungsprogramms und die 
Verbesserung der Umstellungshilfen für aus der 
Stahlindustrie ausscheidende Arbeitnehmer. Dar-
über hinaus hat sie den Ländern angeboten, Anträge 
auf Gewährung der regionalen Investitionszulage 
von 8,75 % zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen in 
von der Stahlkrise besonders betroffenen Regionen 
außerhalb bestehender Fördergebiete zu unterstüt-
zen, sofern die betroffenen Länder allein zur Lösung 
der dadurch entstehenden zusätzlichen Arbeits-
marktprobleme nicht in der Lage sind. Investitions

-

hilfen für die Stahlindustrie müssen mit dem Sub-
ventionskodex vereinbar sein und sind an die Vor-
lage tragfähiger, plausibler und konkreter Unter-
nehmenskonzepte gebunden. Sie setzen die äußer-
sten, zumutbaren Leistungen der Wirtschaft, insbe-
sondere der Eigentümer, sowie einen angemessenen 
Kapazitätsabbau voraus. Soweit möglich, müssen 
dabei auch unternehmensübergreifende Rationali-
sierungsmöglichkeiten ausgeschöpft werden. 

50. Das vom Bund gemeinsam mit sechs Ländern 
finanzierte Auftragshilfeprogramm zum Ausgleich 
internationaler Wettbewerbsverzerrungen im 
Schiffbau ist Ende 1981 ausgelaufen. Es hat seinen 
Zweck erfüllt, indem es zur Verbesserung der Auf-
tragslage beigetragen und die Durchführung der er-
forderlichen Anpassungsmaßnahmen erleichtert 
hat. Um den Werften eine flexiblere Anpassung an 
international übliche Finanzierungen zu ermögli-
chen, ist als Übergangsregelung für das Jahr 1982 im 
Rahmen des VIII. Werfthilfeprogramms eine Erhö-
hung der Zinsverbilligung von bisher höchstens 
zwei auf maximal vier Prozentpunkte vorgesehen. 

51. Die Bundesregierung wird demnächst die Leit-
linien für die Luft- und Raumfahrtindustrie fort-
schreiben. Hierbei stehen Bemühungen im Vorder-
grund, die Kontinuität in diesem technologisch be-
deutsamen Industriezweig trotz der Einschränkun-
gen bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Fördermitteln sicherzustellen. Von der Industrie 
werden insbesondere beim Airbus-Programm er-
höhte Anstrengungen erwartet, um ihre Wettbe-
werbsfähigkeit zu steigern. 

Energiepolitik 

52. Die Risiken auf dem Weltölmarkt sind im Prin-
zip unverändert. Darüber darf auch die seit Früh -
jahr 1981 andauernde entspannte Lage auf dem 
Weltölmarkt nicht hinwegtäuschen. Dies bedeutet, 
daß auch die Unsicherheiten für die Ölversorgung 
der Bundesrepublik Deutschland anhalten. Die Auf-
gabenstellung für die deutsche Energiepolitik be-
steht deshalb — in Übereinstimmung mit den im in-
ternationalen Rahmen vereinbarten Grundsätzen — 
nach wie vor in weiteren Anstrengungen zur Einspa-
rung von Energie, insbesondere von Öl, und der ver-
läßlichen Versorgung mit allen alternativ zum Öl 
verfügbaren Energieträgern zu volkswirtschaftlich 
vertretbaren Bedingungen. 

Die Bundesregierung hat im November 1981 in der 
Dritten Fortschreibung des Energieprogramms ihre 
energiepolitischen Ziele und die Politik zu ihrer Ver-
wirklichung dargelegt (BT-Drucksache 9/983). Sie 
sieht deshalb davon ab, die Schwerpunkte ihrer 
Energiepolitik in diesem Jahreswirtschaftsbericht 
nochmals vorzulegen. 

Umweltpolitik 

53. Die Umweltpolitik der Bundesregierung zielt 
darauf ab, Umweltschäden und durch Umweltbela-
stungen verursachte Einschränkungen der Flächen-
nutzung von vornherein zu vermeiden. Mit den 
knappen natürlichen Ressourcen und mit dem knap-
pen Gut Boden muß sparsam umgegangen werden. 
Die auf dieser Grundlage konzipierte Umweltpolitik 
der Bundesregierung schafft auch die Voraussetzun-
gen für eine langfristige Sicherung der Existenz-
grundlagen der deutschen Volkswirtschaft und da-
mit auch der Arbeitsplätze. Ebenso ist eine lei-
stungsfähige Volkswirtschaft notwendige Grund-
lage für eine wirksame Umweltpolitik. Die bisheri-
gen Untersuchungen über die Arbeitsplatzeffekte 
des Umweltschutzes zeigen, daß die Umweltpolitik 
in den vergangenen Jahren im Ergebnis zur Stabili-
sierung des Beschäftigungsstandes beigetragen hat. 
Im Rahmen der vorliegenden Strukturberichte der 
Wirtschaftsforschungsinstitute wird bestätigt, daß 
die Umweltpolitik insgesamt die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
nicht gefährdet hat. Die Umweltpolitik der Bundes-
regierung hat sich insgesamt als positive Herausfor-
derung für die Innovationskräfte der Marktwirt-
schaft bewährt. Für die Bundesregierung kommt da- 
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her ein Abbau von Umweltschutzanforderungen 
nicht in Betracht. 

In den nächsten Jahren geht es neben dem konse-
quenten Vollzug und der Weiterentwicklung des vom 
Bundesgesetzgeber geschaffenen wirksamen Um-
weltrechts vor allem darum, die Entwicklung und 
den Einsatz neuer umweltschonender Produktions-
verfahren und Produkte noch stärker als bisher vor-
anzutreiben. Denn eine umfassende und gesamt-
wirtschaftlich kostengünstige Verminderung der 
Umweltbelastungen ist vor allem durch Maßnah-
men an den Entstehungsquellen selbst zu erzielen. 
Zunehmend an Bedeutung gewinnt hierbei im Rah-
men des bestehenden Umweltrechts der Einsatz von 
marktwirtschaftlich orientierten Lenkungsinstru-
menten, die den umweltpolitischen Anforderungen 
entsprechen und geeignet sind, die Eigeninitiative 
der Marktteilnehmer zu stärken und fortdauernde 
Anreize zur umweltschonenden Umstrukturierung 
wirtschaftlicher Prozesse zu schaffen. Vor allem un-
ter diesen Gesichtspunkten wurden auf Initiative 
der Bundesregierung u. a. die Abwasserabgabe ein-
geführt und die Sonderabschreibungsregelungen 
für Umweltschutzinvestitionen nach § 7 d EStG ver-
bessert. Mit gleicher Zielsetzung werden darüber 
hinaus gegenwärtig Verhandlungen mit der Kraft-
fahrzeugindustrie und anderen Wirtschaftsberei-
chen geführt sowie in der vorgesehenen neuen tech-
nischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft die fle-
xiblen Ausgleichsregelungen im Rahmen einer „Sa-
nierungsklausel" weiter verbessert; danach können 
neue Anlagen unter bestimmten Voraussetzungen 
auch dann genehmigt werden, wenn weitergehende 
Emissionsverminderungen durch Maßnahmen an 
Anlagen von Dritten erzielt werden. Die Umweltpoli-
tik der Bundesregierung ist auch international aner-
kannt; sie billigt dem einzelnen im Rahmen eines 
wirksamen Umweltschutzes und der marktwirt-
schaftlichen Ordnung weitgehende Entscheidungs-
freiheit zu. 

Zur Flankierung ihrer Umweltpolitik nach außen 
räumt die Bundesregierung der verstärkten Harmo-
nisierung umweltpolitischer Anforderungen im in-
ternationalen und supranationalen Rahmen einen 
hohen Stellenwert ein. 

Bei der Entwicklung und Durchführung energiepoli-
tischer Maßnahmen sind wirtschafts- und umwelt-
politische Aspekte zugleich zu beachten. Besondere 
Bedeutung kommt hier der Energieeinsparung zu, 
denn rationeller und sparsamer Umgang mit Ener-
gie ist auch ein Beitrag zum Umweltschutz. 

Im Hinblick auf eine bessere Koordination und Ver-
minderung der vielfältigen, konkurrierenden An-
sprüche an Grund und Boden wird der Raumord-
nung und Landesplanung eine wachsende Bedeu-
tung bei der Unterstützung der umwelt- und wirt-
schaftspolitischen Ziele beigemessen. 

Regionale Strukturpolitik 

54. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver

-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 

wurde 1981 mit einer deutlichen Reduzierung der 
Fördergebiete und einer Herabsetzung der Förder-
höchstsätze eine Konzentration der knappen Mittel 
erreicht; die Effizienz der Regionalpolitik wird hier-
durch gesteigert. Im Jahre 1982 wird der Anpas-
sungsprozeß in der deutschen Stahlindustrie durch 
Förderung von Ersatzarbeitsplätzen in den beson-
ders betroffenen Regionen regionalpolitisch zu stüt-
zen sein. Das Zonenrandgebiet wird wie bisher auch 
in Zukunft bevorzugt gefördert, um seine wirtschaft-
lichen Nachteile aus der Teilung Deutschlands und 
aus seiner Randlage zu den Wirtschaftszentren der 
Europäischen Gemeinschaft auszugleichen. 

Allgemein wird es unter gesamt- wie regionalwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten verstärkt darauf an-
kommen, die spezifischen Entwicklungschancen 
auszuschöpfen, die sich den einzelnen Regionen auf-
grund ihrer eigenen Möglichkeiten bieten. In diesem 
Zusammenhang ist auch zu sehen, daß die für die 
Raumordnung zuständigen Minister des Bundes 
und der Länder in ihrem Beschluß zur Fortschrei-
bung des Bundesraumordnungsprogramms vom 
12. November 1981 übereingekommen sind, die bis-
her gültigen Zielsetzungen der Raumordnung zu 
überprüfen. 

In der EG-Regionalpolitik steht nach Abschluß der 
Vorarbeiten für 1982 eine Neugestaltung an. Die 
Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß das 
der EG-Regionalpolitik jetzt schon zur Verfügung 
stehende Instrumentarium wesentlich wirksamer 
genutzt wird, als dies in der Vergangenheit der Fall 
war. Sie wird dabei darauf hinwirken, daß die natio-
nalen Gestaltungsmöglichkeiten im Bereich der 
Regionalpolitik erhalten bleiben, soweit sie nicht 
durch den EWG-Vertrag eingeschränkt werden. 

Dies gilt insbesondere für den Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur". Die Bundesregierung hält die 
Bedenken der Kommission für nicht gerechtfertigt 
und wird gemeinsam mit den Bundesländern in ih-
rer Stellungnahme für die Aufrechterhaltung der 
nach der Neuabgrenzung bereits spürbar reduzier-
ten Fördergebiete eintreten. 

Wirtschaftsförderung Berlin 

55. Dank eigener Anstrengungen Berlins und viel-
gestaltiger Hilfen des Bundes ist die Berliner Wirt-
schaft relativ gestärkt in die derzeitige allgemeine 
wirtschaftliche Schwächephase hineingegangen. 
Auch in Zukunft wird sich die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten für Berlin 
um gleiche Entwicklungsmöglichkeiten wie für das 
übrige Bundesgebiet bemühen. Der Senat von Ber-
lin hat der Bundesregierung Vorschläge für eine ef-
fektivere Gestaltung der Berliner Umsatzsteuerprä-
ferenzen vorgelegt; dabei ist auch die Auffassung 
der Berlin-Beauftragten der deutschen Industrie be-
rücksichtigt worden. Die Bundesregierung tritt für 
eine behutsame Behandlung dieser für die kontinu-
ierliche Stärkung der Berliner Wirtschaft wichtigen 
Präferenz ein. Mit der zügigen Prüfung der Vor- 
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Schläge ist im engen Kontakt mit dem Berliner Se-
nat bereits begonnen worden. 

Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

56. Die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehungen 
haben sich 1981 positiv entwickelt, wenngleich sich 
die Wachstumsrate des innerdeutschen Handels ge-
genüber dem Vorjahr abgeschwächt hat. Das ge-
samte Umsatzvolumen belief sich auf über 12 Mrd. 
Verrechnungseinheiten, wobei die DDR — erstmals 
seit vielen Jahren — einen Überschuß im bilateralen 
Handelsverkehr erzielte. 

Die Bundesregierung ist weiterhin an einem Ausbau 
der Wirtschaftsbeziehungen mit der DDR interes-
siert. Sie hat der Regierung der DDR bei der Zusam-
menkunft zwischen Bundeskanzler Schmidt und 
Generalsekretär Honecker am Werbellinsee Ende 
letzten Jahres konkrete Vorschläge unterbreitet, die 
geeignet sind, die Qualität des Handels zu verbes-
sern und eine weiterhin positive Entwicklung zu un-
terstützen. 

Bei diesem Treffen kam man überein, daß die 1974 
vereinbarte Swingregelung — der technische Über-
ziehungskredit im bilateralen Verrechnungsverkehr 
— bis Ende Juni 1982 verlängert wird und im ersten 
Halbjahr 1982 Verhandlungen mit dem Ziel einer 
längerfristigen Regelung geführt werden. 
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C. Stellungnahme1) der Bundesregierung zum Jahresgutachten 1981/82 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 

57. Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Rat) hat der 
Bundesregierung am 19. November 1981 sein Jah-
resgutachten 1981/82 (JG) mit dem Titel „Investie-
ren für mehr Beschäftigung" übergeben. Die Bun-
desregierung dankt dem Rat für seine gründliche 
Analyse der gesamtwirtschaftlichen Situation und 
die Erörterung von Möglichkeiten, mit denen die 
verschiedenen Bereiche der Wirtschaftspolitik zur 
Überwindung der gegenwärtigen Schwierigkeiten 
beitragen können. 

58. Bundesregierung und Rat stimmen in der Be-
urteilung von Weltkonjunktur und binnenwirt-
schaftlicher Entwicklung weitgehend überein. Die 
nunmehr fast zwei Jahre währende Wachstums-
schwäche in der Bundesrepublik Deutschland ist im 
Kern nicht als zyklischer Abschwung herkömmli-
cher Prägung zu bewerten, sondern als eine vor-
nehmlich durch Störungen von außen hervorgeru-
fene hartnäckige Stockungsphase, deren Bewälti-
gung durch hausgemachte Probleme erschwert wor-
den ist (Ziffer 270 JG). 

59. Keine Fehlentwicklung in der deutschen Wirt-
schaft ist nach dem Urteil des Rates gravierender 
als die hohe und weiter steigende Arbeitslosigkeit 
(Ziffer 328 JG). Im Mittelpunkt seiner wirtschaftspo-
litischen Erörterungen steht deshalb die Frage, auf 
welchen Wegen eine Milderung und allmähliche 
Überwindung des Beschäftigungsproblems erreich-
bar ist. 

Die Bundesregierung begrüßt das Bemühen der 
Sachverständigen, dabei unterschiedliche Ansätze 
der Wirtschaftspolitik voneinander abzugrenzen 
und zu würdigen (Ziffer 292 ff. JG). Einseitige defen-
sive wirtschaftspolitische Strategien, wie beschleu-
nigte allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit oder 
freiwilliger Verzicht auf Produktivitätsfortschritte, 
sind nach Auffassung des Rates ungeeignet, die 
wirtschaftlichen Probleme zu lösen (Ziffer 293 JG). 
Sie versprechen auch nach Meinung der Bundesre-
gierung kaum Erfolg. Solche Forderungen unter-
schätzen die negativen Rückwirkungen entspre-
chender Maßnahmen auf das Arbeitsplatzangebot 
und das gesamte Wohlstandsniveau. 

Wie der Rat sieht auch die Bundesregierung den ent

-

scheidenden Ansatz zur notwendigen Vergrößerung 
des Arbeitsplatzangebots in einer offensiven Strate- 

1 ) Wie in den vorangegangenen Jahreswirtschaftsberich-
ten nimmt die Bundesregierung nicht nur im Teil C, son-
dern auch in anderen Teilen im Sachzusammenhang 
zum Jahresgutachten 1981/82 des Sachverständigenra-
tes Stellung. 

gie. Hierzu zählt neben einer stabilitätsorientierten 
Geldpolitik sowie einer marktgerechten und be-
schäftigungsorientierten Lohnpolitik der Tarifpar-
teien auch das Bemühen des Staates, die Wachs-
tumsbedingungen zu verbessern (Ziffern 294, 300 
JG). Die Absage der Gutachter an ein herkömmli-
ches staatliches Ausgabenprogramm zur Förderung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage beruht auf 
der Befürchtung, daß unter den derzeitigen Bedin-
gungen solche Maßnahmen auf mittlere Sicht eher 
zusätzliche Beschäftigungsrisiken mit sich brächten 
(Ziffer 300 ff. JG). Die wirtschaftspolitische Aufgabe 
der kommenden Jahre darf sich nicht darin erschöp-
fen, eine nur kurzfristige Belebung der Nachfrage 
und der Produktion einzuleiten. Vielmehr gilt es, 
eine nachhaltige Steigerung der Investitionstätig-
keit auszulösen und so in der Industrie und im 
Dienstleistungsgewerbe die dringend notwendigen 
zusätzlichen Arbeitsplätze zu schaffen. 

60. Für die Finanzpolitik bezeichnet der Rat die 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte als zen-
trale Aufgabe. Sie müsse vor allem durch eine mehr-
jährige Begrenzung des Ausgabenanstiegs (unter-
proportional zum Sozialproduktswachstum) sowie 
durch eine wachstumsfördernde Umgestaltung der 
Staatsausgaben und des Steuersystems erreicht 
werden (Ziffern 367, 373 JG). Die Beschlüsse der 
Bundesregierung zum Haushalt 1982 würdigt das 
Gutachten als einen angemessenen ersten Schritt 
(Ziffer 346 JG). Die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß die finanzpolitischen Anstrengungen auch 
über 1982 hinaus weiter verfolgt werden müssen. 

Das Plädoyer des Rates für mehr öffentliche Investi-
tionen (bzw. eine Rücknahme von Kürzungen) und 
die Kritik an den zu geringen Abstrichen im „kon-
sumtiven" Bereich orientieren sich an zu formalen 
Kategorien der öffentlichen Ausgaben (Ziffern 350, 
375, 386 JG), die nur zum Teil Rückschlüsse auf die 
unterschiedlichen ökonomischen Wirkungen zulas-
sen. Jede einzelne Ausgabe in den Haushaltsplänen 
aller Gebietskörperschaften muß auf ihre finanzpo-
litische Zwecksetzung und den gesamtwirtschaftli-
chen Effekt hin beurteilt werden. 

Die Ansicht des Rates, daß konjunkturbedingte 
Steuermindereinnahmen und Mehrausgaben hinzu-
nehmen und durch zusätzliche Kreditaufnahme zu 
finanzieren seien (Ziffer 345 JG), wird von der Bun-
desregierung grundsätzlich geteilt. Die Gutachter 
weisen jedoch zu Recht darauf hin, daß die Abgren-
zung zwischen konjunkturbedingtem und struktu-
rellem Defizit schwierig ist (Ziffern 251, 372 JG). 

61. Angesichts wachsender Beschäftigungspro-
bleme und immer noch hoher Preissteigerungsra- 
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ten appellieren die Sachverständigen an die Tarif-
parteien, den lohnpolitischen Spielraum nicht aber-
mals zu überschätzen (Ziffer 413 JG). Für das Jahr 
1982 rechnet der Rat in seiner Prognose mit Ab-
schlüssen, die deutlich unter denen des Jahres 1981 
liegen (Ziffer 286 JG). Mit niedrigeren Einkommens-
zuwächsen wäre allerdings nach seiner Auffassung 
wenig gewonnen, wenn später um so höhere Tarif-
anhebungen folgten. Der Rat hält deshalb zu Recht 
eine lohnpolitische Grundlinie für notwendig, die 
mittelfristig verläßliche Perspektiven bietet, so daß 
mehr Produktion und mehr Beschäftigung nicht an 
den Kosten bzw. den Erwartungen hierfür scheitern 
(Ziffer 416 JG). 

62. In seinen Ausführungen über den bisherigen 
geldpolitischen Kurs bestätigt der Sachverständi-
genrat der Deutschen Bundesbank, daß sich erste 
Erfolge ihrer Politik abzeichnen. Er hält es für ge-
rechtfertigt, daß der Zuwachs der Zentralbankgeld-
menge 1981 im unteren Bereich des Zieltrichters ge-
halten wurde (Ziffer 192 ff. JG). Für die Zukunft er-
scheint es ihm jedoch angebracht, die Geldmengen-
expansion wieder stärker auf einen mittelfristig an-
gelegten und potentialorientierten Kurs zurückzu-
führen. Abweichungen hiervon sollten auf Ausnah-
mesituationen beschränkt bleiben (Ziffer 400 JG). 
Die Bundesregierung schließt sich dieser Auffas-
sung an. Die vom Rat für 1982 als angemessen erach-
tete Ausweitung der Zentralbankgeldmenge um 
5 1 /2% im Jahresverlauf liegt in der Mitte des von der 
Deutschen Bundesbank vorgesehenen Zielkorridors 
von wiederum 4 bis 7 %. Dieser bietet bei der unter-
stellten Rate für den unvermeidbaren Preisanstieg 
genügend Spielraum für die notwendige wirtschaft-
liche Erholung. 

63. Der Rat hat dargelegt, wie und unter welchen 
Bedingungen die verschiedenen Bereiche der Wirt-
schaftspolitik in die Lage versetzt werden können, 
wirkungsvoller als bisher Initiativen zur Überwin-
dung des Beschäftigungsproblems zu ergreifen (Zif-
fer 328 ff. JG). Wenn Gewerkschaften, Unternehmen 
und Staat sich dazu wechselseitig einen Vertrauens-
vorschuß einräumten, könnten Wachstumskräfte 
freigesetzt werden, die sonst nicht nutzbar wären. 

Wesentlicher Eckpfeiler einer solchen Strategie ist 
auch nach Auffassung der Bundesregierung ein be-
schäftigungspolitischer Konsens der Tarifparteien 
(Ziffer 335 ff. JG). Ein solcher Konsens kann jedoch 
in einer freiheitlichen Wirtschafts- und Sozialord-
nung mit pluralistischen Interessen wohl nur er-
reicht werden, wenn beide Seiten ihre gegenseitige 
und gesamtwirtschaftliche Verantwortung erken-
nen und sie als Maßstab für ihr Handeln nehmen. 
Die Gutachter weisen zu Recht darauf hin, daß die 
Bemühungen um einen beschäftigungspolitischen 
Konsens sich nicht einseitig auf die Lohnpolitik, 
sondern auch auf andere Aktionsfelder und Verhal-
tensweisen erstrecken sollten. Hinsichtlich der Ver-
teilungspolitik sollte — wie die Gutachter betonen — 
für eine Reihe von Jahren die Sicherung der Real-
löhne im Vordergrund stehen (Ziffer 337 JG). 
Der gesamtwirtschaftliche Produktivitätsfortschritt 
stünde dann für die Ertragsverbesserung der Unter-
nehmen zur Verfügung, eine Grundvoraussetzung 

für die Überwindung der Stagnation und für mehr 
Arbeitsplätze (Ziffer 286 JG). 

Die Konsequenzen eines solchen beschäftigungspo-
litischen Konsenses für die Einkommensverteilung 
könnten nach Ansicht des Rates durch Vereinbarun-
gen zur Gewinn- und Vermögensbeteiligung der Ar-
beitnehmer akzeptabler gemacht werden (Ziffer 337 
JG). Die Bundesregierung teilt grundsätzlich diese 
Auffassung. Die Schwierigkeiten, die sich aus dem 
engen finanziellen Spielraum in den öffentlichen 
Haushalten einerseits und den Vorbehalten auf sei-
ten beider Tarifparteien andererseits ergaben, ha-
ben sich in der Vergangenheit aber als zu groß er-
wiesen, um hier Fortschritte zu erzielen. Es liegt in 
der Hand von Gewerkschaften und Unternehmen, 
ob und in welchem Umfang sie in den kommenden 
Jahren Initiativen dieser Art in ihre tarif- und unter-
nehmenspolitischen Überlegungen einbeziehen wol-
len. 

64. Auf der Grundlage eines beschäftigungspoliti-
schen Konsenses und einer mittelfristigen Defizit-
verringerung in den öffentlichen Haushalten wer-
den vom Rat im Vorgriff auf den so gesicherten 
Spielraum wachstumspolitische Maßnahmen in ei-
ner Größenordnung von 7 Mrd. DM schon 1982 für 
möglich gehalten (Ziffern 347, 360 JG). Der Rat 
knüpft seine Überlegungen allerdings ausdrücklich 
an diese Voraussetzungen. Nur wenn sie erfüllt sind, 
halten die Gutachter eine vorübergehende Ausdeh-
nung der Kreditaufnahme im Jahre 1982 für vertret-
bar. Unter dieser Bedingung plädieren sie dafür, pri-
vate Investitionen stärker zu fördern und ein höhe-
res Maß an öffentlichen Investitionen aufrechtzuer-
halten (Ziffer 360 JG). Die Bundesregierung hält die-
ses vom Rat als eine mögliche Alternative darge-
legte Konzept für schlüssig. 

65. Zu Recht wird im Gutachten hervorgehoben, 
daß die derzeitigen Beschäftigungsprobleme dauer-
haft nur über mehr Investitionsdynamik zu bewälti-
gen sind (Ziffer 349 ff. JG). Es befaßt sich daher ein-
gehend mit der Frage, wie Störungen, die einer kräf-
tigeren Investitionstätigkeit im Wege stehen, beho-
ben werden können. 

Ein Problem sieht der Rat darin, daß es insbeson-
dere vielen mittelständischen Unternehmen für die 
erforderlichen Umstellungsinvestitionen und risiko-
reichen Innovationen an Risikokapital, also vor al-
lem an ausreichenden eigenen Finanzierungsmit-
teln, fehlt (Ziffer 86 JG). Auch die Bundesregierung 
anerkennt die zentrale Bedeutung einer angemesse-
nen Eigenkapitalausstattung insbesondere für die 
Widerstandsfähigkeit der Unternehmen in kriti-
schen Phasen. Die jüngste Entwicklung der Insol-
venzen ist vielfach auch Ausdruck eines unzurei-
chenden Eigenkapitals der Unternehmen. Die Bun-
desregierung mißt deshalb einer spürbaren Verbes-
serung der Eigenfinanzierungsmöglichkeiten ge-
rade auch der Klein- und Mittelunternehmen beson-
dere Bedeutung zu. Die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik des Staates hat hier jedoch nur begrenzte Mög-
lichkeiten. Der Eigenkapitalengpaß muß vor allem 
durch das Verhalten der Tarifparteien und der Un-
ternehmen selbst überwunden werden. 
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Als weitere Probleme nennt der Rat die ungünstigen 
Finanzierungsverhältnisse der Unternehmen am 
Kapitalmarkt aufgrund der hohen Zinsen und des 
durch die starke Fristenverkürzung gestiegenen 
Zinsänderungsrisikos (Ziffer 216 ff. JG). Die von der 
Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zielen 
darauf ab, den Kapitalmarkt zu entlasten und das 
Vertrauen in die längerfristige Kapitalmarktent-
wicklung zu stärken. Sie dürften dazu beitragen, daß 
den Unternehmen künftig wieder in größerem Um-
fang laufzeitkongruente Finanzierungsmittel für 
ihre Investitionen zur Verfügung stehen. Die Bun-
desregierung hat vor längerer Zeit bereits eine 
Überprüfung des gesetzlichen Kündigungsrechtes 
nach § 247 BGB eingeleitet (vgl. auch die Anregung 
des Rates in Ziffer 397 JG). 

66. Zur Frage der sogenannten administrativen In-
vestitionshemmnisse stellt der Rat fest, daß sich ein 
Gesamtbild darüber kaum gewinnen läßt, zumal of-
fen ist, was als normaler Zeitbedarf für den Behör-
denweg von der Planung bis zur Realisierung eines 
Investitionsprojektes zu gelten hat (Ziffer 352 ff. JG). 
In der Vereinfachung und Beschleunigung von Ge-
nehmigungsverfahren sowie in der Lockerung von 
Auflagen sieht der Rat nur eine Möglichkeit der Ab-
hilfe. Er erkennt an, daß Regulierungen im Einzel-
fall zumeist recht gut zu begründen sind, und schlägt 
daher vor, nach Lösungsansätzen zu suchen, die 
nicht reglementierend in Einzelentscheidungen ein-
greifen, sondern der Wirtschaft einen Rahmen set-
zen, der Entscheidungsfreiheit im einzelnen zubil-
ligt. 

67. Auch mit der Steuerpolitik befaßt sich der Rat 
hauptsächlich unter dem Aspekt, wie diese zur Bele-
bung der Investitionstätigkeit beitragen könne (ins-
besondere Ziffer 387 ff. JG). Die Bundesregierung 
sieht in diesen Ausführungen eine weitgehende Be-
stätigung des von ihr verfolgten Kurses. Vor allem 
die beschlossenen wesentlichen Verbesserungen 
der degressiven Abschreibungsmöglichkeiten ent-
sprechen den Überlegungen des Rates, daß es für die 
Schaffung von Arbeitsplätzen auch auf die steuerli-
che Entlastung von privaten Investitionen an-
kommt. Die im Gutachten vorgenommene Aufli-
stung weiterer Ansätze zur Verbesserung der Ab-
schreibungsmöglichkeiten berücksichtigt allerdings 
nur unzureichend die damit verbundenen haushalts-
politischen Risiken. 

Die Bundesregierung sieht dabei auch die Probleme, 
die sich aus den Auswirkungen von Preissteigerun-
gen auf die Besteuerung von Gewinnen ergeben 
können. Nach ihrer Ansicht besteht allerdings keine 
Veranlassung, das dem Steuerrecht zugrundelie-
gende Nominalwertprinzip zu durchbrechen. Sie be-
grüßt es, daß auch der Rat in seiner Analyse letztlich 
die Schlußfolgerung zieht, diese Probleme seien 
befriedigend nur an ihrem Ursprung, das heißt 
durch erfolgreiche Stabilitätspolitik, zu lösen (Zif-
fer 407 JG). 

Im Zusammenhang mit der Erörterung der ertrags-
unabhängigen Steuern und ihren Einflüssen auf die 
Unternehmensinvestitionen (Ziffer 395 JG), weist 
die Bundesregierung darauf hin, daß der Anteil der 

ertragsunabhängigen Steuern am Gesamtsteuerauf-
kommen in den vergangenen Jahren erheblich zu-
rückgeführt worden ist. 

68. Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Rates, daß sich sowohl in der Europäischen Gemein-
schaft als auch in anderen Ländern Tendenzen ver-
stärkt haben, den freien Welthandel zu beschränken 
(Ziffer 62 JG). Einen Rückgriff auf protektionisti-
sche Eingriffe und wettbewerbsverzerrende Maß-
nahmen lehnt sie grundsätzlich ab; strukturelle An-
passungsprobleme in der Wirtschaft sollten durch 
offensive Marktstrategien der Unternehmen gelöst 
werden. Die Wirtschaft ist aufgerufen, durch mo-
derne Fertigungsmethoden, höhere Produktivität, 
größere Innovationsbereitschaft, zukunftsträchtige 
Produkte und zunehmendes Eindringen in neue ex-
pansive Märkte ihre Wettbewerbschancen zu ver-
bessern. Die unternehmerischen Aktivitäten unter-
stützt und erleichtert die Bundesregierung durch 
Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen und 
flankierende Maßnahmen. 

Im internationalen Bereich und in den Europäi-
schen Gemeinschaften tritt sie dabei weiterhin für 
den Abbau tarifärer und nichttarifärer Handels-
hemmnisse sowie für den Abbau wettbewerbsver-
zerrender Beihilfen ein. (Zu den im Gutachten aus-
führlich kommentierten Bereichen wie Stahl und 
Textil vgl. Abschnitte B.II. und B.III. dieses Berich-
tes.) 

69. Die Bundesregierung hält übereinstimmend 
mit dem Rat auch weiterhin eine offensive Marktpo-
litik für notwendig. So sehr sie die Sorge der Sach-
verständigen hinsichtlich negativer Auswirkungen 
konservierender Eingriffe in den Marktprozeß teilt, 
so kann sie doch nicht der generellen Aussage des 
Gutachtens zustimmen, wonach in der Marktpolitik 
gegenwärtig defensive Strategien überwiegen (Zif-
fer 428 JG). Angesichts der Gesamtzahl der Insol-
venzen im letzten Jahr sollten Einzelfälle, in denen 
der Staat unterstützend eingegriffen hat, nicht über-
bewertet werden, vor allem deshalb nicht, weil oft 
supra- und internationale Zwänge dahinterstan-
den. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Rates, 
daß es im Rahmen einer offensiven Wettbewerbspo-
litik auch darauf ankommt, bisher regulierte oder 
neue Märkte für wettbewerbliche Suchprozesse zu 
öffnen oder offenzuhalten. Dies gilt angesichts der 
raschen Entwicklung der Kommunikationstechnolo-
gie auch für den Telekommunikationsbereich (Zif-
fer 432 JG). Die Bundesregierung hat bereits deut-
lich gemacht, daß auf den neu zu erschließenden 
Endgerätemärkten den wettbewerblichen Aktivitä-
ten der Wirtschaft ein breiter Raum zur Verfügung 
stehen wird, in dem die innovatorischen Impulse zur 
Stärkung der Leistungskraft, des Wachstums und 
der Beschäftigung zur Geltung kommen können, 
und daß sich die Deutsche Bundespost auf diesen 
Märkten zurückhalten soll. Sie hat in ihren Be-
schlüssen vom 8. April 1981 zum weiteren Ausbau 
des Fernmeldenetzes klargestellt, daß eine Beteili

-

gung der Deutschen Bundespost am Endgeräte- 
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markt dessen freie Entfaltung nicht behindern wird. 
Bezüglich der Fernmelde-Endgeräte ist die Bundes-
regierung der Auffassung, daß über die Beteiligung 
der Deutschen Bundespost in diesem Bereich nur im 
Einzelfall unter Abwägung insbesondere der fern-
meldemäßigen und der gesamtwirtschaftlichen Not-
wendigkeiten entschieden werden kann. 

Die Bundesregierung ist sich mit der Monopolkom-
mission grundsätzlich darin einig, daß die Netzträ-
gerschaft und die Zulassungskompetenz der Deut-
schen Bundespost für Fernmeldegeräte nicht in 
Frage gestellt werden. Sie hält es vor dem Hinter-
grund eines zukünftigen integrierten breitbandigen 
Glasfaser-Fernmeldenetzes nicht für vertretbar, pri-
vate Parallelnetze zuzulassen. Durch die Einführung 
der nutzungszeitabhängigen Tarifierungen für Fest-
verbindungen sind im übrigen wichtige Vorausset-
zungen für die Möglichkeit der Weitervermietung 
von Netzbestandteilen der Deutschen Bundespost 
geschaffen worden. Hierbei ist allerdings zu beach-
ten, daß die intensivere Nutzung von Festverbindun-
gen nicht zu einer unvertretbaren Minderausla-
stung des sonstigen Netzes führt, die nur durch Ge-
bührenerhöhungen zu Lasten der auf die Wählver-
bindungen angewiesenen Postkunden auszuglei-
chen wäre. 

70. Die Bundesregierung ist mit dem Rat der Mei-
nung, daß es zu den wachstumspolitischen Aufgaben 
des Staates gehört, die Voraussetzungen für einen 
funktionsfähigen Innovationswettbewerb zu verbes-
sern und sie da zu schaffen, wo sie noch fehlen (Zif-
fer 356 JG). Daneben kommt es vor allem darauf an, 
mit der Bevölkerung eine offene Diskussion über die 
positiven und negativen Auswirkungen neuer Tech-
nologien zu führen. Soweit die Durchführung ge-
planter Projekte auch durch staatlich gesetzte Ge-
nehmigungserfordernisse beeinflußt wird, muß im-
mer wieder geprüft werden, ob und inwieweit tat-
sächlich ein Regelungsbedarf besteht und welche 
Wirkungen sich für den Marktprozeß ergeben. Die 
Bundesregierung hat deshalb in der Vergangenheit 
in verschiedenen Bereichen administrative Verein-
fachungen durchgeführt. Sie sieht darin auch für die 
Zukunft eine wichtige Aufgabe. 

71. Der Rat weist auf die Schwächen und gesamt-
wirtschaftlichen Gefahren staatlicher Preisadmi-
nistration hin (Ziffer 433 JG). Dies bestärkt die Bun-
desregierung in ihrer Haltung, staatliche Markt- 
und Preisregelungen auf eng begrenzte Ausnahme-
fälle zu beschränken. Wie bisher wird sie auch künf-
tig die noch bestehenden staatlichen Preisregulie-
rungen auf ihre Notwendigkeit hin überprüfen und 
sie soweit wie möglich abbauen. 

72. Zur Energiepolitik wird im Gutachten festge-
stellt, daß der marktwirtschaftlich orientierte Kurs 
der Bundesregierung wesentlich dazu beigetragen 
hat, den Energieverbrauch spürbar zu senken und 
insbesondere den Einsatz von 01 überdurchschnitt-
lich zu vermindern (Ziffer 437 JG). Zu Recht wird be-
tont, daß größere Klarheit und Verläßlichkeit der 

Rahmenbedingungen für die Entwicklung der ein-
zelnen Energieträger wichtiger sind als quantitative 
Projektionen des Energiemarktes und seiner Struk-
tur. Der Rat erkennt an, daß die Dritte Fortschrei-
bung des Energieprogramms der Bundesregierung 
hierzu beiträgt (Ziffer 436 JG). 

Die Bundesregierung teilt im Grundsatz das Urteil 
der Gutachter zur Kernenergie (Ziffer 440 JG). Sie 
wird weiterhin darauf drängen, die Rahmenbedin-
gungen für Investitionen zum bedarfsgerechten 
Ausbau dieser Energie sicherer zu machen. Zu 
Recht weist der Rat auf Problematik und Schlüssel-
rolle der Entsorgungsfrage hin (Ziffer 440 JG). Bei 
der Verwirklichung der Entsorgungsbeschlüsse der 
Regierungschefs von Bund und Ländern vom 
28. September 1979 sind Fortschritte erreicht wor-
den, so bei der Zwischenlagerung und bei der Erkun-
dung von Endlagerstätten. Die Bundesregierung er-
wartet in absehbarer Zukunft weitere konkrete 
Schritte zur zügigen Verwirklichung ihres langfristi-
gen Entsorgungskonzeptes. Dies gilt auch für die 
Wiederaufarbeitung, nachdem insbesondere Hessen 
zur Aufnahme einer entsprechenden Anlage bereit 
ist und Standorte benannt wurden. Gleichwohl sind 
weitere erhebliche Anstrengungen erforderlich. 

Die Bundesregierung stimmt mit den Sachverstän-
digen darin überein, daß die Kontingente für Koh-
leimporte in diesem Jahr vor allem deshalb nicht 
ausgenutzt wurden, weil die Umstellung auf Kohle 
Zeit braucht (Ziffer 441 JG). Der Rat wiederholt je-
doch auch seine im Vorjahr geäußerten grundsätzli-
chen Bedenken zur Importkohleregelung. Hierzu 
hat die Bundesregierung bereits im Jahreswirt-
schaftsbericht 1981 (Ziffer 67) Stellung genommen. 
Der Rat äußert nunmehr zusätzlich die Befürchtung, 
daß die Kontingente auch auf Dauer nicht ausge-
nutzt werden könnten. Seiner Ansicht nach besteht 
die Gefahr, daß die Energieverbraucher sich bei ih-
ren mittelfristigen Entscheidungen auf eine dauer-
hafte Beschränkung der Importe einstellen. Hierbei 
bleibt unberücksichtigt, daß die Importkohlenkon-
tingente ausgeweitet werden und eine zusätzliche 
Aufstockungsmöglichkeit bis zu 50 % vorgesehen 
ist. 

73. In einem besonderen Kapitel des Gutachtens 
beschäftigt sich der Rat mit der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
(Ziffer 442 ff. JG). Zu diesem Thema hat die Bundes-
regierung vor kurzem bei der Beantwortung einer 
Großen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion ausführlich 
Stellung genommen (BT-Drucksache Nr. 9/1133). 
Zwischen den Aussagen der Bundesregierung und 
den Äußerungen der Gutachter besteht ein hohes 
Maß an Übereinstimmung sowohl in den analyti-
schen Ansätzen als auch in den Schlußfolgerun-
gen. 

Ausführlich untersucht der Rat in diesem Zusam-
menhang die Ursachen für die hohe Wettbewerbsfä-
higkeit Japans an den Weltmärkten (Ziffer 461 ff. 
JG). Die Bundesregierung begrüßt diesen Beitrag 
zur Versachlichung der Diskussion. 
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Anlage 

A. Rückblick auf die Jahresprojektion 1981 1 ) so-
wie die tatsächlich eingetretene Entwicklung 

1. Die gesamtwirtschaftliche Produktion — gemes-
sen am Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen 
— hat im Jahresdurchschnitt 1981 stagniert. U. a. 
aufgrund des hohen Leistungsbilanzdefizits mußten 
jedoch sehr viel größere Teile der Erwerbs- und Ver-
mögenseinkommen — und hier insbesondere Kapi-
talerträge — an das Ausland gezahlt werden als 
gleichzeitig von dort zurückflossen. Das für die Ver-
wendung und Einkommensverteilung der Inländer 
verbleibende Bruttosozialprodukt ging deshalb 
leicht zurück. Nach den ersten vorläufigen Berech-
nungen des Statistischen Bundesamtes erreichte 
das Bruttoinlandsprodukt im Jahresdurchschnitt 
real das Vorjahresniveau, während das Bruttosozial-
produkt real um 0,3 % zurückblieb; der Rückgang 
war also etwas weniger stark ausgeprägt, als im Jah-
reswirtschaftsbericht befürchtet worden war (Brut-
toinlands- und Bruttosozialprodukt lt. Jahresprojek-
tion: real 0 bis minus 1 %). Der reale Rückgang des 
Bruttosozialprodukts im Jahresdurchschnitt war 
ausschließlich das Ergebnis des niedrigen Aus-
gangsniveaus um die Jahreswende 1980/81 (negati-
ver Überhang), im Jahresverlauf 1981 kam es dage-
gen nicht mehr zu einer weiteren Abschwächung. 
Vielmehr lag das Bruttosozialprodukt real in der 2. 
Jahreshälfte 1981 bereits wieder über dem vergleich-
baren Vorjahresniveau, und das gesamtwirtschaftli-
che Produktionsniveau am Jahresende war leicht 
höher als im Jahresdurchschnitt. 

Zwar entsprach die Gesamtentwicklung damit in 
etwa den Erwartungen, gegenüber der in der Jahres-
projektion zugrundegelegten Struktur der Verwen-
dung des Sozialprodukts ergaben sich jedoch starke 
Abweichungen. So kam es zu einem erheblich höhe-
ren Außenbeitrag in konstanten Preisen, die In-
landsnachfrage verlief dagegen deutlich schwächer 
als vor einem Jahr erwartet worden war. Insbeson-
dere wegen der unerwarteten Schwäche der D-Mark 
und der damit verbundenen Verbilligung deutscher 
Produkte auf den Weltmärkten nahmen die Ausfuh-
ren sehr viel stärker zu als projiziert. Aus den glei-
chen Gründen war — infolge der starken Importver-
teuerung — der Kaufkraftverlust im Inland sehr viel 
ausgeprägter, so daß vor allem der Private Ver-
brauch real deutlich schwächer ausfiel als erwartet. 
Auch für den Jahresverlauf wich die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung von den Vorstellungen zu 
Jahresbeginn ab: Für das von Saison- und Kalender-
einflüssen bereinigte Sozialprodukt war zunächst 
ein weiterer realer Rückgang gegenüber dem 2. 
Halbjahr 1980 und für die zweite Jahreshälfte 1981 
eine fühlbare Belebung erwartet worden; hierdurch 
wäre der Einstieg nach 1982 deutlich günstiger aus-
gefallen. Tatsächlich stagnierte das Sozialprodukt in 
der ersten Jahreshälfte real auf dem Niveau des 2. 
Halbjahres 1980 und in der zweiten Jahreshälfte 
1981 ergab sich nur eine leichte Aufwärtsbewegung 
gegenüber dem 1. Halbjahr. 

1 ) Jahreswirtschaftsbericht 1981 der Bundesregierung 
(Drucksache 9/125) 

2. Das Produktionsergebnis je Erwerbstätigen

-

stunde (Produktivität) nahm wie projektiert um 2 % 
zu. Entsprechend dem etwas günstigeren Sozialpro-
duktsergebnis, als es dem Mittelwert der Jahrespro-
jektion entsprochen hätte, war auch der Rückgang 
der Zahl der Erwerbstätigen mit rd. 240 Tsd. oder 1 % 
nicht ganz so ausgeprägt wie erwartet (Jahrespro-
jektion: –1 bis –1 1 /2 %). Die Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer nahm um 160 Tsd. ab. Daß die Ar-
beitslosenzahl mit rd. 1,270 Mio. (Zunahme um 
380 Tsd.) dennoch etwas höher ausfiel als vor Jah-
resfrist befürchtet (rd. 1,2 Mio.), ist auf die unerwar-
tet starke Zunahme des Arbeitskräfteangebots, vor 
allem von Ausländern, und der leicht höheren Er-
werbsbeteiligung zurückzuführen. Das Bestreben, 
sich bei Verlust oder Suche eines Arbeitsplatzes als 
arbeitslos registrieren zu lassen, ist demnach jetzt 
ausgeprägter als in früheren Schwächeperioden. Die 
Arbeitslosenquote lag im Jahresdurchschnitt mit 
4,7 % (bezogen auf alle Erwerbspersonen) bzw. 5,5 % 
(bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen) 
leicht über den Projektionsansätzen (rd. 4'12 % bzw. 
rd. 5 %). 

3. Der gesamtwirtschaftliche Preisanstieg — ge-
messen am Preisindex des Bruttosozialprodukts — 
fiel mit 4,1 % sogar etwas schwächer als erwartet aus 
(Jahresprojektion: + rd. 4 1 /2 %). Angesichts der 
kräftigeren Zunahme der Lohnkosten je Produkt-
einheit als unterstellt ( + 41/2 % statt + 3 1 /2 %) sowie 
der unerwartet starken Einfuhrpreissteigerung be-
deutet dies, daß den Unternehmen eine volle Über-
wälzung des internen und von außen gekommenen 
Kostendrucks nicht gelungen ist; ihre Erträge sind 
im Jahresdurchschnitt erheblich geschrumpft. Im 
Inland war der Preisauftrieb jedoch ungleich stär-
ker als die Verteuerung der gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung, da es neben dem hausgemachten 
Kostenanstieg abermals zu einer deutlich überpro-
portionalen Verteuerung der Einfuhren kam. Die 
Einfuhrpreise stiegen um etwa 4 %-Punkte stärker 
als die Ausfuhrpreise, die Verschlechterung der 
terms of trade fiel damit erheblich kräftiger als er-
wartet aus. Dies war nicht auf einen Anstieg der 
Weltmarktpreise für Rohstoffe zurückzuführen — 
die  Preise für wichtige Rohstoffe in Dollar notierten 
vielfach sogar niedriger —, sondern ausschließlich 
Ergebnis der lange anhaltenden Wechselkursschwä-
che der D-Mark. Gegenüber den Währungen der 
wichtigsten 23 Handelspartner nahm der Wert der 
D-Mark im Jahresdurchschnitt nominal um rd. 2 % 
ab; gegenüber dem Dollar, der wichtigsten Verrech-
nungswährung für 01 und sonstige Rohstoffe, no-
tierte die D-Mark im Jahresdurchschnitt sogar um 
fast 20 % schwächer. Allein der reine Preiseffekt der 
Ölrechnung 2 ) betrug mit ca. 19 Mrd. DM etwa 1 % 
der gesamten volkswirtschaftlichen Endnachfrage 
(Verbrauch + Investitionen + Ausfuhr) und war da-
mit fast so hoch wie im Vorjahr (ca. 21 Mrd. DM oder 
1,1 % der Endnachfrage). Die tatsächliche Ölrech- 

2 ) Netto, d. h. nach Abzug der Ausfuhr von Mineralöler-
zeugnissen; in der „Spezialhandelsabgrenzung" der amt-
lichen Außenhandelsstatistik. 
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nung stieg allerdings wegen der um etwa 15 % gerin-
geren Einfuhrmengen nur um 7 Mrd. DM auf ca. 
65 Mrd. DM. 

Die Einfuhrverteuerungen aufgrund der Wechsel-
kursverschlechterung, die sich erst gegen Jahres-
ende teilweise wieder zurückbildete, waren ursäch-
lich dafür, daß der Preisanstieg für die Güter der ge-
samten inländischen Verwendung mit 5 1 /2 % und für 
den Privaten Verbrauch mit 6 % deutlich über die 
Ansätze der Jahresprojektion (+ rd. 4 1 /2 %) hinaus-
gingen. 

4. Da der Rückgang des Sozialprodukts real etwa 
dem Mittelwert der Jahresprojektion entsprach und 
die Verteuerung der gesamtwirtschaftlichen Lei-
stungserstellung mit 4 % sogar unter dem Ansatz 
von rd. 4 1 /2 %) blieb, erreichte der Anstieg des nomi-
nalen Bruttosozialprodukts mit knapp 4 %) den unte-
ren Bereich der im Jahreswirtschaftsbericht ge-
nannten Spanne von 3 1 /2 bis 4 1 /2M. 

Dabei blieb der Private Verbrauch mit knapp + 5 % 
am unteren Ende der projektierten Marge von + 5 
bis + 6 %; angesichts des stärkeren Preisanstiegs be-
deutete das real einen Rückgang um etwa 1 %. Der 
Staatsverbrauch nahm mit 7 % abermals deutlich 
stärker zu als in der Jahresprojektion ( + 4 bis + 5 %) 
angenommen worden war. Dagegen stiegen die no-
minalen Anlageinvestitionen mit gut 1 % schwächer 
als im Rahmen des Jahreswirtschaftsberichts ( + 2 
bis + 4 %) veranschlagt. Die Entwicklung im Woh-
nungsbau entsprach dabei etwa den Erwartungen; 
die Unternehmensinvestitionen und vor allem öf-
fentliche Investitionen entwickelten sich jedoch 
deutlich schwächer als projektiert. Auch die Lager-
bestände nahmen nicht — wie erwartet — zu, son-
dern ab. Bezogen auf das Sozialprodukt entsprach 
allein die Entwicklung der Vorratsbestände real ei-
nem kontraktiven Effekt von 1 1 /2 %. Im Gegensatz 
dazu fiel der nominale Außenbeitrag (Waren- und 
Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland) mit 
+ 9 Mrd. DM sogar höher aus als erwartet (Jahres-
projektion: 0 bis +4 Mrd. DM). Trotz der erheblich 
stärkeren terms-of-trade-Einbußen kam dieses Er-
gebnis dadurch zustande, daß die realen Ausfuhren 
diese negativen Preiseffekte mehr als kompensieren 
konnten und der Außenbeitrag in konstanten Prei-
sen sich deutlich stärker erhöhte als projiziert. Der 
wieder positive nominale Außenbeitrag führte trotz 
weiter gestiegenem Defizit bei den unentgeltlichen 
Übertragungen gegenüber dem Ausland dazu, daß 
das Leistungsbilanzdefizit ebenfalls stärker als er-
wartet auf rd. 17 1 /2 Mrd. DM abgebaut werden 
konnte (Jahresprojektion: 22 bis 25 Mrd. DM). 

5. Der Anstieg des Volkseinkommens entsprach 
mit 3 % der Annahme der Jahresprojektion ( + 2 1 /2 
bis + 3 1 /2 %). Dabei ging jedoch der Anstieg des 
Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit mit 
gut 4 1 /2 % deutlich über den Rahmen der Jahrespro-
jektion ( + 3 bis + 4 %) hinaus. Dies war hauptsäch-
lich auf einen mit 5 % merklich stärkeren Anstieg 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer zurückzuführen (Annahme der Jah-
resprojektion: + rd. 4 %).'Folglich ergab sich für die 
in der Volkseinkommensberechnung als Rest ermit-

telten Unternehmens- und Vermögenseinkommen 
statt des projektierten Anstiegs von 2 bis 3 % ein 
Rückgang um 1 %. Da die hierin enthaltenen Zins-, 
Miet- und Pachteinnahmen weiter zugenommen ha-
ben, bedeutet dies für die Unternehmenserträge im 
engeren Sinne erhebliche Einbußen. Die bereinigte 
Lohnquote 1 ) stieg von 69,7 % um rd. 1 %-Punkt auf 
70,6 % an. In der Jahresprojektion war dagegen von 
einer unveränderten Lohnquote ausgegangen wor-
den. 

6. 1981 ging der Anstieg der Staatsausgaben (Ge-
bietskörperschaften und Sozialversicherung) mit 
6 1 /2 % um etwa 1 1 /2 %-Punkte über den Projektions-
rahmen ( + 4 1 /2 % bis + 5 1 /2 %) hinaus. Besonders 
deutlich übertroffen wurden die Ausgabenpläne 
beim Staatsverbrauch mit + 7 % (Jahresprojektion: 
+ 4 bis + 5 %) und — u. a. durch die stark gestiege-
nen Zinsausgaben bedingt — bei den Einkommens- 
und Vermögensübertragungen mit gut + 71 /2 % (Jah-
resprojektion: + 5 bis + 6 %). Dagegen kam es bei 
den öffentlichen Investitionen statt der projektier-
ten Zunahme von 0 bis + 2 % zu einem Rückgang 
von 3 1 /2 %. Die Einnahmenentwicklung blieb mit gut 
+4 % an der Untergrenze der projektierten Marge 
( + 4 bis + 5 %). Dabei wurden die Erwartungen für 
die Steuern (Jahresprojektion: + 2 1 /2 bis + 3 1 /2 %) 
mit + 1 1 /2 % nicht erreicht, die Zunahme der Sozial-
beiträge ging dagegen mit knapp 7 1 /2 % aufgrund hö-
herer Beitragssätze und stärkerer Einkommenszu-
wächse bei den Arbeitnehmern über die Erwartun-
gen der Projektion (+ 5 bis + 6 %) hinaus. 

Wegen der sehr viel deutlicheren Scherenbildung 
zwischen Ausgaben und Einnahmen, als vor Jahres-
frist projektiert worden war, stieg das Finanzie-
rungsdefizit um 18 Mrd. DM auf 69 1 /2 Mrd. DM an 
(Jahresprojektion: – 55 bis – 59 Mrd. DM). Bei ei-
nem Überschuß im Sozialversicherungsbereich von 
knapp 4 Mrd. DM bedeutet dies für die Gebietskör-
perschaften einen Fehlbetrag von 73 1 /2 Mrd. DM 2 ). 
Das gesamte öffentliche Finanzierungsdefizit belief 
sich auf 4 1 /2 % des Sozialprodukts und war somit um 
1 %-Punkt höher als der Jahresprojektion zugrunde-
gelegt worden war. 

7. Dem höheren staatlichen Defizit stand ein stär-
ker gestiegener Finanzierungsüberschuß der priva-
ten Haushalte und eine deutlicher gesunkene Kre-
ditinanspruchnahme des Unternehmenssektors 
(einschl. Wohnungsvermietung) gegenüber. Die Er-
sparnis der privaten Haushalte nahm erheblich stär-
ker als das verfügbare Einkommen zu; erwartet wor-
den war ein leicht unterproportionaler Anstieg. Das 
niedrigere Finanzierungsdefizit für den Unterneh-
mensbereich ergab sich bei einem Aufkommen von 
Eigenmitteln (einschl. Abschreibungen) im unter-
stellten Ausmaß, weil die Bruttoinvestitionen, haupt-
sächlich bei der Vorratsbildung, schwächer ausfie-
len als erwartet. Der Finanzierungssaldo gegenüber 
der übrigen Welt (Leistungsbilanzdefizit) blieb mit 
rd. 17 1 /2 Mrd. DM unter der erwarteten Größenord-
nung. 

1) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Ar-
beit am Volkseinkommen, berechnet auf der Basis der 
Beschäftigungsstrukturen des Jahres 1970 

2) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung 
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Internationaler Vergleich der Verbraucherpreisentwicklung 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 

in % 

Ø Ø 1981 
1960/ 1970/ 1978 1979 1980 1981 

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Okt. Nov. Dez. 1970 1980 

Bundesrepublik 
Deutschland1) . + 2,5 + 5,1 + 2,7 + 4,1 + 5,5 + 5,9 + 5,7 + 5,6 + 6,1 + 6,5 + 6,7 + 6,6 + 6,3 

Belgien 	. 	. 	. 	. + 3,0 + 7,4 + 4,5 + 4,5 + 6,6 + 7,6 + 7,3 + 7,2 + 8,1 + 8,0 + 7,8 + 7,8 + 8,1 

Dänemark . . . + 5,6 + 9,8 + 10,0 + 9,6 + 12,3 + 11,7 + 10,9 + 12,2 + 11,8 + 12,1 + 11,9 +12,2 + 12,2 

Frankreich 	. . + 4,1 + 9,6 + 9,1 + 10,8 + 13,6 + 13,1 + 12,7 + 12,8 + 13,6 + 14,1 + 14,0 +14,3 + 14,0 

Griechenland 	 + 2,1 + 14,3 + 12,8 + 18,7 + 24,9 + 25,9 + 24,0 + 24,2 + 26,1 +23,8 

Großbritannien + 4,1 + 13,7 + 8,3 + 13,4 + 18,0 + 11,9 + 12,8 + 11,8 + 11,3 + 11,9 + 11,7 +12,0 + 12,0 

Irland 	 + 4,6 + 13,7 + 7,6 + 13,3 + 18,2 + 20,4 + 21,0 + 17,1 + 20,1 + 23,3 . +23,32)  

Italien 	 + 4,0 + 13,8 + 12,1 + 14,8 + 21,2 + 19,5 + 19,9 + 20,7 + 19,2 + 18,3 + 18,7 +18,2 + 18,0 

Luxemburg . . + 2,6 + 6,6 + 3,1 + 4,5 + 6,3 + 8,1 + 7,2 + 7,8 + 8,8 + 8,5 + 8,8 + 8,5 + 8,0 

Niederlande . . + 4,3 + 7,4 + 4,2 + 4,3 + 7,0 + 6,9 + 6,6 + 6,5 + 7,0 + 7,6 + 7,6 + 7,6 + 7,4 

Norwegen . . . + 4,5 + 8,4 + 8,1 + 4,8 + 10,9 + 14,6 + 14,1 + 13,8 + 12,6 +12,4 

Österreich . . . + 3,6 + 6,3 + 3,6 + 3,7 +6,4 + 6,7 + 7,0 + 6,9 + 6,7 + 6,9 + 7,2 + 6,7 + 6,4 

Portugal 3) . . . + 4,5 + 18,6 . + 23,5 + 16,6 + 19,9 + 15,2 + 17,7 + 21,7 + 25,0 + 24,6 +25,4 + 25,0 

Schweden . . . + 4,0 + 9,2 + 10,0 + 7,2 + 13,7 + 12,8 + 13,2 + 12,8 + 10,4 +10,1 

Schweiz . . . . + 3,3 + 5,0 + 1,1 + 3,6 + 4,0 + 6,5 + 5,9 + 5,9 + 7,1 + 7,0 + 7,3 + 7,0 + 6,5 

Spanien . . . 	 + 6,6 + 15,3 + 19,8 + 15,7 + 15,5 + 14,7 + 15,0 + 14,3 + 14,5 

Japan 	 + 5,7 + 9,0 + 3,8 + 3,6 + 8,0 + 4,9 + 6,7 + 5,0 + 4,1 + 3,9 + 4,1 + 3,6 + 4,2 

Kanada 	. . . 	 + 2,7 + 8,0 + 9,0 + 9,1 + 10,1 + 12,2 + 12,6 + 12,7 + 12,7 +12,2 

USA 	 + 2,7 + 7,8 + 7,7 + 11,3 + 13,5 + 10,4 + 11,2 + 9,8 + 10,9 + 9,8 + 10,4 +10,0 + 9,3 

Quelle: Statistisches Bundesamt und andere amtliche Stellen; die aktuellsten Zahlen sind teilweise vorläufige Werte. 
1)Preisindex für die Lebenshaltung aller p rivaten Haushalte 
2)vierteljährliche Erhebung 
3)ab 1978 neue Indexberechnung 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung im Jahre 1981 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 

Jahresprojektion Tatsächliche Entwicklung 4) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 	  — 1 bis — 1 1/2 — 0,9 

Arbeitslosenquote in % A 1 ) 	  (rd. 5) (5,5)  

B 3 ) 	  (rd. 41/2) (4,7) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 	  — 1 bis — 1 1/2 — 1,0 

Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1970 (BIP) 	  0 bis — 1 — 0,0 

BIP je Erwerbstätigen 	  + 1/2 bis + 1 + 0,9 

BIP je Erwerbstätigenstunde 	  + rd. 2 + 1,9 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 	  + 5 bis + 6 + 4,9 

Staatsverbrauch 	  + 4 bis + 5 + 6,9 

Anlageinvestitionen 	  + 2 bis + 4 + 1,2 

darunter: Öffentliche Investitionen 	  0 bis + 2 — 3,1 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 	  (+ 7 bis + 9) 3) (— 1,8) 

Inlandsnachfrage 	  + 3 bis + 4 + 3,0 
Außenbeitrag 

Mrd. DM 	  (0 bis + 4) (+ 9,0) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in % 	  (0 bis 1/2) (0,6) 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 	  + 31/2 bis + 4 1/2 + 3,8 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 	  + rd. 4 1/2 + 6,0 
Inlandsnachfrage 	  + rd. 4 1/2 + 5,6 

Bruttosozialprodukt 	  + rd. 4 1/2 + 4,1 

Verteilung des Sozialprodukts 

Volkseinkommen 	  + 2 1/2 bis + 3 1/2 + 3,1 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen (brutto) 	 + 2 bis + 3 — 1,1 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Summe) 	 + 3 bis + 4 + 4,7 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer 	  + rd. 4 + 5,1 

Sparquote 	  (rd. 13 1/2) (14,0) 

1)Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
2)Bezogen auf alle Erwerbspersonen 
3)Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes für 1980 
4)Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1982 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
im Jahre 1981 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) 

Jahres- Tatsäch- 
projektion liche 
der Bundes- Entwick- 
regierung lung 3) 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

Einnahmen 	- . 
Steuern 	  + 21/2 bis +31/2 	+ 1,5 

Sozialbeiträge 1 ) 	 + 5 bis + 6 	+ 7,3 

Sonstige Einnahmen . . . . + 61/2 bis + 71/2 	+ 10,2 

Einnahmen insgesamt . . 	 + 4 bis + 5 + 4,2 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 	 + 4 bis + 5 + 6,9 

Einkommens- und Vermö- 
gensübertragungen 2) . 	 + 5 bis + 6  + 7,7 

Investitionen 	 0 bis + 2 — 3,6 

Ausgaben insgesamt . . . . + 41/2 bis + 51/2 + 6,5 

Finanzierungssaldo, 
Mrd. DM 	 — 55 bis — 59 — 69,7 

1)Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
2)Einschließlich Zinsen 
3)Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: 
Januar 1982 

B. Jahresprojektion 1982 

8. Die zu Jahresbeginn verfügbaren Informationen 
deuten darauf hin, daß die deutsche Wirtschaft in-
zwischen die Endphase der bisher längsten — wenn 
auch nicht tiefsten Rezession erreicht oder  be 

 reits hinter sich gelassen hat. Der leichte Anstieg 
des realen Bruttosozialprodukts im 2. Halbjahr 1981 
gegenüber dem 1. Halbjahr könnte bereits den Be-
ginn einer neuen Aufwärtsbewegung andeuten; ein 
eindeutiges Urteil hierüber ist allerdings gegenwär-
tig noch nicht möglich. 

Unabhängig von der Beurteilung der jüngsten Daten 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist jedoch 
aufgrund des Auslaufens der rezessiven Einflüsse 
der zweiten Ölpreisexplosion in der Weltwirtschaft 
und der Fortschritte bei der Strukturanpassung in 
der Binnenwirtschaft für den weiteren Jahresver-
lauf mit einer allmählichen Belebung der Wirt-
schaftstätigkeit zu rechnen. Wegen der stark verän-
derten außen- und binnenwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen kann jedoch wohl nicht davon ausge-
gangen werden, daß es schon bald zu einem kräfti-
gen Aufschwung der Gesamtwirtschaft kommt. Es 
muß vielmehr damit gerechnet werden, daß insbe-
sondere  aufgrund der veränderten internationalen 
Wirtschafts- und Wettbewerbslage sowie des einge-
engten Handlungsspielraums der Geld- und Finanz-
politik die Erholung zunächst nur mäßig ausfallen 

wird. Auf einigen wirtschaftspolitischen Problemge-
bieten werden dabei zwar Fortschritte zu erzielen 
sein; für eine Entlastung auf dem Arbeitsmarkt 
dürfte das für dieses Jahr zu erwartende Wachstum 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion jedoch noch 
nicht ausreichen. 

Der Jahresprojektion der Bundesregierung liegt wie 
immer eine bedingte Prognose zugrunde. Dafür 
müssen eine Reihe von Hypothesen und Annahmen 
getroffen werden, die zusammen mit der jeweiligen 
Ausgangslage die projektierte Entwicklung der ein-
zelnen gesamtwirtschaftlichen Größen stark beein-
flussen. Bei der Auswahl dieser exogenen Größen — 
gleichsam des Gerüstes jeder quantitativen gesamt-
wirtschaftlichen Vorausschätzung — wird jeweils 
denjenigen der Vorzug gegeben, denen nach Abwä-
gung aller Einflußgrößen die größte Wahrscheinlich-
keit beigemessen werden kann. Dabei werden Ex-
trempositionen in negativer oder positiver Richtung  
so weit wie möglich ausgeschaltet. So wäre es bei

-

spielsweise eine Extremposition gewesen, vor einem 
Jahr ein starkes Abgleiten des D-Mark-Kurses ge-
genüber dem Dollar vorherzusagen. Das Nichtein-
treffen der Wechselkursannahme in der vorjährigen 
Jahresprojektion war zwar für die Entwicklung des 
realen Sozialprodukts insgesamt und den daraus ab-
geleiteten Beschäftigungsstand ohne Bedeutung; 
aufgrund der Abweichung zwischen Wechselkursan-
nahme und tatsächlicher Entwicklung konnte je-
doch weder die projektierte Verwendungsstruktur 
des Sozialprodukts zustandekommen noch die Ent-
wicklung der Inlandspreise in dem erwarteten Maße 
begrenzt werden. 

Für dieses Jahr wird in der Jahresprojektion aber-
mals davon ausgegangen, daß in erster Linie die 
ökonomischen Einflußfaktoren den Wechselkurs 
der D-Mark bestimmen. Angesichts der im interna-
tionalen Vergleich unterproportionalen Preis- und 
Kostenentwicklung im Inland und der sich abzeich-
nenden Tendenzen für die Leistungsbilanz müßte 
dies auf einen im Vergleich zum Vorjahr tendenziell 
höheren D-Mark-Kurs hinauslaufen. Dabei wird auf-
grund der Entwicklung im Vorjahr nicht davon aus-
gegangen, daß sich bereits auf kurze Sicht wieder 
ein Kurs herausbildet, wie er vor der  starken 
D-Mark-Abwertung entstanden war. Eine solche 
Konstellation sowie die erwartete deutsche Lei-
stungsbilanz- und internationale Zinsentwicklung 
sollten es erlauben, die Zunahme der Zentralbank-
geldmenge im oberen Bereich des angestrebten Ziel-
korridors zu ermöglichen. Bei der angenommenen 
Abnahme des Inflationsdrucks und dem erwarteten 
Rückgang des öffentlichen Defizits dürfte dies ein 
Sinken des Zinsniveaus zulassen. Ferner wird davon 
ausgegangen, daß es bei den öffentlichen Haushal-
ten gelingt, den gesteckten knappen Ausgaberah- 
men einzuhalten. Nach den starken Ölpreissteige-
rungen der drei letzten Jahre — im Vorjahr überwie-
gend auf die D-Mark-Schwäche zurückzuführen — 
ist in der Jahresprojektion außerdem unterstellt, 
daß es in diesem Jahr den jüngsten OPEC-Beschlüs-
sen entsprechend zu keinen nennenswerten Preis-
bewegungen auf den internationalen Märkten für 
Rohöl und Mineralölerzeugnisse kommt. Hierzu ge-
hört auch, daß die Versorgung mit Öl und sonstigen 



Drucksache 9/1322 	 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

Rohstoffen, darüber hinaus aber auch der übrige 
freie Warenaustausch nicht durch außerökonomi-
sche Ereignisse gestört wird. 

9. Die Entwicklung im Vorjahr hat wieder einmal 
besonders deutlich vor Augen geführt, wie stark die 
deutsche Wirtschaft vom außenwirtschaftlichen 
Umfeld Auslandsnachfrage und Wechselkursge-
füge - im Positiven wie im Negativen abhängig ist. 
Auch diesmal gehen die Ansichten über die weitere 
Entwicklung der Weltkonjunktur und des Welthan-
dels angesichts -der starken strukturellen Verwer-
fungen und der durch sie ausgelösten wirtschafts-, 
finanz- und geldpolitischen Maßnahmen weit aus-
einander. Nach überwiegender Ansicht wird aber 
davon ausgegangen, daß das Sozialprodukt in den 
Industrieländern mit 1 bis 1 1 /2% weiter leicht zu-
nimmt und sich der Anstieg in der zweiten Jahres

-

hälfte deutlicher beschleunigt. Hinter dieser Global

-

zahl verbirgt sich eine schwächere Entwicklung in 
Nordamerika, eine anhaltende Expansion in Japan 
und eine geringe Zunahme der gesamtwirtschaftli-
chen Produktion in Europa (nach einem leichten 
Rückgang im Vorjahr). Insbesondere das für Europa 
erwartete Produktionswachstum deutet auf eine 
weiterhin positive Entwicklung der deutschen Ex-
portmärkte hin. 1981 blieb die Expansion des gesam-
ten Welthandels zwar schwach; dennoch konnten 
die Exporte der Industrieländer nach Berechnungen 
der OECD real um 3 % gesteigert werden. Das auf 
den ersten Blick unbefriedigende Welthandelser-
gebnis kam dadurch zustande, daß von den Indu-
strieländern sehr viel weniger Öl importiert und ver-
braucht wurde, die weltweite Nachfrage nach verar-
beiteten Erzeugnissen aber fast so stark wie im Jahr 
zuvor zunahm. Wenn die gütermäßige Zusammen-
setzung des Welthandels so stark wie im letzten Jahr 
divergiert, kann er kein Maßstab für die Exportmög-
lichkeiten eines Industrielandes sein, das überwie-
gend Fertigprodukte exportiert. Vielmehr ist hierfür 
das Wachstum der Exportmärkte für verarbeitete 
Erzeugnisse heranzuziehen. Diese werden in diesem 
Jahr, folgt man den Prognosen der OECD, um etwa 5 
bis 6% expandieren. Für die Beurteilung der Expan

-

sionsmöglichkeiten der deutschen Exporte ist diese 
Zuwachsrate wichtiger als das — in den meisten 
Prognosen auf etwa 3 bis 5% geschätzte — Wachs-
tum des gesamten Welthandels. Außerdem spricht 
einiges dafür, daß nach der starken Verschiebung 
der Währungsrelationen im Vorjahr auch in diesem 
Jahr von den deutschen Exporteuren in gewissem 
Umfang Marktanteile hinzugewonnen werden kön-
nen, selbst wenn die D-Mark wieder, wie erwartet, 
höher notieren sollte. Der- Gewinn und Verlust an 
Marktanteilen ist erfahrungsgemäß ein Prozeß, der 
sich nicht gleichzeitig mit Wechselkursveränderun

-

gen, sondern erst mit einiger Verzögerung einstellt. 
Bereits die Absicherung der im Vorjahr gewonne-
nen Marktanteile würde im Jahresdurchschnitt 1982 
weitere Vorteile bedeuten, da sich diese erst im Ver-
laufe herausgebildet haben und somit gleichsam ein 
positiver ,,Überhang" vorhanden ist. Unter Berück-
sichtigung des zum Jahresende 1981 deutlich höhe-
ren Exportvolumens als im Jahresdurchschnitt wird 
in der Jahresprojektion bei einem sich bereits ab

-

zeichnenden schwächeren Exportpreisanstieg und 
den voraussichtlichen Dienstleistungseinnahmen 
von einem 

nominalen Anstieg der Ausfuhr von Waren und 
Dienstleistungen um 10 1/2 bis 11 1/2% 

(nach 14 1 /2% im Vorjahr) ausgegangen. 

10. Angesichts der Tatsache, daß die Anlageinve-
stitionen im Unternehmensbereich 1981 trotz star-
ker Kostenbelastungen durch Löhne, Zinsen und 
Importgüter, der dadurch ausgelösten Ertragsrück-
gänge, trotz unterausgelasteter Kapazitäten sowie 
der insgesamt stagnierenden realen Gesamtnach-
frage ein relativ hohes Niveau beibehielten, spricht 
viel dafür, daß auch für dieses Jahr ein starker Ein-
bruch der Investitionstätigkeit vermieden werden 
kann. Voraussetzung ist allerdings — wie in der Jah-
resprojektion unterstellt — eine deutliche Eindäm-
mung des Kostenauftriebs, wodurch eine fühlbare 
Erholung der Unternehmenserträge ermöglicht 
wird. Nur dann dürfte der an sich vorhandene Inve-
stitionsbedarf — in Gestalt von Strukturanpas-
sungs- und Modernisierungsinvestitionen, neuen 
technologischen Entwicklungen, Anstrengungen zur 
Erhaltung und Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit auch weiterhin ein Gegengewicht zu den re-
tardierenden Einflüssen einer geringen Kapazitäts-
auslastung sowie der zögernden Gesamtnachfrage 
darstellen. Die Investitionsbereitschaft dürfte auch 
durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen in 
Form der seit Juli 1981 verbesserten Abschreibungs-
möglichkeiten gestützt werden. Da die heimische 
Nachfrageentwicklung nach Ausrüstungsgütern 
und nach gewerblichen Bauten bis zuletzt schwach 
blieb, wird zwar für den Jahresdurchschnitt mit ei-
nem weiteren leichten realen Rückgang der Anla-
geinvestitionen im Unternehmensbereich gerech

-

net; im Verlauf des Jahres 1982 dürften sich jedoch 
allmählich Erholungstendenzen durchsetzen. Eine 
solche Einschätzung deckt sich im wesentlichen mit 
den Ergebnissen von Unternehmensbefragungen 
zur Investitionstätigkeit, die jedenfalls nicht auf ei-
nen stärkeren Einbruch in diesem Jahr hindeuten. 
Deutlicher dürfte dagegen der Rückgang bei den 
Wohnungsbauinvestitionen ausfallen. Hier ist die 
Nachfrage sehr viel stärker zurückgegangen als die 
Bautätigkeit, so daß noch mit rückläufigen Produk-
tionsziffern gerechnet werden muß. Bei weiter nach-
lassendem Preisauftrieb und wieder sinkenden Fi-
nanzierungskosten könnte allerdings der Rückgang 
der Nachfrage — unterstützt durch die auch in die-
sem Bereich verbesserten steuerlichen Abschrei-
bungsmöglichkeiten - gebremst werden. Die un-
günstigsten Aussichten für die Investitionstätigkeit 
dürften im öffentlichen Sektor bestehen. Angesichts 
des deutlichen_ Rückgangs der Auftragsvergaben im 
Vorjahr, der anhaltenden finanziellen Enge in den 
öffentlichen Haushalten und der bereits absehbaren 
Haushaltsplanungen wäre es unrealistisch, in die-
sem Jahr nicht von einem weiteren Rückgang des 
staatlichen Investitionsvolumens auszugehen. 

Unter Berücksichtigung eines vor allem für Bauten 
deutlich abgeschwächten Preisanstiegs wird in der 
Jahresprojektion bei diesen Annahmen für die reale 
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Entwicklung der Anlageinvestitionen von Unterneh-
men, im Wohnungsbau und des Staates zusammen-
gefaßt von einem 

etwa unveränderten Niveau der nominalen An-
lageinvestitionen 

(nach + 1 % im Vorjahr) ausgegangen. 

Im Vorjahr gingen von der Lagerbildung kontrak-
tive Effekte aus, die real etwa 11/2%  des Bruttoso-
zialprodukts entsprachen. Am Jahresende war die 
Vorratshaltung in der gesamten Volkswirtschaft ge-
ringer als ein Jahr zuvor. Den bisherigen Erfahrun-
gen entsprechend, wonach bei einer beginnenden 
Erholung die Vorprodukt- und Fertigwarenlager 
wieder aufgestockt werden, wird in der Jahrespro-
jektion für 1982 von einer Umkehr des Lagerzyklus 
ausgegangen. Hierfür wurde jedoch ein Ausmaß an-
genommen, das eher geringer als in früheren ver-
gleichbaren Perioden ist. Mitentscheidend für die 
Stärke des wiedereinsetzenden Vorratsaufbaus 
dürfte es ein, in welchem Umfang sich die Lagerhal-
tungskosten im Verlaufe dieses Jahres zurückbil-
den. Da sich ein Teil der Vorratsbildung in einem hö-
heren Importbedarf niederschlägt, wirkt sich die An-
passung der Lagerhaltung an ein höheres Produk-
tionsniveau allerdings nicht in voller Höhe auf die 
Entwicklung des Sozialprodukts aus. 

11. Auch in diesem Jahr dürfte sich kaum ein 
Spielraum für eine Zunahme des realen Privaten 
Verbrauchs ergeben. Hierauf deuten die Annahmen 
in der Jahresprojektion für die Entwicklung des ver-
fügbaren Einkommens der privaten Haushalte hin: 
Es wird davon ausgegangen, daß die Bruttolohn- und 
-gehaltssumme 1982 mit rd. 4 % etwas weniger als im 
Vorjahr zunimmt. Da in diesem Jahr die Sozialbei-
träge, insbesondere wegen erhöhter Beitragssätze 
zur Arbeitslosenversicherung, weiter steigen und — 
anders als im Vorjahr — der Progressionseffekt bei 
der Lohnsteuer wieder voll zur Geltung kommt, 
dürfte der Anstieg der Nettolohn- und -gehalts-
summe mit rd. 2 1 /2% schwächer als im Vorjahr aus-
fallen. Auch die vom Staat geleisteten Übertra-
gungseinkommen werden trotz höherer Rentenan-
passungssätze wegen der zum 1. Januar 1982 in 
Kraft getretenen Konsolidierungsmaßnahmen im 
Bereich der Bundesanstalt für Arbeit, bei der Sozial

-

hilfe und beim Kindergeld schwächer als 1981 zu-
nehmen. Zusammen mit den entnommenen Gewin-
nen und Vermögenseinkommen, für die aufgrund 
der erwarteten Zinsentwicklung ebenfalls mit einer 
schwächeren Ausweitung als im Vorjahr gerechnet 
werden kann, wird in der Jahresprojektion von ei-
nem Anstieg der verfügbaren Einkommen der priva-
ten Haushalte um 4 bis 5 % (nach 5 1 /2% im Vorjahr) 
ausgegangen. Da wegen der unterstellten Zinsent-
wicklung die Sparanreize eher geringer als im Vor-
jahr sein werden, wird mit einer etwas niedrigeren 
Sparquote als 1981 gerechnet. Dies könnte für 

den Privaten Verbrauch eine Zunahme um no-
minal 41/2 bis 5 1/2% 

(nach 5 % im Vorjahr) ergeben. 

12. Die Planungen bei den öffentlichen Haushalten 
deuten auf einen merklich abgeschwächten Ausga-

benanstieg hin. Unter der Voraussetzung, daß sich 
die Personalkostensteigerungen im Rahmen der 
Planungen halten und die Ausgabendynamik im Be-
reich der gesetzlichen Krankenversicherung wie 
vorgesehen gebremst werden kann, wird in der Jah-
resprojektion von einer 

Zunahme des Staatsverbrauchs um 4 bis 5 % 

(nach 7 % im Vorjahr) ausgegangen. 

13. Aus diesen Annahmen für die Entwicklung der 
Inlandsnachfrage und der Ausfuhren resultiert für 
die Gesamtnachfrage ein nominaler Anstieg um 5 1/2 
bis 61/2%. Für die Einfuhren wird unter Berücksichti-
gung der gestiegenen Wettbewerbsfähigkeit heimi-
scher Anbieter auch auf den Inlandsmärkten bei 
deutlich nachlassenden Importpreissteigerungen 
mit einer Zunahme um 7 bis 8 % gerechnet. Dabei ist 
unterstellt worden, daß auch in diesem Jahr das An-
stiegstempo bei den Dienstleistungsausgaben kräf-
tiger als bei den Wareneinfuhren ausfallen wird. Ins-
gesamt ergibt sich daraus ein 

nominaler Außenbeitrag von + 25 bis + 30 Mrd. 
DM 

(nach + 9 Mrd. DM im Vorjahr). Hinter dieser relativ 
kräftigen Ausweitung des Saldos im Waren- und 
Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland steht die 
Vorstellung, daß sich der Außenbeitrag in konstan-
ten Preisen weniger kräftig als im Vorjahr erhöht, 
dafür aber — im Gegensatz zur Entwicklung in den 
letzten drei Jahren — das Verhältnis von Ausfuhr

-

zu Einfuhrpreisen (terms of trade) sich nicht weiter 
verschlechtert. In der Jahresprojektion wird im Jah-
resdurchschnitt von einem in etwa unveränderten 
preislichen Austauschverhältnis im Außenhandel 
ausgegangen, wobei sich — den Wechselkursan-
nahmen entsprechend — im Verlauf des Jahres je-
doch eine terms-of-trade-Verbesserung abzeichnen 
dürfte. 
Insgesamt ergibt sich damit ein 

Anstieg des nominalen Bruttosozialprodukts 
von rd. 51/2% 

(nach knapp 4 % im Vorjahr). 

14. Die Annahmen in der Jahresprojektion für die 
Kosten- und Nachfrageentwicklung im Inland sowie 
die Abschwächung der Einfuhrpreise lassen einen 
deutlich niedrigeren Anstieg der Inlandspreise als 
im Vorjahr erwarten. Für den Verbraucherpreisan-
stieg ist allerdings mit einer etwas geringeren Ab-
schwächung zu rechnen als für die Preise der ge-
samten Güterverwendung im Inland. Einmal ist die 
hohe Vorbelastung zu berücksichtigen, die sich bei 
der Preisentwicklung im Verlaufe des Vorjahres er-
gab; der „Überhang" bei den Verbraucherpreisen fiel 
mit fast + 21/2% sogar stärker als in den letzten Jah-
ren aus. Zum anderen ergibt sich durch die Ver-
brauchsteuererhöhungen und durch angekündigte 
administrierte Preisanhebungen ein bereits jetzt ab-
sehbarer weiterer Preisauftrieb. Unter Berücksichti-
gung dieser Vorbelastungen wird in der Jahrespro-
jektion davon ausgegangen, daß der 

Anstieg der Verbraucherpreise im Jahresdurch-
schnitt 1982 nicht über rd. 5 % 
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(nach 6% im Vorjahr) hinausgeht. Da zu Jahresbe-
ginn das Verbraucherpreisniveau noch um mehr als 
6 % höher als im Vorjahr liegt, setzt dies eine Ab-
schwächung im Verlauf auf rd. 4 % voraus. Für die 
gesamte inländische Güterverwendung und das 
Bruttosozialprodukt gehen die Annahmen der Jah-
resprojektion von einem Preisanstieg von rd. 4 % im 
Jahresdurchschnitt aus. 

15. Die der Jahresprojektion zugrundeliegenden 
Annahmen für das nominale Bruttosozialprodukt 
und die Preisentwicklung entsprechen 

real einem Wachstum von 1 bis 1 1/2% 

im Jahresdurchschnitt 1982. Die gesamtwirtschaftli-
che Produktionsentwicklung würde damit erneut 
hinter dem Anstieg des Produktionspotentials zu-
rückbleiben, so daß es aufs Jahr gesehen zu einem 
nochmaligen Rückgang der Kapazitätsauslastung in 
der Gesamtwirtschaft kommt. Im Jahresverlauf ist 
hier jedoch mit einer Stabilisierung zu rechnen. Bei 
einer solchen Entwicklung im Jahresdurchschnitt 
muß mit einem nochmaligen Rückgang des Arbeits-
volumens (Erwerbstätige mal durchschnittlich gelei-
stete Arbeitszeit) um etwa 1 1 /2% — nach rd. 2 % im 
Vorjahr — gerechnet werden; die Arbeitsproduktivi-
tät (Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde) 
dürfte dabei — wie bereits im Verlaufe des Vorjah-
res — leicht beschleunigt weiter zunehmen. Der 
konjunkturellen Situation entsprechend muß damit 
gerechnet werden, daß sich der Rückgang des Ar-
beitsvolumens in erster Linie in einem anhaltenden 
Abbau der Zahl der Erwerbstätigen und weniger in 
einer weiteren Reduzierung der Arbeitszeit durch 
Kurzarbeit und Überstundenabbau niederschlagen 
wird. Für die Zahl der Erwerbstätigen wird, ähnlich 
wie im Vorjahr, ein Rückgang um rd. 1 % erwartet. 
Bei weiterhin abnehmender Zahl der Selbständigen 
und mithelfenden Familienangehörigen dürfte der 
Rückgang der Zahl beschäftigter Arbeitnehmer da-
bei etwas geringer ausfallen als die der gesamten 
Erwerbstätigen. 

Auch in diesem Jahr steigt, vornehmlich aus demo-
graphischen Gründen, das Arbeitskräfteangebot an, 
so daß die Zunahme der Arbeitslosigkeit voraus-
sichtlich über das Maß hinausgehen wird, das auf-
grund der geringeren Arbeitskräftenachfrage ohne-
hin erwartet werden muß. Insgesamt wird in der 
Jahresprojektion angenommen, daß sich der An-
stieg der Arbeitslosigkeit im Verlaufe dieses Jahres 
abflacht und 

die Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt 
1982 auf rd. 6% (bezogen auf alle Erwerbsperso-
nen) bzw. rd. 7% (bezogen auf die unselbständi-
gen Erwerbspersonen) begrenzt werden kann. 

16. Ähnlich wie im Vorjahr dürfte bei der sich ab-
zeichnenden Entwicklung für die Abschreibungen 
sowie für die indirekten Steuern und Subventionen 
in diesem Jahr das Volkseinkommen mit rd. 5 % et-
was schwächer als das nominale Bruttosozialpro-
dukt zunehmen. Hinsichtlich der Verteilung des 
Volkseinkommens wird in der Jahresprojektion an-
genommen, daß die Bruttolöhne und -gehälter je be-
schäftigten Arbeitnehmer um rd. 4 1 /2%, und damit 
etwas weniger als im Vorjahr, ansteigen werden. 

Hieraus folgt unter Berücksichtigung des überpro-
portionalen Anstiegs der Sozialbeiträge der Arbeit-
geber einerseits sowie der Beschäftigungsabnahme 
andererseits eine 

Zunahme der Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit um rd. 4%. 

Daraus ergibt sich für die in der volkswirtschaftli-
chen Kreislaufrechnung als Rest ermittelten 

Brutto- Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men ein Anstieg um 7 bis 9%, 

nachdem sie im Vorjahr um 1% zurückgegangen wa-
ren. Den übrigen Annahmen in der Jahresprojektion 
würde es entsprechen, wenn von den einzelnen Be-
standteilen dieser sehr komplexen Einkommens-
größe die Unternehmenserträge im engeren Sinne 
sich nach ihrem beträchtlichen Rückgang im Vor-
jahr deutlich erholen und die übrigen Bestandteile 
— u. a. Einkommen aus freiberuflicher Tätigkeit so-
wie Miet-, Pacht- und Kapitaleinkünfte, auch von Ar-
beitnehmern und Nichterwerbstätigen — schwächer 
zunehmen würden. Eine präzisere Aufteilung in Ein-
zelbestandteile ist ' im Rahmen der gesamtwirt-
schaftlichen Projektion nicht möglich. 

17. Für die Ausgaben der Gebietskörperschaften 
und beiden verschiedenen Bereichen der Sozialver-
sicherung ist nach den derzeitigen Planungen unter 
Berücksichtigung der in Kraft getretenen Konsoli-
dierungsmaßnahmen ein Anstieg um 3 1 /2 bis 4 1 /2% 
zu erwarten (in der Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung). Dieser Anstieg 
dürfte spürbar hinter der Entwicklung des nomina-
len Bruttosozialprodukts zurückbleiben. Dabei wird 
die Ausgabenausweitung bei Bund, Ländern und Ge-
meinden voraussichtlich schwächer als der Gesamt-
anstieg ausfallen, da sich hier die Einsparungsmaß-
nahmen in erster Linie bemerkbar machen werden. 
Für die Gesamteinnahmen kann dagegen mit einer 
Zunahme um 6 1 /2 bis 7 1 /2% gerechnet werden. Dabei 
dürften die Steuern im Einklang mit dem nominalen 
Bruttosozialprodukt um 5 bis 6 %, die Sozialversiche-
rungsbeiträge wegen der in Kraft getretenen Bei-
tragssatzerhöhungen etwas stärker zunehmen. Auf-
grund des im Vorjahr entstandenen sehr hohen 
Bundesbankgewinns werden die sonstigen Einnah-
men deutlich überproportional ansteigen. Aus dieser 
stärkeren Zunahme der Einnahmen als der Ausga-
ben ergibt sich ein Finanzierungsdefizit für den ge-
samten staatlichen Sektor in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, das mit 52 
bis 56 Mrd. DM spürbar unter dem des Vorjahres 
(69 1 /2 Mrd. DM) bleiben dürfte. Noch deutlicher 
dürfte der Defizitabbau bei den Gebietskörperschaf-
ten ausfallen, während im Sozialversicherungsbe-
reich mit einer leichten Reduzierung der dort vor-
handenen Überschußposition zu rechnen ist. Das der 
Jahresprojektion zugrundeliegende Gesamtdefizit 
des Staates würde rechnerisch 3 bis 3 1 /2% des Brut-
tosozialprodukts (nach 4 1 /2% im Vorjahr) entspre-
chen. 

18. Diesem deutlich geringeren öffentlichen Defi-
zit entspricht in der Finanzierungsrechnung nach 
den Annahmen in der Jahresprojektion ein niedrige- 



Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/1322 

res Finanzierungspotential in Gestalt eines nahezu 
gleich hohen Defizitabbaus in der Leistungsbilanz. 
Dagegen dürften sich die Vermögensbildung der pri-
vaten Haushalte und der Finanzierungsbedarf des 
Unternehmenssektors (einschl. Wohnungswirt-
schaft) nur vergleichsweise wenig verändern. Auf-
grund der erwarteten geringeren Sparanreize im 
Zusammenhang mit der Zinsentwicklung wird in 
der Jahresprojektion angenommen, daß sich die Er-
sparnisbildung der privaten Haushalte in diesem 
Jahr unterproportional zum Anstieg des verfügba

-

ren Einkommens entwickelt, so daß die Bereitstel-
lung von Finanzierungsmitteln nur geringfügig hö-
her als im Vorjahr ausfallen dürfte. Für den Unter-
nehmenssektor wird zwar wieder mit einem Anstieg 
der Bruttoinvestitionen - in erster Linie zunächst 
in Form vermehrter Lagerbildung - gerechnet, 
gleichzeitig ergibt sich nach den Annahmen in der 
Jahresprojektion jedoch auch eine stärkere Zu-
nahme der eigenen Mittel, so daß sich der Fremdfi-
nanzierungsbedarf gegenüber dem Vorj ahr eben-
falls nur wenig ändern dürfte. 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1978 bis 1981 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1982 

1978 19793) 19803) 19814) 19825) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 	  + 0,8 + 1,3 + 0,9 - 0,9  - rd. 1 
Arbeitslosenquote in % A 1 ) 	  ( 4,4) ( 3,8) ( 3,8) ( 5,5) (rd.  7) 

B 2) 	  ( 3,8) ( 3,3) ( 3,3) ( 4,7) (rd. 6) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 	  - 1,0 - 0,5 - 0,6 - 1,0 - 1/2 
Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1930 (BIP) 	  + 3,2 + 4,5 + 1,9 - 0,0 + 1 bis + 1 1/2 
BIP je Erwerbstätigen 	  + 2,5 + 3,1 + 1,0 + 0,9 + 2 bis + 3 
BIP je Erwerbstätigenstunde 	  + 3,5 + 3,6 + 1,7 + 1,9 + 21/2 bis + 3 1/2 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen  

Privater Verbrauch 	  + 6,6 + 7,3 + 7,2 + 4,9 + 41/2 bis + 5 1/2 
Staatsverbrauch 	  + 7,4 + 8,3 + 9,0 + 6,9 + 4 bis + 5 
Anlageinvestitionen 	  + 9,7 + 15,2 + 11,6 + 1,2 - 1 bis 0 
darunter: Offentlichelnvestitionen 	 + 11,1 + 15,9 + 14,2 - 3,1 - 41/2 bis - 5 1/2 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 	  (+ 9,4) (+ 25,6) (+ 18,9) (- 1,8) (+ 6 bis + 10) 

Inlandsnachfrage 	  + 7,0 + 10,5 + 7,9 + 3,0 + 4 bis + 5 
Außenbeitrag 

Mrd. DM 	  (+ 37,3) (+ 13,3) (- 3,1) (+ 9,0) (+ 25 bis + 30) 
Anteil am Bruttosozialprodukt in  % 	 ( 2,9) ( 0,9) (- 0,2) ( 0,6) (1 1/2) 

Bruttosozialprodukt 
zu Marktpreisen 	  + 7,5 + 8,3 + 6,7 + 3,8 + rd. 51/2 

Preisentwicklung 
Privater Verbrauch 	  + 2,6 + 3,9 + 5,4 + 6,0 + rd. 5 
Inlandsnachfrage 	  + 3,1 + 4,5 + 6,1 + 5,6 + rd. 4 
Bruttosozialprodukt 	  + 3,8 + 3,7 + 4,8 + 4,1 + rd. 4 
Verteilung des Sozialprodukts 
Volkseinkommen 	  + 7,4 + 7,8 + 6,0 + 3,1 + rd. 5 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen 
(brutto) 	  + 9,1 + 8,3 + 1,4 - 1,1 + 7 bis + 9 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) 	  + 6,7 + 7,7 + 7,9 + 4,7 + rd. 4 
Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer 	 + 5,2 + 5,5 + 6,5 + 5,1 + rd. 4 1/2 

Sparquote 	  (12,5) (13,2) (13,3) (14,0) (131/2) 

1)Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
2)Bezogen auf alle Erwerbspersonen 
3)Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
4)Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; St and: Januar 1982 
5)Jahresprojektion 



Drucksache 9/1322 	Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode 

Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 

1978 19791) 19801 ) 19812) 19823) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Einnahmen 

Steuern 	  + 5,6 + 7,2 + 6,3 + 1,5 + 5 bis + 6 

Sozialbeiträge4) 	  + 7,0 + 7,5 + 8,0 + 7,3 + 5 1/2 bis + 61/2 

Sonstige Einnahmen 	  + 12,4 + 7,7 + 6,4 + 10,2 + 20 bis + 21 

Einnahmen insgesamt 	  + 6,5 + 7,4 + 6,9 + 4,2 + 61/2 bis + 71/2 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 	  + 7,4 + 8,3 + 9,0 + 6,9 + 4 bis + 5 

Einkommens- und Vermögens- 
übertragungen 5) 	  + 6,4 + 6,7 + 6,2 + 7,7 + 5 bis + 6 

Investitionen 	  + 10,7 + 15,4 + 15,1 - 3,6 - 41/2 bis - 51/2 

Ausgaben insgesamt 	  + 7,1 + 8,0 + 8,1 + 6,5 + 3 1/2 bis + 4 1/2 

Finanzierungssaldo in Mrd. DM 	 - 34,5 - 41,0 - 51,4 - 69,7 - 52 bis - 56 

1)Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
2)Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1982 
3)Jahresprojektion 
4)Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
5)Einschließlich Zinsen 

Außenwirtschaftliche Beziehungen in den Jahren 1978 bis 1981 
und Eckwerte der Jahresprojektion für 1982 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 

1978 1979 1 ) 1980 1 ) 1981 2) 1982 3) 

Mrd. DM 

In jeweiligen Preisen 

Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen . . . . 348,07 	382,99 	430,61 	492,08 	546 

Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 	. . . 	 310,82 	369,72 	433,71 	483,08 	519 

Außenbeitrag 	  + 37,25 + 13,27 - 3,10 + 9,00 + 27 

Anteil am BSP in % 	  (2,9) (0,9) (- 0,2) (0,6) (1 1/2) 

Saldo der Übertragungen 	  - 19,83 - 23,79 - 27,02 - 29,65 - 32 

Bilanz der laufenden Rechnung 	  + 17,42 - 10,52 - 30,12 - 20,65 - 5 

Anteil am BSP in % 	  (1,3) (- 0,8) (- 2,0) (- 1,3) (0 bis - 1/2) 

Real (in Preisen von 1970) 

Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen . . . . 244,42 258,48 273,70 296,92 317 

Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 	. . . 	 218,72 242,74 256,80 261,32 270 

Außenbeitrag 	  + 25,70 + 15,74 + 16,90 + 35,60 + 47 

Anteil am BSP in % 	  (3,0) (1,8) (1,9) (4,0) (5) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in 

In jeweiligen Preisen 

Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen . . . . + 5,3 	+ 10,0 	+ 12,4 	+ 14,3 	+ 101/2 bis + 111/2 

Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 	. . . . + 3,2 	+ 18,9 	+ 17,3 	+ 11,4 	+ 7 bis + 8 

Real (in Preisen von 1970) 

Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen . . . . + 4,1 + 5,8 + 5,9 + 8,5 + 6 bis + 7 

Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 	. . . . + 5,2 + 11,0 + 5,8 + 1,8 + 3 bis + 4 

1)Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
2)Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1982 
3)Gerundete Mittelwerte bzw. Eckwerte der Jahresprojektion 


